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Verfassungsbeschwerde (§ 90 BVerfGG)
der internationalen Humanitären Hilfsorganisation e.V., vertreten durch den Vorstand, Weilburger Str. 17, 60326 Frankfurt am Main,


- Beschwerdeführer -

Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr. Reinhard Marx, Mainzer Landstr. 127a, 60327 Frankfurt am Main

g e g e n

1.
den Bescheid des Bundesministerium des Innern vom 23. Juni 2010 



– ÖS II 3 – 19 314/28 - sowie

2.
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichtes vom 18. April 2012 


– BVerwG 6 A 2.10-.
Unter Vollmachtsvorlage wird Verfassungsbeschwerde erhoben und beantragt,

unter Aufhebung des Bescheides des Bundesministerium des Innern vom 23. Juni 2010 – ÖS II 3 – 619 314/28 – sowie des Urteils des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. April 2012 – BVerwG 6 A 2.10, zugestellt am 14. Juni 2012, festzustellen, dass der Beschwerdeführer durch diese Entscheidungen in seinen Grundrechten aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 und Art. 19 Abs. 4, aus Art.  3 Abs. 1 sowie aus Art. 10 Abs. 1 Grundgesetz verletzt wird.

Es wird überreicht:

1.
Bescheid des Bundesministerium des Innern vom 23. Juni 2010 – ÖS II 3 – 


619 314/28,

2.
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. April 2012 – BVerwG 6 A 2.10,

3.
Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 25. Mai 2011 – 


BVerwG 6 A 2.10,

4.
Beschluss des Bundesverwaltungsgerichts vom 27. Juni 2011 – 


BVerwG 6 VR 4.10 (6 A 2.10),

5.
Satzung der Internationalen Humanitären Hilfsorganisation vom 


10. November 1998,

6.
Schriftsatz vom 27. November 2010, 

7.
Schriftsatz vom 27. April 2011,

8.
Schriftsatz vom 23. Mai 2011,

9.
Schriftsatz vom 10. September 2011,

10.
Schriftsatz vom 29. März 2012,

11.
Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 3. Dezember 2004 – 


BVerwG 6 A 10.02 sowie

12.
Verhandlungsniederschrift vom 18. April 2012

Die Verfassungsbeschwerde ist zur Entscheidung anzunehmen, weil beide Annahmegründe des § 93a Abs. 2 BVerfGG vorliegen. Die Verfassungsbeschwerde ist von allgemeiner Bedeutung, weil das angefochtene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts auf einer mit den Anforderungen des Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nicht vereinbarenden  Auslegung der materiellen Verbotsgründe beruht, darüber hinaus dem verfassungskräftigen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit nicht angemessen Rechnung trägt und im Rahmen der Tatsachenfeststellung und Beweiswürdigung wegen der fehlenden Berücksichtigung gefahrenabwehrender Grundsätze den präventiven Verfassungsschutz in einer mit den verfassungsrechtlichen Anforderungen des Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 19 Abs. 4  GG nicht übereinstimmenden Weise in den verfassungsrechtlich geschützten gesellschaftlichen Bereich der Assoziationsfreiheit vorverlegt. Dadurch trägt es dazu bei, dass der Beschwerdeführer wegen seiner  religiös motivierten karitativen Hilfe in Gaza in der Öffentlichkeit als Komplize der HAMAS und ihres Terrors stigmatisiert wird. Die Verfassungsbeschwerde ist auch zur Durchsetzung des dem Beschwerdeführer gemäß Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG verbürgten Grundrechts der Assoziationsfreiheit geboten, weil ihm durch die verbotsrechtliche Verwirkung seines Grundrechts ein besonders schwerer Nachteil zugefügt wird.
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A.
Sachverhalt
Der Beschwerdeführer ist ein im Jahr 1997 gegründeter Verein mit Sitz in Frankfurt am Main, der nach seiner Satzung den Zweck verfolgt, „weltweit in Fällen von Naturkatastrophen, Kriegen und anderen Katastrophen humanitäre Hilfe in geeigneter Form zu leisten“ (§ 2). Die transnationale karitative Tätigkeit ist nach dem Selbstverständnis des Beschwerdeführers Ausdruck seines religiösen Selbstverständnisses. Dementsprechend wirbt er insbesondere unter der muslimischen Wohnbevölkerung in Deutschland um Spenden für seine weltweiten humanitären Projekte in zahlreichen islamischen Zielländern. Dort arbeitet der Beschwerdeführer mit muslimischen karitativen Partnerorganisationen zusammen, um seine projektgebundene karitative Hilfslieferungen möglichst wirksam an die Zuwendungsempfänger zu bringen.

Durch Bescheid des Bundesinnenministeriums vom 23. Juni 2010 (Anlage Nr. 1) wurde der Beschwerdeführer aufgelöst, weil er nach Ansicht der Verbotsbehörde mit seiner Vereinstätigkeit dem Gedanken der Völkerverständigung zuwider gehandelt habe (Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG, § 3 Abs. 1 Satz 1 Alt. 3 VereinsG). Begründet wurde dies damit, dass er durch seine Tätigkeit in Palästina sowie in Pakistan, im Sudan, in der Türkei und im Yemen die HAMAS unterstützt habe. Die Verbotsbehörde stützt sich hierbei auf das Al-Aqsa-Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 3. Dezember 2004 (BVerwG, NVwZ 1005, 1435 = Buchholz 402.25 VereinsG Nr. 41, Anlage Nr. 11). Durch Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 18. April 2012 (Anlage Nr. 2) wurde das Verbot bestätigt, weil der Beschwerdeführer seiner Auffassung nach durch seine transnationale karitative Tätigkeit in Gaza den bezeichneten Verbotsgrund erfülle. Hinsichtlich der Zusammenarbeit mit den Partnerorganisationen in den anderen Zielländern wurden die Voraussetzungen des Verbotsgrundes nicht festgestellt. Mit der Verfassungsbeschwerde rügt der Beschwerdeführer eine Verletzung seiner Grundrechte aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 und Art. 19 Abs. 4, Art. 3 Abs. 1 und Art. 10 Abs. 1 GG.

B
Verletzung des Art. 9 Abs. 1 GG
I.
Verletzung von Art. 9 Abs. 1 GG wegen fehlerhafter Anwendung  des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit
Der angefochtene Bescheid sowie das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts verletzen den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG unabhängig davon, ob die Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 GG erfüllt sind, weil sie wegen Verletzung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes auf einem nicht verfassungsgemäßen Gesetz beruhen (§ 95 Abs. 3 Satz 2 BVerfGG).

Im angefochtenen Urteil wird ausgeführt, dass die Verbotsbehörde für Erwägungen zur Verhältnismäßigkeit auf der Rechtsfolgenseite des Verbotstatbestandes des § 3 Abs. 1 Satz 1 Alt. 3 VereinsG in Verb. mit Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG keinen Raum gehabt habe. Den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes sei vielmehr bereits auf der Tatbestandsseite der Norm bei der Prüfung Rechnung zu tragen, ob die Voraussetzungen dieses Verbotsgrundes vorlägen (UA, Rdn. 75). Damit verletzt das Bundesverwaltungsgericht Art. 9 Abs. 2 GG, weil es den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz nicht in seiner vollständigen Bedeutung, insbesondere nicht das Übermaßverbot, bei der Anwendung des Vereinsgesetzes beachtet und deshalb nicht geprüft hat, ob mildere Mittel als das Vereinsverbot zu erwägen sind. Da es ohne die gebotene Prüfung der Vereinbarkeit der Vorschriften des Vereinsgesetzes mit Art. 9 Abs. 1 und 2 GG seine Entscheidung getroffen hat, verletzen das angefochtene Urteil wie auch der zugrundeliegende Behördenbescheid den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG.
1.
Auslegung von Art. 9 Abs. 2 GG nach Maßgabe des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit 

Die Verbotsgründe des Art. 9 Abs. 2 GG unterliegen dem verfassungskräftigen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und sind nach dessen Maßgabe auszulegen. Der Behördenbescheid beruht auf § 3 Abs. 1 Satz 1 Alt. 3 VereinsG. Diese Bestimmung weist für den Fall, dass ihre tatbestandsmäßigen Voraussetzungen erfüllt sind, ausschließlich darauf hin, dass ein Verein erst dann als verboten behandelt werden darf, wenn durch Verfügung festgestellt worden ist, dass die in Art. 9 Abs. 2 GG geregelten Verbotsgründe vorliegen. Ob in diesem Fall auch andere mildere Mittel angewandt werden dürfen, schließen die Norm oder andere Vorschriften des Vereinsgesetzes weder aus noch wird dies angeordnet. Vielmehr befassen sich alle Eingriffsnormen dieses Gesetzes ausschließlich mit dem Vereinsverbot, regeln ferner dessen Vollzug und die erforderlichen Folgemaßnahmen. Danach ordnet das Gesetz für den Fall, dass eine Vereinigung einen der verfassungsrechlich geregelten Verbotsgründe erfüllt, unabhängig davon, wie schwerwiegend dieser Verstoß ist und ob er prägend für die Vereinsaktivitäten ist, lediglich an, dass ein Vereinsverbot erst nach einer entsprechenden behördlichen Verfügung als verboten behandelt werden darf. Zweck der Vorschrift ist es also, auszuschließen, dass ein Verein bereits dann als verboten behandelt wird, wenn noch keine entsprechende Verfügung erlassen worden ist. 

Weniger einschneidende und den Betroffenen schonende Mittel kennt das Gesetz mit Ausnahme des Betätigungsverbotes bei ausländischen Vereinen nach § 15 Abs. 3 VereinsG nicht. Eine dieser Vorschrift vergleichbare Norm hat der Gesetzgeber für deutsche Vereine nicht eingeführt, sodass sich auch unabhängig von der Frage der Verhältnismäßigkeit verfassungsrechtliche Bedenken aus Art. 3 Abs. 1 GG ergeben. Die Vorschrift des § 3 Abs. 1 Satz 1 VereinsG und das Gesetz im Übrigen stehen daher, soweit bei Vorliegen der Verbotsvoraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 GG ausschließlich auf das Vereinsverbot hingewiesen wird, mit der Verfassung nicht in Übereinstimmung. 

Eine gesetzliche Norm verstößt gegen die Verfassung, wenn sie zu Eingriffen ermächtigt, die von den ungeschriebenen oder ausdrücklichen grundgesetzlichen Schranken nicht gedeckt sind oder den Grundrechtsträger unverhältnismäßig belasten. § 3 Abs. 1 VereinsG deckt sich hinsichtlich der dort geregelten materiellen Verbotsgründe seinem Wortlaut nach mit Art. 9 Abs. 2 GG und bewegt sich damit im Rahmen der Schrankenregelung des Grundgesetzes. Er dient dem Zweck, einerseits die Einhaltung der Strafgesetze, die verfassungsmäßige Ordnung und den Gedanken der Völkerverständigung zu schützen und andererseits den betroffenen Verein dadurch zu schützen, dass die Verbotsgründe mit verbindlicher Wirkung erst nach einer entsprechenden behördlichen Feststellung geltend gemacht werden dürfen. 

Gefährdet ein Verein durch seine Tätigkeit die bezeichneten Rechtsgüter, ist ein Verbot zwar stets geeignet, diese zu schützen. Ein Verbot ist allerdings nicht in jedem Fall erforderlich. Vielmehr kann nach dem Grundsatz des milderen Mittels auch ein Verbot bestimmter Aktivitäten etwa durch Auflagen genügen, um kollidierende Interessen miteinander zum Ausgleich zu bringen. Diesen Weg hat das Bundesverwaltungsgericht im fachgerichtlichen Verfahren im Vergleichsvorschlag vom 25. Mai 2011 unter Nr. 1 (Anlage Nr. 3) sowie im Eilrechtsbeschluss vom 27. Juni 2011 (Anlage Nr. 4) eingeschlagen und sich anders als im Endurteil hieran nicht durch die Verfassung gehindert gesehen.

2.
Erfordernis einer gesonderten Verhältnismäßigkeitsprüfung
Da Art. 9 Abs. 2 GG nach Maßgabe des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes auszulegen ist, darf ein Verein erst dann als verboten behandelt werden, wenn durch andere mildere Mittel dem Schutz der Verfassung nicht wirksam Genüge getan werden kann. Diese verfassungsrechtliche Norm gebietet also die vorherige gesonderte Verhältnismäßigkeitsprüfung.

Das Bundesverwaltungsgericht hatte in seiner früheren Rechtsprechung zunächst die Auffassung vertreten, dass bei Erfüllung eines Verbotsgrundes auch mildere Mittel als ein Vereinsverbot zu erwägen seien. Die einschneidende, die Existenz der Vereinigung vernichtende Folge des in Art. 9 Abs. 2 GG vorgesehenen Verbotes sei bei richtigem Verständnis dieser Vorschrift unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit nicht schon dann gerechtfertigt, wenn eine ihrem Wesen nach unbedenkliche oder sogar förderungswürdige Vereinigung auch einzelne verfassungsfeindliche Aktionen unternehme und wenn diese Aktionen sich durch mildere Verwaltungsmittel als die Auflösung der Vereinigung hinreichend wirksam verhindern ließen (BVerwGE 37, 344 (361 f)). 

Diese Entscheidung betraf jedoch ein Vereinsverbot, das vor dem Erlass des Vereinsgesetzes angeordnet wurde (vgl. BVerwGE 37, 344 (350)). In seiner nachfolgenden Rechtsprechung hat das Bundesverwaltungsgericht hingegen unmittelbar aus Art. 9 Abs. 2 GG hergeleitet, dass die dort geregelte Vereinsauflösung nicht unverhältnismäßig sei. Mildere Mittel kämen nur in Betracht, wenn der Tatbestand des Art. 9 Abs. 2 GG nicht erfüllt sei. Wenn dieser hingegen erfüllt sei, sei dem Wortlaut der Norm nach kein Ermessen gegeben und daher auch kein Raum für eine Verhältnismäßigkeitsprüfung (BVerwGE 61, 218 (222)). In seiner nachfolgenden Rechtsprechung hat das Bundesverwaltungsgericht an dieser Auffassung festgehalten und klargestellt, dass weniger einschneidende Mittel als ein Verbot nicht in Betracht kommen, wenn sich die Verbotsgründe aus der Zielsetzung der Vereinigung und nicht etwa aus konkreten gefährlichen Betätigungen einzelner Mitglieder oder Funktionäre ergeben (BVerwGE 55, 175 (181); BVerwG, NVwZ 1995, 587 (590); BVerwG, NVwZ-RR 2000, 70 (75); BVerwG NVwZ 2003, 986 (990)). Ein Organisationsverbot knüpfe zwar auch an Tätigkeiten und Handlungen – nämlich an eine bestimmte politische Betätigung des Vereins – an, wolle aber nicht lediglich diese Betätigung unterbinden, sondern die Vereinigung selbst als organisatorische Grundlage und Quelle der Betätigung beseitigen. Insofern gehe das Vereinsverbot über ein Betätigungsverbot hinaus (BVerwGE 55, 175 (181)). 

Das Bundesverwaltungsgericht lehnt damit eine gesonderte Verhältnismäßigkeitsprüfung ab. In seiner neueren Rechtsprechung hat es diese Grundsätze noch einmal bestätigt und ausgeführt, dass die Funktion, die eine auf der Grundlage des § 3 Abs. 1 VereinsG in Verb. mit Art. 9 Abs. 2 GG ergehende Verbotsverfügung zu erfüllen habe, nicht darin bestehe, der Verbotsbehörde auf der Rechtsfolgenseite der Norm die Ausübung von Ermessen unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit zu ermöglichen. Vielmehr diene sie jedenfalls in der Regel allein dazu, aus Gründen der Rechtssicherheit klarzustellen, dass eine Vereinigung einen oder mehrere Verbotsgründe erfülle, und durch die entsprechende Feststellung die gesetzlich vorgesehene Sperre für ein Vorgehen gegen den Verein aufzuheben. Den Anforderungen des verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes seien darum bereits auf der Tatbestandseite der Norm bei der Prüfung Rechnung zu tragen, ob die Voraussetzungen eines Verbotsgrundes vorliegen (BVerwGE 134, 275 (307) Rdn. 87). Auf diese Rechtsprechung bezieht das Gericht sich im anhängigen Verfahren ausdrücklich (UA, Rdn. 75). Teilweise hat das Bun

desverwaltungsgericht in dieser Position Unterstützung in der Literatur erfahren (Bauer, in: Dreier, GG, 2. Aufl. 2004, Art. 9, Rdn. 60; Starck, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, GG, 6. Aufl. 2010, Art. 9, Rdn. 71).

Hiergegen wird in der verfassungsrechtlichen Kommentarliteratur eingewandt, das Grundgesetz kenne keine für alle Grundrechte gemeinsame – abstrakt-generelle – Schrankenordnung. Damit sei für jedes Grundrecht und damit auch für Art. 9 Abs. 1 GG gesondert festzustellen, welchen Schranken es unterliege. Dem Grundrecht nach Art. 9 Abs. 1 GG stehe somit das Verbot nach Art. 9 Abs. 2 GG gegenüber. Nach dem Wortlaut des Art. 9 Abs. 1 und 2 GG fehle allerdings ein spezieller Gesetzesvorbehalt im Sinne einer an den Gesetzgeber adressierten Ermächtigung, die Vereinigungsfreiheit durch Gesetz einzuschränken. Folgerichtig regele das Vereinsgesetz ausschließlich das Verbotsverfahren in Konkretisierung des Art. 9 Abs. 2 GG. Die Lückenhaftigkeit dieser gesetzlichen Regelung werde jedoch deutlich, vergegenwärtige man sich die den drei Gewährleistungsstufen der Vereinigungsfreiheit entsprechenden Einschränkungsmöglichkeiten, nämlich präventive Zulassungskontrolle, Gestaltung des Vereinslebens einschließlich Aufsichtsmaßnahmen und Vereinsverbot. Insgesamt ergebe sich, dass die Auslegung des Art. 9 GG nicht bei der einzigen ausdrücklich genannten Schranke der Vereinigungsfreiheit stehen bleiben könne. Vielmehr müsse sie zu einem den Stufen der Vereinigungsfreiheit entsprechenden Schrankengefüge kommen. Diese Stufentheorie habe bei Art. 9 GG eine ähnliche Funktion wie bei anderen Grundrechten. Sie konkretisiere das Übermaßverbot (Scholz, in: Maunz-Dürig, Grundgesetz. Kommentar, 63. Lieferung, Oktober 2011, Art. 9 Rdn. 112 bis 118).

Unterstützt wird diese Auffassung auch durch andere Positionen im Schrifttum. Danach werde ein Betätigungsverbot weder durch Abs. 1 noch durch Abs. 2 des Art. 9 GG gesperrt. Vielmehr stehe auch Art. 9 Abs. 2 GG unter der Geltung des Übermaßverbotes. Dieses folge aus dem Rechtsstaatsprinzip und habe verfassungsrechtlichen Rang und sei damit bei der Auslegung und Anwendung von Art. 9 Abs. 2 GG zu berücksichtigen. Die Schranke der Verhältnismäßigkeit gestatte ihrerseits eine Beschränkung des Grundrechts der Vereinigungsfreiheit nur insoweit, als es zum Schutz öffentlicher Interessen unerlässlich sei. Sie gewinne beim Vereinsverbot deshalb eine besondere Bedeutung, weil ein solches Verbot nicht nur eine konkrete Vereinsbetätigung untersage, sondern darüber hinaus die gesamte Organisation der Vereinigung als Quelle der Betätigung schlechthin zu vernichten und auszulöschen suche. Ein solches Auslöschen der Vereinigung verletze aber dann das Verhältnismäßigkeitsprinzip, wenn die von Art. 9 Abs. 2 GG geschützten Rechtsgüter lediglich durch einzelne temporäre Vereinstätigkeiten oder durch das Verhalten einzelner Funktionäre gefährdet werde und eben nicht auch durch die Zielsetzung und Organisation der betroffenen Vereinigung als solcher. Die konkreten staatlichen Reaktionen auf eine bestimmte Gefahr würden nicht durch die Verfassung vorgegeben. Daher dürfe auch bei Vorliegen der Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 GG das Verbot aus sachgerechten Gründen zurückgehalten werden (Planker, NVwZ 1998, 113 (116 f.)). 

Die gegen die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts gerichtete Meinung in der Literatur ist sich damit darin einig, dass Art. 9 Abs. 2 GG den Erlass eines sachlich beschränkten Betätigungsverbotes nicht hindert, wenn Verbotsgründe lediglich temporär oder sachlich beschränkt festgestellt werden, die Vereinstätigkeit im Übrigen aber nicht zu Beanstandungen Anlass gibt. Lediglich in der Begründung und im Blick auf den Adressaten weist diese Meinung Differenzierungen auf. Während einerseits aus den ungeschriebenen Schranken in Verbindung mit dem Übermaßverbot eine Gestaltungsmöglichkeit für den Gesetzgebers unter Einschluss von Betätigungsverboten aus Art. 9 Abs. 1 GG hergeleitet wird, wird andererseits Art. 9 Abs. 2 GG unter den Vorbehalt des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes gestellt, sodass die im Wortlaut dieser Norm vorgesehene Sanktion bei Erfüllung von Verbotsgründen bei einer sachgerechten Auslegung der Vorschriften des Vereinsgesetzes nicht die behördliche Anordnung weniger belastender Maßnahmen sperrt. 

3.
Unvereinbarkeit der Rechtsauffassung des Bundesverwaltungsgerichts mit Art. 9 Abs. 2 GG
Die dargestellte Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichtes begegnet verfassungsrechtlichen Bedenken. Das Gebot der Verhältnismäßigkeit im engeren Sinne erfordert, dass die Schwere der gesetzgeberischen Grundrechtsbeschränkung bei einer Gesamtabwägung nicht außer Verhältnis zu dem Gewicht der sie rechtfertigenden Gründe steht. In dem Spannungsverhältnis zwischen der Pflicht des Staates zum Rechtsgüterschutz und dem Interesse des Einzelnen an der Wahrung seiner von der Verfassung verbürgten Rechte ist es dabei zunächst Aufgabe des Gesetzgebers, in abstrakter Weise einen Ausgleich der widerstreitenden Interessen zu erreichen (BVerfGE 120, 378 (428), mit Bezug auf BVerfGE 109, 279 (350)). Eine in den Schutzbereich der Vereinigungsfreiheit eingreifende Norm ist daher nur dann verfassungsgemäß, wenn die Interessen des Gemeinwohls, die der Staat beim Schutze anderer Rechtsgüter wahrnimmt, der Intensität des Eingriffs in die Vereinigungsfreiheit an Gewicht entsprechen. Daher ist eine Abwägung der verschiedenen Interessen vorzunehmen (BVerfGE 30, 227 (243 ff.); 84, 372 (379)). 
Der Gesetzgeber hat nach der gefestigten Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes den verfassungsrechtlichen Grundsatz der Verhältnismäßigkeit insbesondere bei der Schrankenbestimmung eines Grundrechts zu beachten. Dieser Grundsatz besagt, dass eine Maßnahme zur Erreichung des angestrebten Zweckes geeignet und erforderlich sein muss. Sie ist erforderlich, wenn der Gesetzgeber kein gleich wirksames, aber das betreffende Grundrecht nicht oder doch weniger fühlbar einschränkendes Mittel hätte wählen können (BVerfGE 19, 330, (337); 25, 1 (17 f.); 30, 292 (316); 63, 88 (115)70, 1 (26); 79, 256 (271); 92, 262 (273); 120, 378 (428)). Ferner darf der mit der Maßnahme verbundene Eingriff nicht außer Verhältnis zur Bedeutung der Sache stehen (BVerfGE 92, 262 (273), mit Bezug auf BVerfGE 70, 278 (286)). Der Gesetzgeber hat danach insbesondere zu prüfen, ob nicht andere Mittel zur Verfügung stehen, durch die das angestrebte Ziel des Schutzes wichtiger Gemeinschaftsgüter auf weniger belastende Art und Weise erreicht werden kann (BVerfGE 76, 1 (54)).

Gemessen an diesen Grundsätzen kann sich ein Vereinsverbot auch dann als unverhältnismäßig erweisen, wenn der in der Rechtsprechung und Literatur vorgeschlagene  Ausweg der möglichst restriktiven Auslegung der Verbotstatbestände gesucht wird, wobei bereits an dieser Stelle darauf hinzuweisen ist, dass das Bundesverwaltungsgericht durch seine unangemessen weite Auslegung der materiellen Verbotsgründe des Art. 9 Abs. 2 GG und die fehlende Berücksichtigung gefahrenabwehrrechtlicher Grundsätze bei der Tatsachenfeststellung und Beweiswürdigung auch dort gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verstößt (s. hierzu im Einzelnen in Abschnitt B III). Ein Vereinsverbot greift in besonders schwerwiegender Weise in den grundrechtlich geschützten Freiheitsbereich ein. Mit dem Recht, Vereinigungen zu bilden, gewährleistet Art. 9 Abs. 1 GG ein konstituierendes Prinzip der demokratischen und rechtsstaatlichen Ordnung des Grundgesetzes. In diesem Prinzip sind der menschenrechtliche Gehalt der Vereinigungsfreiheit und ihre Bedeutung für die Gestaltung der Gesellschaft und des Staates eng aufeinander bezogen. Die vielfältigen zwischenmenschlichen Bezüge stellen sich zu einem wesentlichen Teil durch Vereinigungen her. Auch Art. 9 Abs. 1 GG ist also durch einen personalen Grundzug gekennzeichnet (BVerfGE 50, 290 (353 f.)). Die Grundrechtsnorm gewährleistet dem Einzelnen nicht nur das Recht zum Zusammenschluss in Vereinen, sondern auch diesen Vereinigungen selbst – unbeschadet der Frage ihrer Rechtsfähigkeit – das Recht auf Sicherung ihres Bestehens (BVerfGE 13, 174 (175); 84, 372 (378)). Art. 9 Abs. 1 GG schützt damit insbesondere vor einem Verbot des Vereins (BVerfGE 30, 227 (241 ff.)).

Der Gesetzgeber hat daher für die Inhaltbestimmung der Vereinigungsfreiheit einen Ausgleich herzustellen, der geeignet ist, freie Assoziation und Selbstbestimmung der Vereinigungen und der schutzbedürftigen sonstigen Belange zu ermöglichen und zu erhalten (BVerfGE 50, 290 (355)). Entsprechend dem vom Bundesverfassungsgericht ausdrücklich hervorgehobenen „menschenrechtlichen Gehalt der Vereinigungsfreiheit“ (BVerfGE 50, 290 (353)) ist daher der „Selbstbestimmung der Vereinigung“ insbesondere bei der Abwägung der kollidierenden Interessen im Rahmen der Schrankenbestimmung angemessen Rechnung zu tragen. Daher kommt bei einem Vereinsverbot im Rahmen der Abwägung widerstreitender Interessen den grundrechtlich geschützten Interessen ein besonderes Gewicht zu. Dieses greift in den Kernbereich der durch Art. 9 Abs. 1 GG geschützten Assoziationsfreiheit ein, da diese Grundrechtsnorm – wie ausgeführt – den Vereinigungen selbst das Recht auf Sicherung ihres Bestehens gewährleistet (BVerfGE 13, 174 (175); 84, 372 (378)) und deshalb insbesondere vor einem Verbot des Vereins Schutz gewährt (BVerfGE 30, 227 (241 ff.)). Ein Vereinsverbot vernichtet das Grundrecht für den betroffenen Grundrechtsträger dauerhaft in seinem Kern. Ein auf Art. 9 Abs. 2 GG gestütztes Vereinsverbot zeichnet andererseits die bereits kraft Verfassungsrechts bestehenden Schranken der Vereinigungsfreiheit im Hinblick auf den Einzelfall nach. Das Grundrecht auf Vereinigungsfreiheit findet also grundsätzlich seine Schranke in der Abwehr von Gefahren für die verfassungsmäßige Ordnung und im Gedanken der Völkerverständigung (BVerwG, NVwZ 2003, 986 (987)). Jedoch dürfen wegen des Gewichts des grundrechtlich geschützten Interesses am Fortbestand der Vereinigung bei der Abwehr von Gefahren aus verfassungsrechtlichen Gründen Gefahren nicht ohne Rücksicht auf verfassungsrechtlich geschützte Interessen abgewehrt werden.

Der Gesetzgeber hat die Grundlagen für das Leben in den verschiedenen Rechtsformen der Vereinigung so zu gestalten, dass seine Regelungen die Funktionsfähigkeit der Vereinigung  gewährleisten. Dabei hat sich die gesetzgeberische Gestaltungsfreiheit am Schutzgut des Art. 9 Abs. 1 GG zu orientieren. Sie muss auf einen Ausgleich gerichtet sein, der geeignet ist, freie Assoziation und Selbstbestimmung der Vereinigungen unter Berücksichtigung der Notwendigkeit eines geordneten Vereinslebens und der schutzbedürftigen sonstigen Belange zu ermöglichen und zu erhalten (BVerfGE 50, 290 (355)). Der Gesetzgeber hat damit die ungeschriebenen und geschriebenen Schranken des Art. 9 GG unter Berücksichtigung des verfassungsrechtlichen Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit so zu gestalten, dass die Funktionsfähigkeit der Vereinigung auch dann gewährleistet bleibt, wenn diese zwar einen Verbotsgrund erfüllt, durch weniger einschneidende Maßnahmen, wie etwa ein sachlich und temporär beschränktes Betätigungsverbot, die abzuwehrenden Gefahren jedoch wirksam bekämpft werden können. Erfüllt die Vereinigung etwa verfassungsrechtlich unbedenkliche oder sogar förderungswürdige Ziele, wie z.B. transnationale karitative Hilfe für Bedürftige in Kriegs- und Katastrophengebieten, und erfüllt sie dabei einen Verbotsgrund, verletzt die Auflösung der Vereinigung das Übermaßverbot, wenn es durch behördliche Gestaltung des Vereinslebens möglich ist, die den Verbotstatbestand begründenden sachlich eingrenzbaren Vereinstätigkeiten zu untersagen, ohne dass dadurch die transnationalen karitativen Hilfstätigkeiten, welche nicht zu beanstanden sind, berührt werden.

4.
Verletzung des Grundrechts des Beschwerdeführers aus Art. 9 Abs. 1 GG 


Durch die Ablehnung der gesonderten Verhältnismäßigkeitsprüfung im angefochtenen Urteil wird der Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG verletzt. Nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts ist der Verbotstatbestand der Völkerverständigungswidrigkeit nur dann erfüllt, wenn der Zweck oder die Tätigkeit der Vereinigung geignet ist, den Gedanken der Völkerverständigung schwerwiegend, ernst und nachhaltig zu beeinträchtigen (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1436)). Nicht jeder geringfügige oder vereinzelte Verstoß gegen diesen Gedanken rechtfertigt danach die Vereinsauflösung. Andererseits erbringt die formale Berufung auf das Gebot der restriktiven Auslegung nicht die Leistung, die Vereinsauflösung zu verhindern, wenn nur einzelne, sachlich abgrenzbare Bereiche der Vereinstätigkeiten diesem Gedanken zuwiderlaufen, die überwiegenden Aktivitäten der Vereinigung aber beanstandungsfrei sind. Dies verdeutlicht gerade der Fall des Beschwerdeführers und seine Beurteilung durch das Bundesverwaltungsgericht.

Das Gericht hatte im fachgerichtlichen Verfahren in den Beschlüssen vom 25. Mai und vom 27. Juni 2011 (Anlagen Nr. 3 und Nr. 4) vorgeschlagen bzw. angeordnet, dass der Beschwerdeführer keine „für die palästinensischen Gebiete im Gazastreifen und im Westjordanland (Westbank) bestimmten Hilfeleistungen erbringen oder unterstützen“ darf. Damit war es dem Beschwerdeführer während der weiteren Dauer des Verfahrens ermöglicht worden, entsprechend seiner satzungsmäßigen Verpflichtung, „weltweit in Fällen von Naturkatastrophen, Kriegen und anderen Katastrophen humanitäre Hilfe in geeigneter Form zu leisten“ (§ 2 der Satzung des Beschwerdeführers, Anlage Nr. 5), transnationale karitative Hilfstätigkeiten in anderen Zielländern zu erbringen. Bereits in der mündlichen Verhandlung vom 25. Mai 2011 hatte das Bundesverwaltungsgericht zu erkennen gegeben, dass es die von der Verbotsbehörde beanstandete Zusammenarbeit des Beschwerdeführers mit karitativen Partnerorganisationen im Jemen, in Pakistan, der Türkei sowie im Yemen nicht als verbotsrelevant ansieht und schied diese Zielländer damit für das weitere Verfahren aus der Erörterung aus. 

Im angefochtenen Urteil stellt das Bundesverwaltungsgericht ausdrücklich fest, dass die Zusammenarbeit mit den anderen von der Verbotsbehörde bezeichneten Sozialvereinen keinen verfassungsrechtlichen Bedenken unterliegt (UA, Rdn. 13, 20 ff.). Lediglich die Zusammenarbeit mit einem Sozialverein, der Islamic Society Jabaliya in Gaza und der von ihm als Nachfolgeorganisation bezeichneten Vereinigung Salam, begegnet damit nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichtes verfassungsrechtlichen Bedenken. Der Beschwerdeführer hatte aber darüber hinaus noch in weitaus mehr Zielländern transnationale karitative Hilfstätigkeiten entfaltet, ohne dass dies von der Verbotsbehörde beanstandet worden wäre. Im Zeitpunkt der Bekanntgabe der Verbotsverfügung vom 23. Juni 2010 führte der Beschwerdeführer karitative Projekte in sehr vielen Zielländern durch. So wurden im Rahmen der Waisenkampagne im Jahre 2010 Waisen nicht nur in Palästina, sondern darüber hinaus auch in Äthiopien, Bangladesch, Burkina Faso, Indonesien, Kenia, Niger, Pakistan, Somalia, Sri Lanka, Sudan und Tschetschenien gefördert. Es wurde im fachgerichtlichen Verfahren darauf hingewiesen, dass vor 2010 der Anteil der Hilfeleistungen in Gaza gemessen am Gesamtprogramm des Beschwerdeführers sehr gering war: 2006 1,17% (20.000 Euro von 1.710.962,58 Euro Gesamtausgaben), 2007 3,09% (42.620,50 Euro von 1.377.976,72 Euro Gesamtausgaben) und 2008 3,91% (237.632,07 Euro von 6.073.596,17 Euro Gesamtausgaben). Lediglich 2009 war ein leichter Anstieg wegen der verstärkten Hilfeleistungen in Gaza (14,77 %) aufgrund der Operation „Gegossenes Blei“ 2009/2010 in Gaza und der dadurch bedingten zivilen Opfer zu verzeichnen gewesen (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 76, Rdn. 173 f., Anlage Nr. 9).

Die Zusammenarbeit mit der Islamic Society Jabaliya war für den Beschwerdeführer auch von der Zusammenarbeit mit den anderen Sozialvereinen sachlich abtrennbar, ohne dass als Folge der Einstellung der Zusammenarbeit mit diesem Sozialverein die Zusammenarbeit mit den übrigen Sozialvereinen im Rahmen der weltweiten transnationalen karitativen Hilfe nicht mehr möglich gewesen wäre. Aufgrund der Wirkung des Vereinsverbots werden damit dauerhaft Tätigkeiten untersagt, die Hilfe in vielen Ländern der Welt für von Naturkatastrophen, Kriegen und andere Katastrophen betroffene Bedürftige und für Waisen vermittelt hatten. Das Bundesverwaltungsgericht erachtet demgegenüber die Zusammenarbeit im Rahmen der transnationalen karitativen Hilfe mit den Sozialvereinen in Gaza, die regelmäßig allenfalls lediglich zwischen ein und vier Prozent des Gesamtprogramms des Beschwerdeführers umfasste, für derart schwerwiegend, ernst und nachhaltig, dass seiner Ansicht nach ohne eine Auflösung des Beschwerdeführers und damit ein dauerhaftes Verbot auch der übrigen 96 bis 99 Prozent förderungswürdigen transnationalen karitativen Hilfe die festgestellte Gefahr nicht wirksam beseitigt werden könnte. Da die Zusammenarbeit mit dem Sozialverein Islamic Charitable Society in Hebron nicht für verbotsrelevant erachtet wird, verringern sich die angegebenen Werte noch. 

Zweck des Beschwerdeführers ist die weltweite karitative Hilfe. Lediglich ein sehr geringfügiger Teil seiner Hilfstätigkeiten läuft nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts schwerwiegend, ernst und nachhaltig dem Gedanken der Völkerverständungswidrigkeit zuwider. Damit überschreitet das Bundesverwaltungsgericht die verfassungsrechtlich gezogenen Grenzen einer wirksamen Gefahrenabwehr. Zwar stellt es seine gegen eine gesonderte Verhältnismäßigkeitsprüfung gerichtete Rechtsprechung unter Ausnahmevorbehalt. Während es die Konsequenzen dieses Vorbehalts zunächst noch offen gelassen hatte (BVerwGE 134, 275 (307) Rdn. 87), kommt es im angefochtenen Urteil zu dem Schluss, dass dieser hier nicht zum Tragen komme. Insbesondere könne ein Ausnahmefall nicht unter Verweis darauf angenommen werden, dass der Beschwerdeführer auch Aktivitäten außerhalb der palästinensischen Gebiete in anderen Teilen der Welt entfalte. Es spreche nichts dafür, dass einem Verein, der einen Verbotsgrund erfülle, aus Gründen der Verhältnismäßigkeit die Fortexistenz nur deshalb zu gewährleisten wäre, weil er neben seiner den Verbotsgrund verwirklichenden Tätigkeit noch andere, nicht verbotene Aktivitäten entfalte. Dies käme im Ergebnis einer Einladung gleich, ein Vereinsverbot durch eine Diversifizierung der Vereinstätigkeiten zu umgehen (UA, Rdn. 76).

Es ist – wie vorstehend ausgeführt - bereits fraglich, ob dem verfassungsrechtlichen Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, der grundsätzlich sämtliches staatliches Handeln umfassend bindet, durch eine lediglich Ausnahmen zulassende Rechtsprechung wirksam Genüge getan werden kann. Darüber hinaus zeigt die aufgezeigte Entwicklung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts mit hinreichender Deutlichkeit, dass selbst das Bekenntnis zur ausnahmsweisen Geltung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit lediglich Alibifunktion ohne praktische Auswirkung hat. Gerade der Fall des Beschwerdeführers verdeutlicht, dass einzelne Sachbereiche von anderen Sachbereichen präzise abgetrennt werden können mit der Folge, dass die als verfassungsrechtlich unzulässig gewertete Tätigkeit wirksam unterbunden werden kann, hingegen die überwiegend unbedenklichen Vereinstätigkeiten weiterhin fortgesetzt werden können. 

Vor diesem Hintergrund bringt die Begründung des Bundesverwaltungsgerichtes ein verfassungsrechtlich unzulässiges Sanktionsmotiv in Stellung. Es ist ja gerade der Sinn guter Verwaltung, der vielgestaltigen zivilgesellschaftlichen Dynamik freien Lauf zu lassen und sich allein darauf zu beschränken, verfassungsrechtlich unzulässige Äußerungs- und Betätigungsformen wirksam zu bekämpfen. Geht der Eingriff in die gesellschaftliche Dynamik jedoch über das verfassungsrechtlich Gebotene hinaus, ist die Verwaltung nicht mehr am Ziel wirksamer Gefahrenabwehr orientiert. Vielmehr erscheint ihre Reaktion den zivilgesellschaftlichen Akteuren als Strafmaßnahme. Das Bundesverwaltungsgericht hat nicht festgestellt, dass die Zusammenarbeit mit Sozialvereinen in Gaza nicht von den übrigen Vereinstätigkeiten des Beschwerdeführers abgetrennt und allein durch die Untersagung der Zusammenarbeit mit den beiden bezeichneten Sozialvereinen in Gaza die Gefahr für ein öffentliches Schutzgut nicht wirksam abgewehrt werden könnte. Die Begründung erweckt vor diesem Hintergrund für den Beschwerdeführer den Eindruck, dass ihm nicht nur lediglich die verfassungsrechtlich vorgesehenen Schranken für seine Vereinstätigkeiten aufgezeigt, sondern er wegen Überschreitung dieser Grenzen mit seiner transnationalen karitativen Tätigkeit lediglich in Gaza mit seiner Auflösung bestraft werden soll. Beim Vereinsverbot gegen den Beschwerdeführer handelt es sich damit im Ergebnis nicht mehr um gefahrenabwehrende, sondern um eine Strafmaßnahme.

Wird ein Vereinsverbot angeordnet, obwohl die Vereinstätigkeiten – wie im Fall des Beschwerdeführers - überwiegend bedenkenfrei sind und nur einzelne, sachlich abgrenzbare Tätigkeiten zu Beanstandungen Anlass geben, ist die behördliche Reaktion nicht mehr auf die wirksame Bekämpfung von Gefahren ausgerichtet. Vielmehr läuft eine derart überschießende Reaktion auf eine Bestrafung der Vereinigung für lediglich vereinzeltes Fehlverhalten hinaus. Dies ist aber weder der Zweck des Art. 9 Abs. 2 GG noch des präventiv ausgerichteten Gefahrensabwehrrechts. Das vom Bundesverwaltungsgericht angesprochene Gebot der restriktiven Auslegung der Verbotsgründe kann einer derartigen Zielverfehlung der Gefahrenabwehr nicht wirksam vorbeugen, wie ja gerade das angefochtene Urteil verdeutlicht.

5.
Ergebnis
Nach alledem verletzen der Behördenbescheid und das angefochtene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG. Unabhängig von der umstrittenen Frage, ob er durch seine Palästinahilfe dem Gedanken der Völkerverständigung zuwider gehandelt hat, kann er seine weltweiten karitativen Hilfstätigkeiten, die von der Verbotsbehörde nicht beanstandet wurden, aufgrund des angefochtenen Vereinsverbots und seiner dadurch bedingten Auflösung dauerhaft nicht mehr ausüben. Da – wie im fachgerichtlichen Verfahren vom Bundesverwaltungsgericht vorgeschlagen und vorläufig angeordnet – durch ein sachlich beschränktes Betätigungsverbot dem verfassungskräftigen Ziel des Schutzes des Rechtsgutes der Völkerverständigung wirksam hätte begegnet werden können und durch Anwendung des verfassungsrechtlichen Übermaßverbotes eine derartige behördliche Reaktion allein in Betracht gekommen wäre, verletzen die Entscheidungen den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG.

Generell ist festzuhalten, dass eine Analyse der Vereinsverbotsrechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ergibt, dass Ausführungen zum Verhältnismäßigkeitsgrundsatz lediglich abstrakten Charakter ohne praktischen Gewinn haben. Bei keinem der entschiedenen Sachverhalte wurde nach den veröffentlichten Entscheidungen jemals aus Gründen der Verhältnismäßigkeit das Vereinsverbot aufgehoben. Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Vereinsverbotsrecht hat damit lediglich formelhaften Charakter. Sie entledigt sich einer verfassungsrechtlichen Verpflichtung durch leere Formeln, ohne dass dies für die Wirksamkeit des Grundrechtsschutzes im Vereinsrecht irgendeine praktische Bedeutung hätte.
Der Behördenbescheid wie das angefochtene Urteil beruhen auf einem nicht verfassungsgemäßen Gesetz und sind deshalb aufzuheben. § 3 VereinsG selbst kann zwar nicht als verfassungswidrig angesehen werden, soweit er regelt, wie die Verbotsgründe des Art. 9 Abs. GG Wirksamkeit erlangen. § 3 VereinsG ist jedoch insoweit nicht verfassungsgemäß, dass nach seinem Wortlaut unterhalb des Vereinsverbots keine anderen milderen Mittel genannt werden. Die Befugnis zur Anwendung milderer Mittel kann auch nicht aus dem Zusammenwirken von § 3 mit anderen Vorschriften des Vereinsgesetzes hergeleitet werden (vgl. BVerfGE 82, 126 (154 f.)). Ob durch eine verfassungskonforme Auslegung des § 3 VereinsG eine dem Übermaßverbot gerecht werdende Anwendung erzielt werden kann, erscheint angesichts des eindeutigen, auf das Vereinsverbot beschränkten Wortlautes zweifelhaft. Jedenfalls bedarf die Verbotsbehörde klarer gesetzlicher Anordnungen, um dem verfassungskräftigen Grundsatz Rechnung tragen zu können. Im anhängigen Verfahren selbst hätte eine etwaige Anwendungssperre des § 3 VereinsG wegen fehlender Verfassungsvereinbarkeit jedoch keine Folgen, da – wie nachfolgend ausgeführt wird – die tatbestandlichen Voraussetzungen dieser Norm nicht vorliegen.  
II.
Verletzung von Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und  2 GG wegen dauerhafter Untersagung der religiös motivierten transnationalen karitativen Tätigkeit des Beschwerdeführers
Die angefochtenen Entscheidungen verletzen den Beschwerdeführer auch deshalb in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 2 GG, weil die tatbestandlichen Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 GG nicht vorliegen. Der Beschwerdeführer ist bei der Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Verbotsgründe nach den verfassungsrechtlichen Grundsätzen, die für religiöse Vereine gelten, zu behandeln. Der Beschwerdeführer ist ein religiöser Verein (1.). Die Verbotsgründe unterliegen deshalb einer besonders strengen Prüfung (2.). Im fachgerichtlichen Verfahren wurde auf die religiös motivierte karitative transnationale Vereinstätigkeit des Beschwerdeführers wiederholt hingewiesen (4.), ohne dass dieser Gesichtspunkt vom Bundesverwaltungsgericht berücksichtigt wurde.
1.
Grundrechtsschutzverstärkende Wirkung des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG
Der Beschwerdeführer kann sich für seine transnationale Karitas auf Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG berufen. Vereinigungen, deren Zweck die Pflege und Förderung eines religiösen Bekenntnisses oder die Verkündung des Glaubens ihrer Mitglieder ist, sind Träger des Grundrechts auf kollektive Glaubensfreiheit. Das Grundrecht aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG steht nicht nur Kirchen, Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, sondern auch religiösen Vereinigungen zu (BVerfGE 19, 129 (132); 70, 138 (160)). 

Der Beschwerdeführer ist eine juristische Person des Privatrechts und versteht seine karitative Tätigkeit als Ausdruck seines muslimischen Selbstverständnisses. Voraussetzung für den Grundrechtsschutz aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ist, dass sich die Vereinigung die partielle Pflege des religiösen oder weltanschaulichen Lebens ihrer Mitglieder zum Ziel gesetzt hat und ihr Zweck gerade auf die Erreichung dieses Ziels gerichtet ist (BVerfGE 24, 236 (247)). So ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes anerkannt, dass sich die Trägerin eines kirchlichen Krankenhauses, dessen Ziel- und Zweckbestimmung darauf gerichtet ist, karitative Aufgaben zu erfüllen und damit eine Grundforderung des religiösen Bekenntnisses zu verwirklichen, auf den Schutz des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG berufen kann. Krankenpflegerische und erzieherische Tätigkeit in religiös-karitativer Form sei darauf gerichtet, karitative Aufgaben zu erfüllen und verwirkliche damit eine Grundforderung des religiösen Bekenntnisses (BVerfGE 70, 138 (161)). Die religiöse Zweckbestimmung der karitativen Tätigkeit kann sich aus der Satzung (BVerfGE 24, 236 (247)) oder aus anderen Umständen ergeben. Maßgebend ist, dass die satzungsgemäße Erfüllung der selbst gesetzten Aufgaben als Ausdruck der religiösen Selbstbestimmung zu verstehen ist (BVerfGE 24, 236 (247 f.)). Insbesondere ergibt sich die religiöse Ausrichtung der Vereinstätigkeiten aus der institutionellen Verflechtung mit einer Religionsgemeinschaft. Dementsprechend folgt die religiöse Ausrichtung der Vereinstätigkeiten des Beschwerdeführers insbesondere aus den spezifischen Umständen, wie diese durchgeführt wurden sowie aus seiner Verbindung mit der Islamischen Gemeinschaft Milli Görüs.

2.
Religiöse Ausrichtung der transnationalen Karitats des Beschwerdeführers
a) Nach § 2 seiner Satzung leistet der Beschwerdeführer „weltweit in Fällen von Naturkatastrophen, Kriegen und anderen Katastrophen humanitäre Hilfe in geeigneter Form.“ Der bloße Wortlaut der satzungsgemäßen Zweckbestimmung an sich weist damit zwar nicht ausdrücklich auf einen religiösen Hintergrund der Vereinstätigkeiten des Beschwerdeführers hin. Die satzungsmäßige humanitäre Hilfstätigkeit des Beschwerdeführers ist jedoch Ausdruck der islamischen Nächstenliebe und damit eine spezifische Form, das islamische Glaubensbekenntnis zu leben. Darauf weist z.B. das auf Beweismittel B 186 (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 52, Rdn. 134, Anlage Nr. 9) abgebildete Werbefoto hin. Der Beschwerdeführer hatte das Werbebild in einer seiner zahlreichen Werbeanzeigen für seine Waisenkampagne verwendet. Das Waisenprojekt gehörte zu seinen fortlaufenden Projekten. So hatte der Beschwerdeführer im Jahre 2008 in elf Ländern (Äthiopien, Indonesien, Kenia, Kamerun, Niger, Pakistan, Palästina, Somalia, Sudan, Tschetschenien und Tschad) ca. 2.830 Waisen im Rahmen dieses Projektes unterstützt. 

Die tätige Nächstenliebe ist nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts eine wesentliche Aufgabe einer Religionsgemeinschaft. Daher ergebe sich aus der Natur der Religionsfreiheit, dass eine karitative Sammlung unter bestimmten Voraussetzungen religiösen Charakter habe und den Schutz des Art. 4 Abs. 2 GG beanspruchen dürfe (BVerfGE 24, 236 (249)). Voraussetzung hierfür sei, dass die der karitativen Tätigkeit zugrunde liegende Spendensammlung unentgeltlich erfolge und einer bestimmten religiösen Gesinnung oder Haltung der Spender entspreche, sei es der Barmherzigkeit oder der Nächstenliebe. Christliche Nächstenliebe sei nach dem Selbstverständnis der christlichen Kirchen also etwas anderes als ein sozialer Vorgang, der sich in der Fürsorge für Arme, Elende und Bedürftige aus Mitverantwortung für den Nächsten im Interesse eines friedlichen Zusammenlebens erschöpfe und lediglich aus sozialen Gründen das Existenzminimum des Nächsten sichere, um die Führung einer Gemeinschaft zu ermöglichen, die der Würde des Menschen entspreche. Bereits aus dieser Charakterisierung folge, dass es sich bei der christlichen Liebestätigkeit um eine herkömmliche, im allgemeinen religiösen Bewusstsein selbstverständliche Fürsorge handeln müsse. Den Spendern müsse auch der verfolgte Zweck und die Verwendung des Sammlungsgutes erkennbar sein, damit sie ihre Entscheidung nicht auf falsche Vorstellungen gründeten und die Öffentlichkeit über den Zweck der Sammlung nicht getäuscht werde (BVerfGE 24, 236 (249)).

b) Gemessen an diesen Grundsätzen steht die transnationale karitative Tätigkeit des Beschwerdeführers unter dem Schutz der Religionsfreiheit. Im fachgerichtlichen Verfahren wurde darauf hingewiesen (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 66 ff., Rdn. 153 ff., Anlage Nr. 9), dass mit gestalterischen bildlichen Mitteln deshalb bedürftige Kinder ins Zentrum der Anzeigen gestellt worden seien, um damit möglichst viele Spender für das Waisenprojekt gewinnen und finanzielle Mittel an die bedürftigen Kinder weiterleiten zu können. Die Spender der Hilfskampagnen des Klägers seien fast ausschließlich Muslime mit einem türkischen Hintergrund gewesen. Auf diese Zielgruppe hätten sich dementsprechend auch die Werbekampagnen des Beschwerdeführers konzentriert. Er habe beabsichtigt, bei potenziellen Spendern das Gefühl hervorzurufen, dass Waisenkinder ihre Kinder seien. Denn das Solidarisierungsgebot im Islam gebiete es gläubigen Muslimen, offensichtliche Not zur Kenntnis zu nehmen. Der Verwendung des islamischen Glaubensbekenntnisses auf dem Werbefoto sei dem Umstand geschuldet, dass die Spender in islamischen Gemeinschaften gesucht worden seien und Muslime eine Verantwortung für ein muslimisches Kind hätten. Alle Muslime seien nach dem Koran Geschwister (Kapitel  49, Vers 10) und hätten füreinander einzustehen. Werbekampagnen des Beschwerdeführers hätten den Gemeinschafts- und Barmherzigkeitsgedanken im Islam angesprochen, der in zahlreichen Überlieferungen des Propheten hervorgehoben worden sei. 

Danach handelt es sich bei der transnationalen karitativen Tätigkeit des Beschwerdeführers um eine der muslimischen Liebestätigkeit und Barmherzigkeit geschuldete und damit um eine herkömmliche, im allgemeinen muslimischen Bewusstsein selbstverständliche Fürsorge. Den Spendern war auch der verfolgte Zweck und die Verwendung des Sammlungsgutes aufgrund der spezifischen Art und Weise der Werbung des Beschwerdeführers erkennbar.
Die Beschwerdeführer verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke (§ 4 Abs. 1 der Satzung). Er ist selbstlos tätig (§ 4 Abs. 2 der Satzung). Die Spender wurden vorrangig in der islamischen Bevölkerung im Bundesgebiet gesucht. Die Hergabe der Spende wie auch deren Verwendung waren Ausdruck des persönlichen Einsatzes für eine gerechte und gute Sache aus glaubensmäßiger Überzeugung. Der religiöse Zweck der Spende war für die Spender erkennbar. Sie sollte nach den Anzeigen Bedürftigen mit Hilfe des Beschwerdeführers und dessen Partnerorganisation unmittelbar zugute kommen. Durch entsprechende Vorkehrungen hatte der Beschwerdeführer Sorge dafür getragen, dass dieses Ziel auch praktisch umgesetzt wurde. Wie im fachgerichtlichen Verfahren wiederholt vorgetragen, übernahmen bei den Waisenkampagnen die Spender die Patenschaft für bestimmte bedürftige Waisenkinder, wurde der Kontakt zwischen den Spendern und den Waisenkindern hergestellt und waren interne Vorkehrungen im Rahmen der Zusammenarbeit mit den verschiedenen Partnerorganisationen in den muslimischen Zielländern getroffen worden, um die satzungsmäßige Weiterleitung der Spenden an die einzelnen bedürftigen Waisenkinder wirksam kontrollieren zu können (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 13 ff. Rdn. 39 ff., S. 36 ff. Rdn. 108 ff., S. 57 f. Rdn. 180 ff., S. 60 Rdn. 189 ff., Anlage Nr. 6).

c) Die Wohltätigkeit wird in der muslimischen Religionspraxis inbesondere als Ausdruck der Güte gegenüber den Mitmenschen angesehen, die im Islam eine zentrale Rolle spielt. So bestimmt der Koran, dass „… wer ein Leben erhält, soll sein, als hätte er die gesamte Menschheit am Leben erhalten…“ (Koran Kapitel  5, Vers 32). Aus diesem Grunde wird die karitative Tätigkeit im Islam stark betont, um einerseits den Besitz zu reinigen und andererseits Armut und Leiden zu bekämpfen. In vielen Koranversen werden Muslime dazu aufgefordert, von ihrem Besitz abzugeben: „Die, welche von ihrem Besitz bei Nacht und am Tage, im Verborgenen und öffentlich spenden, die haben ihren Lohn bei ihrem Herrn. Keine Furcht soll über sie kommen, und sie sollen nicht traurig sein.“ (Koran Kapitel 2, Vers 274). „Die ihr Vermögen auf Allahs Weg ausgeben, gleichen einem Korn, das in sieben Ähren schießt, in jeder Ähre hundert Körner. Und Allah gibt doppelt, wem Er will, und Allah ist umfassend und wissend“ (Koran Kapitel  2, Vers 261). Die karitative Tätigkeit ist dabei nicht lediglich Beiwerk allgemeiner Frömmigkeit der Muslime. Vielmehr wird sie in der islamischen Lehre ausgehend vom Koran sogar als unerlässlich zur Erlangung von Frömmigkeit angesehen: „Fromm ist vielmehr, wer an Allah und den Jüngsten glaubt…und wer sein Geld - auch wenn er selbst Bedarf hat – für seine Angehörigen und die Weisen, die Armen und den Reisenden, die Bettler und die Gefangenen ausgibt“  (Koran Kapitel 2, Vers 177). Dabei wird im Islam zwischen der obligatorischen (Zakat) und der freiwilligen Wohltat (Sadaqa) unterschieden. 
Die Zakat (arabisch für Reinheit, Gerechtigkeit) ist eine soziale Abgabe und zählt zu den fünf Säulen und damit den Grundpfeilern der religiösen Praxis des Islam. Die Zakat zu entrichten, ist damit eine Verpflichtung zur Mildtätigkeit für jeden gläubigen Muslim, sofern man über eine bestimmte Menge an Vermögen verfügt, das eine bestimmte Grenze überschreitet und eine festgelegte Zeit abgelaufen ist. Die Notwendigkeit der Entrichtung des Zakats wird dadurch deutlich,  dass er im Koran an fast 30 Stellen neben dem täglich fünfmaligen Gebet genannt wird. Die genauen Empfangsberechtigten sind in Kapitel 9, Vers 60 genannt. Dazu zählen insbesondere Arme und Bedürftige. Die Zakat hat mehrere Funktionen: Dieses Gebot soll dazu dienen, die Abgründe zwischen Armen und Reichen zu schließen und Solidarität zwischen den Menschen zu fördern. Auch sollen damit Gefühle der Nächstenliebe, Barmherzigkeit und des Miteinanders gestärkt werden. In Deutschland sowie in anderen nichtmuslimischen Ländern lassen die Muslime die Zakat muslimischen Hilfsorganisationen zukommen, die diese dann an die empfangsberechtigten Personen weiterleiten.
Eine besondere Stellung nimmt in diesem Zusammenhang die Waisenhilfe ein. So wird in einigen Versen im Koran die Güte gegenüber den Waisen hervorgehoben und denen, die sie unterstützen, das Paradies versprochen. „Und sie befragen dich über die Waisen. Sprich: ‚Sie zu fördern ist gut. Und wenn ihr das Leben mit ihnen teilt, sind sie eure Geschwister’“ (Koran Kapitel 2, Vers 220). „Und wenn (andere) Verwandte oder Waisen oder Arme bei der (Erb-)Teilung zugegen sind, schenkt ihnen etwas davon und sprecht freundlich mit ihnen.“ (Vers 4, Vers 8). Auch der Prophet empfahl den Muslimen, sich der Waisen anzunehmen. Der Koran und der Gesandte Allahs legen Muslimen danach nahe, sich verwaister Kinder anzunehmen. Die gute Behandlung der Waisen gilt als Frömmigkeit (Koran Kapitel 2, Vers 177). Dabei soll die Fürsorge für ein Waisenkind sowohl die materielle wie auch das seelische Wohl umfassen: "Und sie geben Speise, aus Liebe zu Ihm, dem Armen und dem Waisen und dem Gefangenen: 'Wir geben euch Speise um des Antlitzes Allahs willen. Wir möchten von euch kein Vergelten und keinen Dank. Wir fürchten von unserem Herrn einen Tag von Sorgen, äußerst schwer.' Also schützt sie Allah vor dem Bösen dieses Tages und überwirft sie mit Glanz und Freude. Und Er vergilt ihnen, weil sie geduldig ausharrten, mit einem Garten und Seide" (Koran Kapitel 76, Vers 8 - 12). 
Damit wird deutlich, dass die Waisenhilfe nicht nur eine persönliche sondern auch eine kollektive Verpflichtung für Muslime ist. Sie ist Teil der sozialen und ethischen Verantwortung von Muslimen in der muslimischen Gemeinschaft, sich der Waisen anzunehmen, das heißt, sie aufzuziehen und sich für ihre Ausbildung einzusetzen und auch sonst ihre Bedürfnisse zu decken. Dabei soll die Fürsorge für Waisenkinder nicht nur das materielle, sondern auch das seelische Wohl umfassen. Dementsprechend kommt der Waisenhilfe des Beschwerdeführers ein besondere Gewicht zu, sei es durch die Vermittlung von Waisenpatenschaften oder den Ausbau und die Unterstützung von Waisenhäusern. Muslimische karitative Hilfsorganisationen wie der Beschwerdeführer bieten somit den Muslimen eine Möglichkeit, ihre guten Taten in kollektiven Formen zu erbringen. Eine derartige Form des kollektiven Lebens im Guten wird im muslimischen Selbstverständnis als ein eigener Gottesdienst verstanden:  "Wer zu einer Wohltat anstiftet, ist wie der, der die Wohltat vollbringt. Allâh findet Wohlgefallen daran, dass Bedürftigen geholfen wird" (Prophetenaussage aus Abu Dawud, Tirmidhi, Ahmad Ibn Hanbal).
Besondere Bedeutung kommt in diesem Zusammenhang neben der Waisenkampagne des Beschwerdeführers seinen zahlreichen Kurbankampagnen zu, welche er im Rahmen seiner Vereinstätigkeiten im Blick auf viele islamische Zielländer unternommen hatte. So hatte die Kurbankampagne im Jahre 2009 z.B. ein Volumen von 4.611.928,00 € (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 76, Rdn. 175, Anlage Nr. 9). Diese Opfertierkampagnen sind Ausdruck des religiösen Selbstverständnisses des Beschwerdeführers. Er hatte derartige Verteilungen von Fleisch von Opfertieren nur einmal im Jahr, nämlich zu den Opfertagen durchgeführt. Dies hatte seinen Grund darin, dass es sich bei der Opfertierkampagne nicht lediglich um normale Lebensmittelhilfe handelt, sondern diese die Funktion einer religiös rituellen Verrichtung hat.  Als Kurban wird das Opfern eines bestimmten Tieres zu einer bestimmten Zeit bezeichnet, um Gott damit näher zu kommen. Insofern steht traditionell die Opferung eines einzelnen Tieres für dem Glauben verpflichtete Muslime im Zentrum des Opfertierbrauchs. Beim Kurban muss zwischen einem Primärzweck und mehreren Sekundärzwecken unterschieden werden. Der Kurban ist ein Gottesdienst, der in erster Linie die spirituelle Nähe des Gläubigen zu seinem Schöpfer stärken soll. Es ist der Dank für die Gabe des Lebens an sich. Als Sekundärzwecke werden in der Literatur Erinnerung und Gedenken der Prüfung Abrahams und seines Sohnes, der Abfall der Sünden und der Beistand für den Gläubigen im Jenseits genannt.  
Bei der Erfüllung dieses Gebotes, das im Islam als monotheistisches Erbe von Judentum und Christentum verstanden wird, wird darauf Wert gelegt, dass auch die sozialen Aspekte dieses Gottesdienstes zur Geltung kommen. Diese stehen jedoch traditionell nicht im Zentrum des Gottesdienstes. So werden in theologischen Kommentaren die Voraussetzungen, die der Spender, das gespendete Tier und die Opferung an sich erfüllen müssen, ausführlich, hingegen der Aspekt der Verteilung lediglich als nebensächlich behandelt. Dabei beschränken sich diese auf einige Empfehlungen des Propheten, die jedoch nicht als verpflichtend im Sinne eines Gebots verstanden werden. Als religiöse Empfehlung wird vorgeschlagen, das Kurban-Tier in einer Dreiteilung an Nachbarn, Bedürftige und in den eigenen Haushalt zu geben. Ebenso ist es aber auch möglich, das gesamte geschlachtete Tier in den eigenen Haushalt zu nehmen oder alles zu spenden. Ohne die Erfüllung des Primärzwecks, nämlich die Gottesdienstlichkeit des Opferns, würde aus einer Opfertierkampagne nur eine weitere Lebensmittelverteilung. Der Beschwerdeführer hat im Rahmen seiner Kurbankampagnen in Publikationen wie auch bei der konkreten Umsetzung stets darauf hingewiesen, dass damit der Erfüllung eines religiösen Gebotes Genüge getan werde. So wurden als Beauftragte in den einzelnen Kampagnen nur Muslime eingesetzt, da nur diese die Möglichkeit haben, die notwendigen Rituale bei der Opferung vorzugeben. 

d) Zwar hat das Bundesverfassungsgericht die Grundsätze zur Beurteilung karitativer Tätigkeiten am Beispiel christlicher Vereinigungen entwickelt. Die Freiheit der Religionsausübung erstreckt sich indes nicht nur auf christliche Religionsgemeinschaften, sondern auch auf andere Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften. Das folgt aus dem für den Staat verbindlichen Gebot weltanschaulich-religiöser Neutralität (BVerfGE 24, 236 (246); 93, 1 (16); 102, 370 (383); 105, 279 (294)). Das Bundesverfassungsgericht hat darüber hinaus für kultische Handlungen, die als Ausdruck der religiösen Selbstbestimmung zu verstehen sind, den jeweils in Anspruch genommenen Grundrechtsschutz auch am Maßstab des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG gemessen. So hat es z.B. hinsichtlich des im islamischen und jüdischen Glauben verwurzelten Schächtgebotes den Grundrechtsschutz zwar aus Art. 2 Abs. 1 GG abgeleitet, für die Auslegung jedoch auch Art. 4 Abs. 1 und 2 GG herangezogen (BVerfGE 104, 337 (345, 353)). Zwar ist nach Auffassung des Bundesverfassungsgerichtes Prüfungsmaßstab für das Schächtverbot in erster Linie Art. 2 Abs. 1 GG. Dabei gewinnen jedoch wegen des diesem Verbot zugrundeliegenden islamischen und jüdischen Selbstverständnisses Art. 4 Abs. 1 und 2 GG den Grundrechtsschutz gläubiger Muslime und Juden verstärkende Wirkung. Dementsprechend stellen auch die Kurbankampagnen des Beschwerdeführers ein wesentliches und gewichtiges Indiz für die muslimische Ausrichtung seiner karitativen transnationalen Hilfstätigkeiten dar und ist deshalb die Ausstrahlungswirkung von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG bei der Beurteilung der Verbotsgründe des Art. 9 Abs. 2 GG zu berücksichtigen. Wenn bereits die allgemeine Handlungsfreiheit aufgrund der Auswirkungen der religiösen Selbstbestimmung in ihrer grundrechtlichen Schutzwirkung verstärkt wird, muss dies erst recht für die Vereinigungsfreiheit gelten.

Damit steht fest, dass die konkrete Durchführung der transnationalen Karitas des Beschwerdeführers seinem religiösen Selbstverständnis entsprach. Insbesondere die Waisenhilfe für Gaza erfüllte eine religiöse Verpflichtung (Zakat). Glaube an Gott und die gute, wohltätige Tat gehörten für den Beschwerdeführer untrennbar zusammen. Dieses Verständnis kam auch in seiner konkreten Arbeit zum Ausdruck.
3.
Auswirkung des Grundrechtsschutzes aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG auf das Vereinsverbot

Es ist in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes anerkannt, dass Religionsgemeinschaften und religiöse Vereinigungen nach Maßgabe von Art. 9 Abs. 2 GG verboten werden können (BVerfGE 102, 370 (390 ff.)). Das Grundgesetz hält in Gestalt des Art. 9 Abs. 2 GG eine spezielle Verbotsregelung bereit, die der Wahrung zentraler, für den Bestand des Staates und seine Einordnung in die Völkergemeinschaft unverzichtbarer Verfassungsgüter dient und die dem Wirken von Vereinigungen ohne Rücksicht auf Art und Inhalt ihrer Tätigkeit äußerste, nicht ohne Gefahr für ihre Existenz überschreitbare Grenzen setzt. Die grundrechtlich geschützte Religionsfreiheit führt jedoch bei religiösen Vereinigungen dazu, dass bei der Prüfung der Verbotsvoraussetzungen der besondere Rang der Religionsfreiheit und deren enger Bezug zur Menschenwürde gebührend zu berücksichtigen sind. Daher ist das Verbot einer religiösen Vereinigung in Anbetracht seiner überaus schwerwiegenden Folgen für die Gemeinschaft und ihre Mitglieder nur dann hinreichend gerechtfertigt, wenn es sich nach Abwägung mit dem verfassungsrechtlichen Schutz dieser Vereinigungen zur Wahrung der angegriffenen Verfassungsgüter als unerlässlich erweist (BVerwG, JZ 2007, 144 (145), mit Hinweis auf BVerfG, NJW 2004, 47). Religiöse Vereinigungen unterliegen danach zwar ebenfalls dem Verbotsvorbehalt des Art. 9 Abs. 2 GG. Der zu ihren Gunsten wirkende Schutz des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG führt jedoch dazu, dass bei der Prüfung der Verbotsgründe ein erhöhter Grundrechtsschutz zu berücksichtigen ist. Da der Beschwerdeführer – wie ausgeführt – nach den für religiöse Vereinigungen geltenden Grundsätzen zu bewerten ist, kann er sich auf den für derartige Vereinigungen geltenden erhöhten Grundrechtsschutz berufen.
Das Bundesverfassungsgericht hat hinsichtlich religiöser Gemeinschaften, die in Form eines Vereins zusammengeschlossen sind, ausdrücklich festgestellt, dass die Anforderungen an ein Vereinsverbot erhöht sind. Der besondere Rang der Religionsfreiheit und die Anforderungen, die sich daraus im Zusammenhang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ergeben, verlangten, wenn es um das Verbot einer religiösen Vereinigung gehe, zum Schutz des Grundrechts und seiner Wahrnehmung durch den Grundrechtsträger effektive verfahrensmäßige Vorkehrungen: Sowohl die Verbotsbehörde als auch das gegebenenfalls angerufene Verwaltungsgericht seien nach seiner Auffassung gehalten, den Sachverhalt auf den das Verbot des religiösen Vereins gestützt werden solle, im Bewusstsein für die Folgen eines solchen Verbots sorgfältig und so umfassend aufzuklären, dass die notwendige komplexe Prognose, die betreffende Vereinigung verfolge aktiv-kämpferisch das Ziel, Verfassungsprinzipien im Sinne des Art. 79 Abs. 3 GG zu untergraben und letztlich zu beseitigen, auf der Grundlage zuverlässiger tatsächlicher Erkenntnisse getroffen werden könne. Das gelte nicht nur für die Ermittlung der Tatsachen, aus denen auf die genannte Zielsetzung gefolgert werden kann, sondern auch mit Blick auf die Bereitschaft, die Zielsetzung aggressiv-kämpferisch durchzusetzen (BVerfG (Kammer), NJW 2004, 47 = NVwZ 2004, 472 (Ls), Rdn. 20). 
Diese Grundsätze gelten auch für religiöse Vereinigungen (OVG Bremen, NVwZ-RR 2012, 64)), und zwar auch dann, wenn sie nicht der umfassenden Pflege einer ihren Mitgliedern gemeinsamen Religion dienen und damit nicht unter den Schutz des Art. 137 WRV fallen, sondern Partialzwecke im religiösen Bereich verfolgen. Denn Art. 137 WRV regelt nur die Freiheit zur Bildung sowie zur Ordnung und Verwaltung der Angelegenheiten der Religionsgemeinschaften. Die Schranke des Art. 9 Abs. 2 GG gilt hingegen für Religionsgemeinschaften wie für religiöse Vereinigungen gleichermaßen. Sie sind somit grundrechtlich in gleichem Umfang gegen ein Verbot geschützt. Der besondere Rang der Religionsfreiheit und die Anforderungen, die sich daraus im Zusammenhang mit dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ergeben, sind ebenfalls vergleichbar. Auch beim Verbot religiöser Vereinigungen sind daher zum Schutz des Grundrechts aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG und seiner Wahrnehmung durch den Grundrechtsträger die vom Bundesverfassungsgericht aufgestellten verfahrensmäßigen Vorkehrungen zu treffen. Dies hat auch Auswirkungen auf die Bewertung der subjektiven Verbotsvoraussetzungen. Mit dem Erfordernis, dass die religiöse Vereinigung aktiv-kämpferisch das Ziel verfolgen muss, Verfassungsprinzipien im Sinne des Art. 79 Abs. 3 GG zu untergraben und letztlich zu beseitigen, sind die im angefochtenen Urteil angewandten materiellen Kriterien und tatsächlichen Feststellungen nicht vereinbar (s. hierzu im Einzelnen Abschnitt B III). 

4.
Berufung des Beschwerdeführers auf die Religionsfreiheit im fachgerichtlichen Verfahren

Der Beschwerdeführer hat sich im fachgerichtlichen Verfahren der Sache nach ausführlich und wiederholt auf die ihm verfassungsrechtlich verbürgte Religionsfreiheit berufen. So hatte er – wie bereits ausgeführt – ausführlich das religiöse Selbstverständnis seiner transnationalen karitativen Tätigkeit dargestellt (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 66 ff., Rdn. 153 ff., Anlage Nr. 9) und wiederholt auf die Durchführung von Kurban- und Ramadankampagnen (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 48, Rdn. 148, S. 57, Rdn. 180, Anlage Nr. 6; Schriftsatz vom 27. April 2011, S. 27 Rdn. 64, S. 39 f. Rdn. 92,  S. 84 Rdn. 224, Anlage Nr. 7; Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 76, Rdn. 175, Anlage Nr. 9) wie auch auf Nahrungshilfeprojekte im Ramadan (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 58, Rdn. 183, Anlage Nr. 6) und auf ein gemeinsames Kurbanprojekt des Beschwerdeführers mit der Islamischen Gemeinschaft Milli Görüs hingewiesen (Schriftsatz vom 23. Mai 2011, S. 6 Rdn. 13 f., S. 19 Rdn. 50, Anlage Nr. 8). Ferner wurde insbesondere ausführlich die institutionelle Verfechtung mit dem Kuratorium der Islamischen Gemeinschaft Milli Görüs dargestellt (Schriftsatz vom 27. April 2011, S. 9 ff., Rdn. 20 ff.).
Der Beschwerdeführer hat danach im fachgerichtlichen Verfahren die Umstände und Tatsachen vorgetragen, aus denen für das Bundesverwaltungsgericht erkennbar wurde, dass er mit seinen transnationalen karitativen Aktivitäten sein ihm zustehendes Grundrecht aus Art. 4 Abs. 1 und 2 GG ausübt und er sich durch die angefochtene Verbotsverfügung auch in diesem Grundrecht verletzt fühlt. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes muss der Beschwerdeführer eine Verletzung des in Rede stehenden Grundrechts im fachgerichtlichen Verfahren nicht ausdrücklich rügen. Vielmehr reicht es aus, wenn er einen Sachverhalt darlegt und verfassungsrechtlich beanstandet, aus dem sich die Grundrechtsrüge ohne weiteres ergibt. Die ausdrückliche Bezeichnung des Grundrechtes ist unter diesen Umständen entbehrlich (vgl. BVerfGE 59, 95 (101)). Der Beschwerdeführer kann sich im fachgerichtlichen Verfahren regelmäßig darauf beschränken, auf eine für ihn günstige Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts hinzuwirken, ohne dass ihm daraus prozessuale Nachteile im Verfahren der Verfassungsbeschwerde erwachsen. Es ist durch das Gebot der Rechtswegerschöpfung nicht gefordert, dass der Beschwerdeführer bereits das fachgerichtliche Verfahren auch als „Verfassungsprozess“ führt (BVerfGE 112, 50 (61); s. auch Lübbe-Wolff, AnwBl 2005, 509 (514 f.)). 

Im fachgerichtlichen Verfahren hatte der Beschwerdeführer jedoch bereits mit der Klagebegründung auf die religiöse Dimension seiner Vereinstätigkeit hingewiesen (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 48, Rdn. 148, S. 57, Rdn. 180, Anlage Nr. 6). Darüber hinaus hat er – wie ausgeführt - durch umfassenden Tatsachenvortrag in allen Verfahrensphasen entsprechende Tatsachen und Umstände für das Bundesverwaltungsgericht hinreichend deutlich bezeichnet, um dieses insbesondere auch auf die Grundrechtsrelevanz im Sinne von Art. 4 Abs. 1 und 2 GG des zur Prüfung gestellten Tatsachenstoffs hinzuweisen. 
5.
Ergebnis
Das Bundesverwaltungsgericht hat ungeachtet der zahlreichen Hinweise des Beschwerdeführers auf die religiös ausgerichtete Tätigkeit seiner transnationalen Karitas den Schutz des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG nicht berücksichtigt. Es verletzt bereits deshalb das Grundrecht des Beschwerdeführers aus Art. 9 Abs. 1 GG. Dieses Versäumnis des Bundesverwaltungsgerichts wirkt sich insbesondere auf die fehlerhafte Tatsachenfeststellung und Beweiswürdigung aus (s. nachfolgend Abschnitt B III).

III.
Verletzung von Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 19 Abs. 4 GG 

wegen fehlender Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 GG 

Der Beschwerdeführer wird durch die angefochtene Verbotsverfügung und das angefochtene Urteil darüber hinaus in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 19 Abs. 4 GG verletzt, weil diese Entscheidungen den an Art. 9 Abs. 2 GG zu stellenden Anforderungen nicht gerecht werden.

Die Grundrechtsverletzung beruht auf der Auslegung der Verbotsvoraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 GG durch das Bundesverwaltungsgericht (1.). Diese Auslegung hat zur Folge, dass die Voraussetzungen des Art. 9 Abs. 2 GG bejaht werden, obwohl keine konkrete Gefahr für das öffentliche Schutzgut der Völkerverständigung besteht (2.). Dies wiederum hat zur Folge, dass die tatsächlichen Feststellungen und Würdigungen im angefochtenen Urteil der Bedeutung des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 GG nicht gerecht werden (3.). Dabei fällt grundrechtsverstärkend zugunsten des Beschwerdeführer ins Gewicht, dass er sich auf Art. 4 Abs. 1 und 2 und Art. 19 Abs. 4 GG berufen kann. Deshalb findet sowohl für die Auslegung des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 GG wie auch für die hierfür maßgeblichen tatsächlichen Feststellungen und die Beweiswürdigung ein besonders hoher grundrechtlicher Schutz Anwendung. Diesem sind die Verbotsbehörde und das Bundesverwaltungsgericht nicht gerecht geworden. 
1.
Verbotsvoraussetzungen
Das Bundesverwaltungsgericht hat durch fehlerhafte Auslegung der verfassungsrechtlichen Voraussetzungen des Verbotsgrundes der Völkerverständigungswidrigkeit im Sinne von Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG und durch die darauf beruhende Anwendung des § 3 Abs. 1 Satz 1 Alt. 3 VereinsG Art. 9 Abs. 1 GG verletzt.
a)
Verletzung spezifischen Verfassungsrechts
Zwar ist die Gestaltung des Verfahrens, die Feststellung und Würdigung des Tatbestandes, die Auslegung des einfachen Rechts und seine Anwendung auf den einzelnen Fall nach der ständigen verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung allein Sache des Fachgerichts und der Nachprüfung durch das Bundesverfassungsgericht entzogen. Nur bei einer Verletzung von spezifischem Verfassungsrecht durch das Fachgericht kann das Bundesverfassungsgericht auf Verfassungsbeschwerde hin eingreifen (BVerfGE 18, 85 (92); 42, 143 (148); 43, 130 (135); 108, 282 (294)). Die entsprechende Grenze kann jedoch nicht stets präzise gezogen werden. Allgemein werden die normalen Subsumtionsvorgänge dem einfachen Recht zugeordnet, es sei denn, es werden Auslegungsfehler erkennbar, die auf einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung eines Grundrechts, insbesondere vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen und auch in ihrer materiellen Bedeutung für den konkreten Rechtsfall von einigem Gewicht sind, etwa wegen der Intensität der Grundrechtsbeeinträchtigung (BVerfGE 18, 85 (92); 42, 143 (148); 43, 130 (135); 108, 282 (294)). Je nachhaltiger ein Urteil im Ergebnis in die Grundrechtssphäre des Betroffenen eingreift, desto strengere Anforderungen sind an die Begründung dieses Eingriffs zu stellen und desto weiter reichen die Nachprüfungsmöglichkeiten des Bundesverfassungsgerichtes (BVerfGE  43, 130 (135)).
Soweit allerdings das Fachgericht, dessen Entscheidung mit der Verfassungsbeschwerde angegriffen wird, Grundrechtsbestimmungen unmittelbar selbst ausgelegt und angewandt hat, obliegt es dem Bundesverfassungsgericht, Reichweite und Grenzen der Grundrechte zu bestimmen und festzustellen, ob Grundrechte nach ihrem Umfang und Gewicht in verfassungsrechtlich zutreffender Weise berücksichtigt worden sind (BVerfGE 108, 282 

(294)). Betrifft die Anwendung des einfachen Rechts unmittelbar die Anwendung der Grundrechtsnorm, ja die Trägerschaft des Grundrechts, unterfällt einerseits die rechtliche Bewertung des ermittelten Sachverhalts und andererseits auch die Einschätzung von Sachverhaltselementen selbst der Nachprüfung durch das Bundesverfassungsgericht (BVerfGE 76, 143 (162)). Im fachgerichtlichen Verfahren hat das Bundesverwaltungsgericht auf der Grundlage seiner gefestigten Rechtsprechung die Grundrechtsbestimmung des Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG unmittelbar selbst ausgelegt und angewandt, sodass es dem Bundesverfassungsgericht obliegt, Reichweite und Grenzen des Grundrechts nach Art. 9 Abs. 1 GG zu bestimmen und festzustellen, ob dieses nach seinem Umfang und Gewicht vom Bundesverwaltungsgericht in verfassungsrechtlich zutreffender Weise berücksichtigt worden ist. 
b)
Auslegung des Begriffs der Völkerverständigungswidrigkeit 
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit der Bestätigung des Vereinsverbots gegen den Beschwerdeführer auf der Grundlage einer mit Art. 9 GG nicht vereinbaren Auslegung und wegen der Bezugnahme des Behördenbescheids auf die zugrundeliegende Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hat auch die Verbotsbehörde mit dessen Anordnung spezifisches Verfassungsrecht verletzt.
aa)
Fehlerhafte Auslegung des Begriffs der Völkerverständigungswidrigkeit
Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Vereinsverbotsrecht beruht auf einem Auslegungsfehler und damit zugleich auf einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 GG, insbesondere vom Umfang seines Schutzbereichs und ist in ihrer Anwendung auf den Beschwerdeführer wegen dessen dauerhafter Auflösung von erheblichem Gewicht. Der Behördenbescheid wie auch das angefochtene Urteil beruhen auf der im Dezember 2004 geänderten Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Begriff der Völkerverständigungswidrigkeit im Sinne von Art. 9 Abs. 2 GG in seinem Al Aqsa-Urteil (UA, Rdn. 13, Anlage Nr. 2 und Nr. 11). In dieser Entscheidung hat es festgestellt, von einem Zuwiderlaufen gegen den Gedanken der Völkerverständigung sei auszugehen, wenn Gewalt in das Verhältnis von Völkern „hineingetragen“ werde (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1436) = Buchholz 402.25 VereinsG Nr. 41, S. 79, Anlage Nr. 11). Im angefochtenen Urteil wendet das Bundesverwaltungsgericht diese Kriterien auf die Vereinstätigkeit des Beschwerdeführers an und bekräftigt diese nochmals durch die Feststellung, dass wegen der über einen längeren Zeitraum und in beträchtlichem Umfang vorgenommenen karitativen Zusammenarbeit des Beschwerdeführers mit Sozialvereinen der HAMAS und der damit verbundenen strukturellen Stärkung des Gesamtsystems der HAMAS die humanitäre Zwecksetzung der Hilfeleistung nicht isoliert betrachtet werden könne. Sie werde vielmehr „überlagert durch die Akzeptanz- und Entlastungsvorteile für die völkerverständigungswidrige Betätigung der HAMAS“ (UA, Rdn. 18). Gerade der Charakter der „projektgebundenen“ Leistung der karitativen Hilfe sei „in besonderer Weise geeignet, die aufgebrachten Hilfeleistungen für die palästinensische Bevölkerung“ als solche der Sozialvereine und damit der HAMAS erscheinen zu lassen  (UA, Rdn. 55).

In der Literatur wird diese Rechtsprechung so verstanden, dass damit auch eine Handlung in die Voraussetzung, dass die Handlung sich gegen die Völkerverständigung richten müsse, einbezogen werde, die „keine unerlaubte, sprich keine missbilligte Gefahr schaffe.“ Selbst wenn bei der Verfolgung von Zielen der Rechtsweg beschritten werde, könne ein ein Vereinsverbot rechtfertigendes die Völkerverständigung störendes Verhalten anzunehmen sein. Aktivitäten, die geeignet seien, den Gedanken der Völkerverständigung zu beeinträchtigen, müssten deshalb nicht schon für sich genommen, d.h. unabhängig von Art. 9 Abs. 2 GG, rechtswidrig sein. Es genüge die abstrakte Gefahr von Rechtsverletzungen (Putzke/Morber, NWVBl 2007, 211 (216)). Gegen diese weite Interpretation des Art. 9 Abs. 2 GG wird eingewandt, gegen die Völkerverständigung richten könnten sich nur solche Tätigkeiten, die geeignet seien, die Völkerverständigung in einem bestimmten Maße zu beeinträchtigen, eben in schwerwiegender Weise. Dass hier ein bestimmter Grad der Beeinträchtigung gefordert werde, ergebe sich nicht zuletzt aus dem Gesichtspunkt, dass der Vereinigungsfreiheit als einem Grundrecht auch ein erhebliches Eigengewicht zukomme und Einschränkungen nur bei schwerwiegenden Verstößen als verhältnismäßig gerechtfertigt werden könnten. Irgendwelche ganz abstrakten Gefährdungen eigneten sich also nicht als Voraussetzungen für einen Verstoß gegen den Gedanken der Völkerverständigung (Penski, NWVBl 2007, 256 (259)). 

Das Bundesverwaltungsgericht hat sich zu diesem Meinungsstreit nicht geäußert. Im Ergebnis folgt es indes der weiten Auslegung, die für ein Vereinsverbot keine konkrete Gefahr voraussetzt. Es geht davon aus, „dass das soziale Engagement der HAMAS zuzuordnenden Sozialvereine von der palästinensischen Bevölkerung Hamas zugerechnet wird. Auf diese Weise leisten diese Vereine einen bedeutenden Beitrag zur Akzeptanz von HAMAS. Dies wiederum erleichtert die Rekrutierung von Aktivisten, die sich an den militärischen Handlungen von HAMAS beteiligen. Hinzu kommt, dass finanzielle Zuwendungen an Sozialvereine HAMAS finanziell entlasten und die so eingesparten Mittel auch dem militärischen Bereich zugute kommen können.“ Das Vereinsverbot selbst wird damit begründet, dass der betroffene Verein in Palästina ansässige Sozialvereine, die der HAMAS zuzuordnen seien, Spendengelder zugewiesen habe und damit mittelbar den terroristischen Aktivitäten der HAMAS Unterstützung habe zuteil werden lassen (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1437)). 

Diese Rechtsprechung wendet das Bundesverwaltungsgericht im fachgerichtlichen Verfahren auf den Beschwerdeführer an. Wie im fachgerichtlichen Verfahren wiederholt (s. insbesondere Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 63 ff., Rdn. 195, Anlage Nr. 6; Schriftsatz vom 10. September 2011, Anlage Nr. 9) vorgebracht, ist diese Rechtsprechung mit der Verfassung nicht vereinbar, weil sie den Begriff der Unterstützung des Terrorismus sehr weit auslegt und dadurch insbesondere transnationale karitative Hilfe mit dem Stigma der Terrorismusunterstützung belegt. Die Gefahr der Stigmatisierung muslimisch motivierter religiöser Karitas wird im fachgerichtlichen Verfahren insbesondere auch durch die angeordnete Telefonüberwachung des Beschwerdeführers bestätigt, die auf § 129b StGB gestützt wird. Diese wird nachfolgend gerügt (Abschnitt D). Eine derart weite Auslegung des Unterstützungsbegriffs ist mit Art. 9 Abs. 2 GG nicht vereinbar; erst recht dann nicht, wenn die verstärkende Schutzwirkung des Art. 4 Abs. 2 GG mit zu berücksichtigen ist. 
bb)
Gebot der restriktiven Auslegung des Begriffs der Völkerverständigungswidrigkeit 
Der 2004 geänderten Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Begriff der Zuwiderhandlung gegen den Gedanken der Völkerverständigung beruht auf einem Unterstützungsbegriff, der nicht mehr am Ziel der Gefahrenabwehr orientiert ist, sondern weit über diese hinausgeht. Daher werden nachfolgend dieser Unterstützungsbegriff und anschließend seine Vereinbarkeit mit dem Gefahrenabwehrrecht (2.) behandelt. 

Der Unterstützungsbegriff des Bundesverwaltungsgerichts verstärkt die ohnehin bestehende Tendenz in der Rechtsprechung etwa im Ausweisungsrecht, seinen objektiven Tatbestand ins Uferlose auszudehnen und die erforderlichen Korrekturen erst im subjektiven Tatbestand (BVerwGE 128, 141 (143) = NVwZ 2007, 956) oder bei der Abwägung im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung vorzunehmen, wo bei letzteres im Vereinsverbotsrecht durch die Rechtsprechung gesperrt wird (Abschnitt B I). In der Rechtsprechung des ersten und fünften Senates des Bundesverwaltungsgerichtes wird ausdrücklich eingeräumt, dass die Auslegung und Anwendung des Unterstützungsbegriffs nach Maßgabe eines tatbestandlich weiten Unterstützungsbegriffs erfolgt (BVerwGE 123, 114 (129) = EZAR NF 28 Nr. 2 = NVwZ 2005, 1091 = InfAuslR 2005, 374; BVerwGE 128, 141 (143) = NVwZ 2007, 956). Rechtsstaatliche Gründe sprechen gegen diese Rechtsprechung. Der Inhalt des Begriffs der Unterstützung darf nicht losgelöst von den Schrankenbestimmungen des Art. 9 Abs. 2 GG bestimmt werden. Art. 9 Abs. 2 GG erfordert eine restriktive Auslegung des Unterstützungsbegriffs. 

Es ergeben sich im Lichte dieser Anforderungen erhebliche Bedenken gegen die Einbeziehung lediglich denkbarer, aber nicht konkret festgestellter Auswirkungen transnational erbrachter karitativer Hilfe auf die „Akzeptanz- und Entlastungsvorteile“ (UA, Rdn. 18) eines Konfliktbeteiligten in einem Konfliktgebiet. Das Spannungsverhältnis zwischen Freiheit und Sicherheit darf nicht einseitig zugunsten eines präventiv ausgerichteten Sicherheitsbegriffs aufgelöst werden, der bereits abstrakte Gefährdungen einbezieht, die aus jeglicher Art von Kontaktaufnahme, Berührung und Kommunikation mit Organisationen, die in Konfliktgebieten die humanitäre Versorgung der Bevölkerung sicherstellen und irgendwie mit Organisationen verbunden sind, die dort eine beherrschende Funktion ausüben, entstehen können. Dabei ist hier insbesondere der besonders hohe Rang der Assoziationsfreiheit in seiner grundrechtlich geschützten religiösen Dimension zu berücksichtigen. Diese wird durch die Auslegung des verfassungsrechtlichen Begriffs der Völkerverständigungswidrigkeit durch das Bundesverwaltungsgericht verfehlt. Damit wird es der Bedeutung des Grundrechts nach Art. 9 Abs. 1 GG, insbesondere des Umfang seines Schutzbereichs nicht gerecht. Seine Auslegung führt dazu, dass unabdingbar erforderliche transnationale karitative Hilfe als „terroristische Unterstützung“ kriminalisiert und die nichtprofitorientierten, aus muslimisch karitativer Motivation handelnden Helfer in der Öffentlichkeit als „Komplizen von Terroristen“ stigmatisiert werden. Diese Gefahr kommt z.B. in der Formulierung im angefochtenen Urteil zum Ausdruck, dass sich der Beschwerdeführer „mit der HAMAS und dem von ihr ausgeübten Terror“ (UA, Rdn. 71) identifiziere, weil er seine projektgebundenen Waisenhilfe seit 2006 in Gaza verstärkt habe.

Diese im Lichte des Art. 9 Abs. 1 GG weder zu rechtfertigende noch nachvollziehbare Begründung der religiös ausgerichteten humanitären Betätigung des Beschwerdeführers ist Folge der weiten Auslegung des Begriffs der Völkerverständigungswidrigkeit. Dem ist aus verfassungsrechtlichen Gründen entgegenzuwirken: Nur wenn aufgrund konkreter Tatsachen nachgewiesen wird, dass eine Vereinigung mit ihren Aktivitäten die Tätigkeit des Vereins, der Gewalt in das Verhältnis zwischen Völker trägt, unterstützt, ist das Verbot gerechtfertigt. Dabei darf aber grundsätzlich nicht die transnationale karitative Hilfe, die projektgebunden und damit zugunsten der Bevölkerung im Konfliktgebiet geleistet wird, berücksichtigt werden.

cc)
Ergebnis
Die Auslegung von Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG durch das Bundesverwaltungsgericht beruht auf einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 GG. Wegen der Schwere des mit einem Vereinsverbot verbundenen Eingriffs sind insbesondere lediglich abstrakte, erst recht nur denkbare Gefährdungspotenziale aus dem Anwendungsbereich von Art. 9 Abs. 2 GG auszuschließen. Nicht nur beim Ausgleich widerstreitender Interessen im Rahmen der Schrankenbestimmung, sondern insbesondere auch bei der Auslegung der Tatbestandsmerkmale des Vereinsverbots ist dem besonderen Rang des Grundrechts angemessen Rechnung zu tragen., weil das Vereinsverbot in den Kernbereich der grundrechtlich durch Art. 9 Abs. 1 GG geschützten Assoziationsfreiheit eingreift und das Grundrecht für den betroffenen Grundrechtsträger dauerhaft in seinem Kern verletzt. Darüber hinaus wird der Rang des Grundrechts durch die religiös motivierte karitative Vereinstätigkeit des Beschwerdeführers zusätzlich verstärkt und bedarf deshalb einer besonders restriktiven Auslegung (BVerfG (Kammer), NJW 2004, 47 = NVwZ 2004, 472 (Ls), Rdn. 20). Diesen besonderen Anforderungen wird die Auslegung des Verbotsgrunds der Völkerverständigungswidrigkeit durch das Bundesverwaltungsgericht nicht gerecht. Daher wird der Beschwerdeführer durch die angefochtenen Entscheidungen in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG verletzt.

2.
Voraussetzung einer konkreten Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung 
Das Bundesverwaltungsgericht verletzt das Grundrecht des Beschwerdeführers aus Art. 9 Abs. 1 GG, weil es von einem Verbotsgrund im Sinne von Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG ausgeht, ohne dass es eine konkrete Gefahr für das öffentliche Schutzgut der Völkerverständigung festgestellt hat. Die angefochtenen Entscheidungen beruhen daher auf einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG.

Weder der Behördenbescheid noch das angefochtene Urteil setzen voraus, dass der Beschwerdeführer durch seine transnationale karitative Hilfstätigkeit in Gaza im Rahmen der Zusammenarbeit mit Sozialvereinen, die der HAMAS zugeordnet werden, eine konkrete Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung verursacht haben muss. Vielmehr beruhen diese Entscheidungen auf bloßen theoretischen Annahmen und Schlussfolgerungen, er habe mit dieser Tätigkeit der Völkerverständigung zuwider gehandelt. Das Bundesverwaltungsgericht stellt ausdrücklich fest, dass die karitative Hilfe des Beschwerdeführers Vorteile für den militärisch-terroristischen Bereich der HAMAS auslösen „könne“. Dass die Unterstützung der Sozialvereine diese Vorteile auslösen könne, entspreche „allgemeinem Erfahrungswissen.“ Die Auswirkungen einzelner Zuwendungen über den sozialen Bereich hinaus müssten nicht konkret verfolgt und festgestellt werden. Aufgrund der „generellen Eignung solcher Zuwendungen, sich für den militärisch-terroristischen Bereich positiv auszuwirken,“ diene „die Unterstützung der HAMAS in ihrem  sozialen Bereich zugleich dem militärisch-terroristischen Bereich“ und gefährde dadurch den Gedanken der Völkerverständigung (UA, Rdn. 18). 

Aus diesen Ausführungen wird nicht deutlich, ob das Bundesverwaltungsgericht für die Feststellung der Verbotsvoraussetzungen nach Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG eine konkrete Gefahr voraussetzt. Da es im Beschluss vom 25. Mai 2011 in Randnummer 14 (Anlage Nr. 3) darauf hingewiesen hat, dass das Vereinsverbotsrecht Teil des Gefahrenabwehrrechts ist, könnten die Ausführungen so verstanden werden, dass eine konkrete Gefahr vorausgesetzt wird. Jedenfalls stellt das Bundesverwaltungsgericht nicht ausdrücklich fest, dass es eine andere Auffassung vertritt. Für diesen Fall werden die hierfür maßgeblichen Voraussetzungen im angefochtenen Urteil aber nicht nachgewiesen. Es bedarf daher zunächst der Klärung, ob im Vereinsverbotsrecht gefahrenabwehrende Grundsätze Anwendung finden. Nach dieser Klärung werden die Tatsachenfeststellungen und Würdigungen behandelt (3.). 

a)
Anwendung des Gefahrenabwehrrechts
Der Wortlaut von § 3 Abs. 1 Satz 1 VereinsG, der auf einfachgesetzlicher Ebene Art. 9 Abs. 2 GG umsetzt, gibt keine Auskunft darüber, welche Art der Gefahr für die dort bezeichneten Rechtsgüter vorliegen muss, um ein Vereinsverbot zu rechtfertigen. Er fordert lediglich, dass sich Zweck oder Tätigkeit des Vereins gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten müssen. Die verfassungsrechtlich gebotene restriktive Auslegung des § 3 Abs. 1 VereinsG ergibt jedoch, dass eine derartige Gefahr konkret sein muss. Tätigkeit und Zweck der Vereinigung, die einen Verein unterstützt, dessen Zweck und Tätigkeit sich gegen den Gedanken der Völkerverständigung richtet, müssen sich „gegen“ diesen Gedanken „richten“. Es ging dem Verfassungsgeber darum, den Grundrechtsschutz für Organisationen auszuschließen, deren Tätigkeit elementaren Grundsätzen der Völkerverständigung zuwiderlaufen. Er war dabei von der Erkenntnis geleitet, dass derartige Aktivitäten besonders gefährliche Entwicklungen auszulösen vermögen, wenn sie sich auf eine gemeinschaftliche Basis stützen können“ (BVerfGE 80, 244 (254 f.)). Aus dieser verfassungsgerichtlichen Rechtsprechung leitet die Literatur überwiegend ab, dass das „Sichgegenrichten“ eine „kämpferische, aggressive Haltung“ voraussetzt. Auch das Bundesverwaltungsgericht hatte in seiner früheren Rechtsprechung aus dem Begriff des „Sichrichtens“ in Art. 9 Abs. 2 GG abgeleitet, dass die Vereinigung eine „aggressiv-kämpferische“ Grundhaltung einnehmen müsse, womit dasselbe gemeint sei, wie „beeinträchtigen oder beseitigen“ im Sinne von Art. 21 Abs. 2 GG (BVerwGE 37, 344 (358); 61, 218 (220); Planker, NVwZ 1998, 113 (116)). Das Bundesverfassungsgericht hält an diesem Erfordernis fest (BVerfG (Kammer), NJW 2004, 47 = NVwZ 2004, 472 (Ls), Rdn. 20).

Das Erfordernis, dass sich die Vereinigung gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten muss, setzt die Feststellung von Tatsachen voraus, die auf eine Tätigkeit der Vereinigung mit dem Ziel der unmittelbarer Verwirklichung hierauf gerichteter Absichten hinweisen (BVerwGE 61, 218 (220)). Wesentlich für die Tatsachenfeststellung in diesem Zusammenhang ist, dass sich die Tätigkeit der Vereinigung kämpferisch-aggressiv gegen diese Ziele wendet (BVerwGE 61, 218 (220) BVerwG, NVwZ-RR 2000, 70 (71); zustimmend Kemper, in: v. Mangoldt/Klein/Stark, Grundgesetz. Kommentar, Band 1, 5. Aufl., 2005, Art. 9 Rdn. 162; Höfling, in: Sachs, Grundgesetzkommentar, 4. Aufl., 2007, Art. 9 Rdn. 46; Bauer, in: Dreier, Grundgesetzkommentar, 6. Aufl., 2004, Band I, Art. 9 Rdn. 57). In der Rechtsprechung des sechsten Senates des Bundesverwaltungsgerichtes wurde dieses Erfordernis nach der Zuweisung des Vereinsverbotsrechts an den Senat aufgegeben und darüber hinaus im Rahmen der transnationalen karitativen Hilfe ein Unterstützungsbegriff eingeführt, der auch bloße mittelbare bis denkbare Auswirkungen derartiger Hilfe diesem Begriff zuordnet, also auf das Erfordernis zweckgerichteter und unmittelbarer gefährdender Handlungen verzichtet (Anlage Nr. 11).

Nach dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit ist ein Grundrechtseingriff nur dann verhältnismäßig, wenn eine unmittelbare, aus erkennbaren Umständen herleitbare Gefährdung des geschützten Rechtsguts gegeben ist (BVerfGE 115, 320 361)). Die erforderliche Eingriffsschwelle muss zwar von Verfassungs wegen nicht notwendig eine gegenwärtige Gefahr im überkommenen Sinne sein, darf aber die einer konkreten Gefahr nicht unterschreiten (BVerfGE 115, 320 361)). Das Vorliegen lediglich einer abstrakten Gefahr, das heißt, dass aus den Handlungen im Rahmen der karitativen transnationalen Hilfeleistungen nach den Erfahrungen des täglichen Lebens mit überwiegender Wahrscheinlichkeit gewöhnlich Gefahren entstehen (BVerfGE 9, 213 (218)), reicht danach für die Anordnung eines Vereinsverbots nicht aus. Auf einen derartigen Gefahrenbegriff läuft aber der Begriff der Unterstützung hinaus, der ausschließlich auf nicht gesicherten Vermutungen und „allgemeinem Erfahrungswissen“ (UA, Rdn. 18) beruht, das zudem in methodisch fragwürdiger Weise herangezogen wird. Wird auf dieser methodischen Grundlage transnationale karitative Hilfe für die Bevölkerung in einem Konfliktgebiet über eine Organisation, die mit einem Konfliktbeteiligten verbunden ist, als Gefährdung des Gedankens der Völkerverständigung gewertet, beruht die Auslegung des Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG nicht mehr auf einer festgestellten konkreten Gefahr und ist sie auch nicht mehr an einer Berücksichtigung des hohen Rangs der religiös motivierten Assoziationsfreiheit orientiert. 

Wird lediglich eine abstrakte Gefahr gefordert, droht eine zu weitgehende Einschränkung der grundrechtlich verbürgten Assoziationsfreiheit, wie gerade die Bewertung der transnationalen Karitas des Beschwerdeführers durch das Bundesverwaltungsgericht verdeutlicht: Im Ergebnis lässt es eine abstrakte Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung genügen. Diese ist gegeben, wenn eine generell-abstrakte Betrachtung für bestimmte Arten von Verhaltensweisen oder Zuständen zu dem Ergebnis führt, dass mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ein Schaden im Einzelfall einzutreten „pflegt“ und daher Anlass besteht, die Gefahr mit generell-abstrakten Mitteln, also einem Rechtssatz, zu bekämpfen (BVerwGE 116, 347 (351 f.); Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 7. Aufl. 2011, Rn. 70). Demgegenüber ist unter einer konkreten Gefahr eine Sachlage zu verstehen, die im Einzelfall tatsächlich oder jedenfalls aus der (ex-ante) Sicht des für die Behörde handelnden Amtswalters bei verständiger Würdigung der Sachlage in naher Zukunft die hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts in sich birgt (Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 7. Aufl. 2011, Rn. 69). Nach der Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts reicht es aus, dass karitative Zuwendungen an Sozialvereine generell geeignet sind, positive Auswirkungen auf den militärisch terroristischen Bereich der HAMAS zu entfalten (UA, Rdn. 18). Damit rechtfertigt seiner Auffassung nach bereits das Bestehen einer abstrakten Gefahr ein Vereinsverbot. 

Beim Vereinsverbot handelt es sich um einen Eingriff in ein Grundrecht, der durch die Befugnisnorm in bestimmter und für den Betroffenen voraussehbarer Weise begrenzt werden muss. Die Funktion dieser Begrenzung übernimmt im Gefahrenabwehrrecht im Allgemeinen der Begriff der konkreten Gefahr (Kugelmann, DÖV 2003, 781 (783)). Ist das Erfordernis einer konkreten Gefahr im Gefahrenabwehrrecht – wie z.B. bei § 3 VereinsG - nicht ausdrücklich vorgeschrieben, wird diese Begrenzung regelmäßig im Wege der verfassungskonformen Auslegung vorgenommen, so etwa bei der polizeilichen Generalklausel (Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 7. Aufl. 2011, S. 38 f. Rn. 70). Wird ausnahmsweise keine konkrete Gefahr gefordert, muss die verfassungsrechtliche Funktion des Begriffs der konkreten Gefahr aber auf andere Weise erfüllt werden (Kugelmann, DÖV 2003, 781 (789)). Wenn selbst in dem Fall, in dem eine Befugnisnorm eine konkrete Gefahr voraussetzt, weitere rechtsstaatliche Sicherungsmechanismen erforderlich sind, um den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu wahren, müssen in einem derartigen Fall erst recht rechtsstaatliche Vorkehrungen in diesem Sinne getroffen werden (Kugelmann,, DÖV 2003, 781 (787)). 
Diese Grundsätze gelten auch für die Ermächtigungsnorm des § 3 Abs. 1 Satz 1 VereinsG. Im spezialgesetzlichen Gefahrenabwehrrecht sind im Falle von Regelungslücken die Grundsätze des allgemeinen Polizei- und Ordnungsrechts heranzuziehen (Drews/Wacke/Vogel/Martens: Gefahrenabwehr, 9. Aufl. 1986, S. 155). Ein Vereinsverbot stellt den denkbar schwersten Eingriff in das Grundrecht der Vereinigungsfreiheit aus Art. 9 Abs. 1 GG dar. Denn es hat nicht lediglich eine Einschränkung, sondern – entsprechend der Wirkung des Vereinsverbots - eine vollständige und irreparable Aufhebung des grundrechtlich geschützten Handlungsbereichs, ja, eine Auslöschung des Grundrechtsträgers zur Folge. Die Grundrechtsnorm gewährleistet dem Einzelnen nicht nur das Recht zum Zusammenschluss in Vereinen, sondern auch diesen Vereinigungen selbst – unbeschadet der Frage ihrer Rechtsfähigkeit – das Recht auf Sicherung ihres Bestehens (BVerfGE 13, 174 (175); 84, 372 (378)). Art. 9 Abs. 1 GG schützt damit insbesondere vor einem Verbot des Vereins (BVerfGE 30, 227 (241 ff.)).
Dementsprechend wird der Bedeutung des Grundrechts und der Schwere des Eingriffs nur angemessen Rechnung getragen, wenn eine konkrete Gefahr für das betroffene Schutzgut als Voraussetzung für den Eingriff festgestellt wird. Diese wurde im fachgerichtlichen Verfahren jedoch nicht festgestellt. Eine solche restriktive Auslegung des § 3 Abs. 1 VereinsG ist insbesondere deshalb geboten, weil die Norm nur die Wahl zwischen Verbot und Nichtverbot lässt. Hieraus folgt, dass ein Vereinsverbot nur dann einer verfassungsrechtlichen Prüfung standhält, wenn eine konkrete Gefahr für die von Art. 9 Abs. 2 GG, § 3 Abs. 1 VereinsG geschützten Rechtsgüter festgestellt wird. Der im angefochtenen Urteil zugrunde gelegte Gefahrenbegriff erfordert hingegen nach der ausdrücklichen Feststellung des Bundesverwaltungsgerichts keine tatsächlichen Hinweise darauf, dass die karitative Hilfslieferung tatsächlich konkret dazu beiträgt, Gewalt in das Verhältnis von Völkern zu tragen (UA, Rdn. 18). Vielmehr reicht es aus, dass transnationale karitative Hilfeleistungen an Sozialvereine der HAMAS generell geeignet sind, die HAMAS zu stärken. Belastbare Hinweise, dass die Hilfslieferungen konkret dazu beitragen, Gewalt in das Verhältnis von Völkern zu tragen, werden nach diesem Ansatz nicht gefordert. 
b)
Erfordernis einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit der Gefährdung des Schutzgutes
Da das Bundesverwaltungsgericht keine konkrete Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung voraussetzt, mangelt es auch an Feststellungen zur hinreichenden Wahrscheinlichkeit einer Gefährdung dieses Schutzguts. Damit wird der Bedeutungsgehalt sowie der Schutzumfang der Vereinigungsfreiheit verkannt. Weder wird das angefochtene Urteil den verfassungsrechtlichen Anforderungen an die Prognoseprüfung gerecht (aa) noch genügen die für die „Akzeptanz- und Entlastungsvorteile für die völkerrechtswidrige Betätigung der HAMAS“ bezeichneten Kriterien (bb) den Anforderungen des Gefahrenabwehrrechts.
aa)
Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Prognoseprüfung

(aaa)
Allgemeine Grundsätze zur Abwägung 

Eine konkrete Gefahr setzt eine im Einzelfall bestehende hinreichende Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts voraus (Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 4. Auflage, 2007, S. 321, 318). Gerade dieser Gesichtspunkt ist für das Vereinsverbot von entscheidender Bedeutung, weil der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit die Prognose einer unmittelbaren, aus erkennbaren Umständen herleitbaren Gefährdung des geschützten Rechtsguts voraussetzt (BVerfGE 115, 320 (361)). Diese kann bei ungewissen oder bloß vermuteten Ursachenzusammenhängen nicht getroffen werden. Die erforderliche Eingriffsschwelle muss zwar von Verfassungs wegen nicht notwendig eine gegenwärtige Gefahr im überkommenen Sinne sein, darf aber die einer konkreten Gefahr nicht unterschreiten (BVerfGE 115, 320 361)). 
Der Begriff der polizeilichen Gefahr erfordert eine Prognoseentscheidung, das heißt, eine auf Tatsachen gegründete subjektive Einschätzung über einen zukünftigen Geschehensablauf. Die Entscheidung über eine bestimmte Gefahrenabwehrmaßnahme muss im Wege einer optimierenden Synthese von Diagnose, Prognose und Bewertung mehrere nicht unmittelbar kommensurable Urteilselemente zueinander ins Verhältnis setzen (Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 4. Aufl., 2007, S. 322 Rdn. 52). Bezugspunkt der Gefahrenprognose ist der erwartete Schadenseintritt für ein geschütztes Rechtsgut. Welche ursächlichen Ereignisse und Geschehensabläufe in die Gefahrenprognose eingestellt werden dürfen, ist jedoch eine vorgreifliche wertende Entscheidung. Kein zu schützendes Rechtsgut ist vor zukünftigen Beeinträchtigungen sicher. Vielmehr ist nahezu jedes Gut mehr oder weniger risikogeneigt, wobei sich das Risiko mehr oder weniger bald realisieren kann. Die zuständigen Behörden dürfen nicht sämtliche potenziellen Gefahrenquellen stilllegen. Dies bereits deshalb nicht, weil zahlreiche Risiken gesetzlich ausdrücklich zugelassen sind. So kann die Inanspruchnahme grundrechtlicher Freiheiten, wie z.B. die Vereinigungsfreiheit, Risiken für öffentliche Schutzgüter mit sich bringen. 

Bedeutsam ist auch, inwieweit die Rechtsordnung bestimmte Risiken, die mit einem Verhalten oder dem Zustand einer Sache verbunden sind, toleriert, etwa indem dieses Verhalten, z.B. Sportwettkämpfe, Teilnahme am Straßenverkehr, Alkoholgenuss, das sich seinerseits als Ausübung von Grundrechten darstellt, trotz seiner Gefährlichkeit geduldet wird (Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 7. Aufl., 2011, S. 41 Rdn. 77; Gusy, Polizei- und Ordnungsrecht, 7. Aufl., 2009, S. 55 Rdn. 109). Die hinreichende Wahrscheinlichkeit ist damit insbesondere nach normativen und nicht allein nach empirischen Gesichtspunkten zu bestimmen. 
Aus normativer Sicht ist bei der Prognoseprüfung der hinreichenden Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts zunächst das Maß der Beeinträchtigung, welche sich aus einer polizeilichen Maßnahme für den hierdurch Belasteten ergeben würde, einzustellen. Dies erfordert zunächst die Identifzierung des Rangs des öffentlichen Schutzguts (BVerwGE 61 (65); Drews/Wacke/Vogel/Martens: Gefahrenabwehr 9. Aufl. 1986 S. 224), hier also des Gedankens der Völkerverständigung. Darüber hinaus ist der Rang des grundrechtlich geschützten Rechts, in das eingegriffen werden soll, festzustellen und im Rahmen der Prognoseprüfung nach Maßgabe des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes ein Ausgleich widerstreitender Interessen herzustellen. Ergibt sich bei dieser Prüfung, dass keine Gefährdung des öffentlichen Schutzguts besteht, fehlt es bereits deshalb an einer Rechtfertigung für den Eingriff in das grundrechtlich geschützte Rechtsgut.

Besteht eine Gefährdung des Schutzguts ist in die Wahrscheinlichkeitsprognose aus verfassungsrechtlichen Grundsätzen eine optimale Abwägung zwischen dem Schutzgut und dem betroffenen Grundrecht vorzunehmen (Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 4. Aufl., 2007, S. 322 Rdn. 52). Dabei wird als Faustregel regelmäßig die pragmatische Formel zugrunde gelegt, dass um so geringere Anforderungen an die Wahrscheinlichkeit des Eintritts der Störung zu stellen sind, je weniger die behördliche Maßnahme in die Rechte des Betroffenen eingreift. Hingegen setzt eine den Betroffenen erheblich beeinträchtigende Maßnahme eine hohe Wahrscheinlichkeit des Gefahreneintritts voraus (BVerwGE 45, 51 (58); 47, 31 (40); 89, 162 (169 f.); BayVGH, BayVB1, 1993, 684, mit Hinweis auf Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr 9. Aufl. 1986 S. 224). Auch gesellschaftlichen Normen, welche die Sozialadäquanz von Verhaltensweisen prägen, kommt für die Beurteilung der Frage, ob ein Risiko bereits als konkrete Gefahr zu bewerten ist, Bedeutung zu (Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 7. Auf., 2011, S. 41 Rdn. 77; Pils, DÖV 2008, 941 (947)). 

Bei der Anordnung eines Vereinsverbots kommt daher einer Güterabwägung nicht nur für die gesonderte, nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts jedoch gesperrte Prüfung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes Bedeutung zu. Vielmehr ist diese bereits bei der vorgelagerten Feststellung einer Gefahr für das geschützte Rechtsgut in die Prüfung einzustellen. Gerade weil das Bundesverwaltungsgericht dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz lediglich bei der Feststellung der Verbotsvoraussetzungen Rechnung tragen will, hat es methodisch einwandfrei unter Berücksichtigung normativer Wertungen hinreichend präzise Gefährdungskriterien herauszuarbeiten und beruhend darauf verlässliche Prognosetatsachen für die Wahrscheinlichkeitsprüfung festzustellen. Auf das Vereinsverbot bezogen bedeutet dies, dass aufgrund des Eingriffs in den Schutzbereich von Art. 9 Abs. 1 wie auch in den des Art. 4 Abs. 1 und 2 GG an die hinreichende Wahrscheinlichkeit des vom Bundesverwaltungsgerichts prognostizierten Kausalverlaufs besonders hohe Anforderungen zustellen sind. 

Gemessen an diesen Grundsätzen wird das Bundesverwaltungsgericht den verfassungsrechtlichen Anforderungen bereits deshalb nicht gerecht, weil es keine konkrete Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung festgestellt hat. Mit der Feststellung, die Auswirkungen einzelner zweckgerichteter Zuwendungen über den sozialen Bereich hinaus müssten nicht konkret verfolgt und festgestellt werden, weil sie allgemeinem Erfahrungswissen entsprächen (UA, Rdn. 18), sieht das Bundesverwaltungsgericht von der Feststellung einer konkreten Gefahr für den Gedanken der Völkerverständigung ab. Es setzt damit keine hinreichende  Wahrscheinlichkeit für eine Schädigung dieses Rechtsguts voraus und verletzt bereits dadurch das Grundrecht des Beschwerdeführers aus Art. 9 Abs. 1 GG. Das Bundesverwaltungsgericht verkennt hierbei nicht lediglich den besonders strengen Prüfungsmaßstab, der für die Feststellung der hinreichenden Wahrscheinlichkeit einer Gefährdung des Gedankens der Völkerverständigung aus verfassungsrechtlichen Gründen zu verwenden ist. Vielmehr wendet es diesen Maßstab von vornherein erst gar nicht an, weil es eine abstrakte Gefahr oder sogar nur ein Gefährdungspotenzial für dieses Rechtsgut als tatsächliche Grundlage für das Vereinsverbot für ausreichend erachtet.
(bbb)
Funktion transnationaler Karitas im Rahmen der Prognoseprüfung
Für die vom Beschwerdeführer geleistete transnationale Karitas in Gaza kommt insbesondere dem Gedanken rechtlich gebotener oder förderungswürdiger Verhaltensweisen eine besondere Funktion im Rahmen der Prognoseprüfung zu. Diese insoweit maßgebende

 verfassungsrechtliche Wertung verkennt das Bundesverwaltungsgericht. Werden durch die humanitäre Hilfe konkrete Gefährdungen für öffentliche Schutzgüter hervorgerufen, ist die Beantwortung der Frage nach der hinreichenden Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts durch den gesetzgeberischen Ausgleich miteinander kollidierender öffentlicher Interessen vorzunehmen. Selbst wenn das Bundesverwaltungsgerichts eine konkrete Gefährdung des Schutzguts der Völkerverständigung festgestellt hätte, fehlte es an der verfassungsrechtlich gebotenen Bestimmung der Bedeutung transnationaler, zweckentsprechend geleisteter Karitas – wie hier (UA, Rdn. 18) – und der Abwägung ihres Gewichts mit dem Gewicht des Schutzguts der Völkerverständigung. 

Karitative Hilfe für die notleidende Bevölkerung entspricht dem Schutzauftrag des Staates. Der Staat ist verpflichtet, sich schützend und fördernd für das Leben und die Gesundheit der Bevölkerung einzusetzen (BVerfGE 39, 1 (42); 46, 160 (164); 49, 89 (140 ff.); 53, 30 (57); 56, 54 (73 ff.)). Den Staat trifft eine Fürsorgepflicht für Einzelne oder Gruppen, die aufgrund ihrer persönlichen Lebensumstände oder allgemeiner Benachteiligungen an ihrer persönlichen oder sozialen Entfaltung gehindert sind (BVerfGE 100, 271 (284)). Der Schutz des Einzelnen in Fällen von Krankheit ist in der sozialstaatlichen Ordnung eine Grundaufgabe des Staates (BVerfGE 102, 1 (18); 113, 167 (215); 115, 25 (43)). Dies gilt nicht nur in Fällen von Krankheit, sondern generell in Fällen notleidender Bevölkerungsgruppen insbesondere aufgrund von Kriegsereignissen oder Katastrophen. Bezweckt nichtstaatliche Karitas, den Staat bei der Erfüllung seiner Fürsorgepflicht für schutzbedürftige Bevölkerungsgruppen zu unterstützen, handelt es sich danach um rechtlich gebotenes und besonders förderungswürdiges Verhalten, das im Rahmen der Gefahrenprognose einen hohen Stellenwert bei der Abwägung hat.

Es bezeichnet für die Wahrscheinlichkeitsprognose keinen wesentlichen Unterschied, dass derartige nichtstaatliche Karitas nicht notleidenden Bevölkerungsgruppen im Bundesgebiet, sondern in anderen Regionen der Welt zugute kommt. Auch dort leben die Menschen in staatlich verfassten oder vergleichbaren Ordnungen. Es entspricht generell staatlichen und aus dem allgemein anerkannten Sozialstaatsprinzip folgenden Verpflichtungen, die notwendige Vorsorge für das Wohl der Bevölkerung zu treffen. Gerade die sich seit 1990 dynamisch vollziehende Einbeziehung nichtstaatlicher Organisationen in den internationalen Diskurs sowie in international angelegte humanitäre Aktionen verdeutlicht die gesteigerte Bedeutung dieser Organisationen für den internationalen Frieden und damit ihre Sozialadäquanz. Staaten und vergleichbare Entitäten in Krisen- und Konfliktgebieten in vielen Regionen der Welt können heute die erforderliche Nothilfe für die notleidende Bevölkerung ohne nichtstaatliche Organisationen kaum noch erfüllen, zumal diese flexibler mit den politischen Kräften in einem Bürgerkrieg oder internen Konflikt zusammen arbeiten können (Lüdermann, Privater Arm der Geberstaaten?, S. 174 (186), in: Brühl u.a., Die Privatisierung der Weltpolitik, 2001), dadurch aber häufig gezwungen sind, mit Organisationen zusammenarbeiten oder sich mit diesen zu arrangieren, die sich zur Durchsetzung ihrer Ziele terroristischer Mittel bedienen oder als terroristisch bewertet werden und die durch eine derartige Zusammenarbeit in ihrem öffentlichen Ansehen aufgewertet werden, also dadurch eine internationale Akzeptanzsteigerung erfahren können. 

Die Nähe nichtstaatlicher humanitärer Organisationen zu terroristischen Gruppierungen und Netzwerken hat aber im internationalen Zusammenhang nicht zu deren Einstufung als terroristisch geführt, vielmehr zu einer Entterritorialisierung von Politik und zur Entstehung einer universellen Wertebasis beigetragen (Liese, Privatisierung und die (Um-)Setzung der Menschenrechte, S. 232, in: Brühl u.a., Die Privatisierung der Weltpolitik, 2001). In derartigen transnationalen Netzwerken deuten sich kosmopolitische Versuche einer Zivilisierung der Welt an, die grenzüberschreitend Normen gestalten und darauf bezogen ein universelles Werteverständnis hervorbringen können (Mückenberger, Kritische Justiz 2010, 39 (43)).

Das der Tätigkeit nichtstaatlicher Organisationen zugrunde liegende Prinzip, welches auch den Beschwerdeführer in seinen jahrelangen transnationalen karitativen Aktivitäten motiviert hat, Interessen von Menschen in fernen Regionen ohne Eigennutz und ökonomisch messbaren Gewinn zum eigenen Interesse zu machen und durch tätige transnationale humanitäre Hilfe für bedürftige Menschen Zeichen gegen Gewalt, Krieg und Terror zu setzen, trägt wesentlich zum Frieden in der Welt bei. Dieses tätig vollzogene Prinzip beantwortet auch die sich immer wieder neu stellende Frage nach der Verallgemeinerungsfähigkeit von Werten, die ein rein rationales Interessenkalkül nicht zu lösen vermag (vgl. Kriele, Recht und praktische Vernunft, 1979, S. 55, 58). Es geht nicht um ein Tauschgeschäft, bei dem der Andere dazu verurteilt wäre, das, was ihm an Guten gegeben wird, zurückzuerstatten. Eine solche Wechselseitigkeit ist das Kennzeichen ökonomischer Beziehungen, deren Kreislauf durch die Regel des gegenseitigen Nutzens beherrscht wird (Moses, Gerechtigkeit und Gemeinschaft bei Emmanuel Lévinas, in: Brumlik u.a., Gemeinschaft und Gerechtigkeit, 1993, S. 364 (367)). Demgegenüber fragen Menschenrechtsgruppen sowie humanitäre und karitative Organisationen nicht nach dem ökonomischen Nutzen ihrer Tätigkeit, sondern handeln aus der Überzeugung universeller Gerechtigkeit und humanitärer Notwendwendigkeit heraus.

Es bezeichnet ferner für die Wahrscheinlichkeitsprognose keinen wesentlichen Unterschied, dass die Wohlfahrt der Bevölkerung nicht durch staatliche Instanzen, sondern durch nicht als Staaten völkerrechtlich anerkannte Organisationen, die bestimmte abgegrenzte Gebiete und die dort lebende Bevölkerung beherrschen, wahrgenommen wird. Zwar weisen derartige de facto-Autoritäten keine staatlichen Merkmale auf und werden sie nur im begrenzten Umfang als Völkerrechtssubjekte anerkannt. Allerdings kommt nach der Staatenpraxis stabilisierten de facto-Herrschaften allein kraft ihrer Existenz ein gewisser Mindestbestand an völkerrechtlichen Rechten und Pflichten zu (Verdross/Simma, Universelles Völkerrecht, 3. Aufl., 1984, S. 241). Diese Entwicklung betrifft zwar vorrangig Rechte und Pflichten im Verhältnis zu anderen Völkerrechtssubjekten. Die neuere menschenrechtliche Entwicklung im Völkerrecht und im supranationalen Recht geht jedoch von einem Schutzauftrag derartiger Entitäten für die Bevölkerung in den von ihnen beherrschten Gebieten aus.

So berücksichtigt z.B. der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte in seiner Rechtsprechung zu Art. 3 EMRK bei der Bewertung der tatsächlichen Gefahr einer unmenschlichen Behandlung für den Fall der Rückkehr des Betroffenen, ob es in Somalia Regionen gibt, zu denen diese Zugang haben und ob sie sich dort dauerhaft niederlassen können. Dabei zieht er ausdrücklich in Erwägung, ob die derartige Regionen beherrschenden Clans Schutzstrukturen heraus gebildet haben und Rückkehrern auch Schutz gewähren (EGMR, InfAuslR 2007, 223 (225) - Salah Sheekh). Gewähren diese der zivilen Bevölkerung Schutz, ist dies ein gefahrenmindernder Umstand, also ein rechtlich anerkannter Differenzierungsgrund, der im Rahmen der Gefahrenprognose des Art. 3 EMRK berücksichtigt wird. Der Gerichtshof unterscheidet dabei nicht zwischen de facto-Autoritäten, die terroristische Mittel einsetzen, und jenen, bei denen dies nicht der Fall ist. So prüft er z.B. im Blick auf die heute in vielen Gebieten Somalias herrschenden terroristischen al-Shabaab-Milizen, ob diese internationalen Hilfsorganisationen Zugang zu den von ihnen beherrschten Regionen gewähren (EGMR, Urteil vom 28. Juni 2011 – Nr. 8319/07 und 11449/07 – Sufi und Elmi). 

Aus dieser Rechtsprechung kann abgeleitet werden, dass Organisationen, die Herrschaftsgewalt über ein Gebiet ausüben, als rechtlich maßgeblicher Faktor in die Gefahrenprognose eingestellt werden und dabei berücksichtigt wird, ob sie die von ihnen beherrschte Bevölkerung schützen und internationalen Hilfsorganisationen Zugang gewähren, damit diese versorgt werden kann. Berücksichtigt der Gerichtshof aber, ob internationalen Hilfsorganisationen Zugang durch terroristische Gruppierungen gewährt wird, kann die Kontaktaufnahme mit terroristischen Gruppierungen und die Tatsache, dass sie in den von ihnen umfassend beherrschten Regionen notwendigerweise mit diesen zusammen arbeiten oder sich mit ihnen arrangieren müssen, nicht ohne Weiteres als Gefährdung des Gedankens der Völkerverständigung aufgrund der Unterstützung terroristischer Gruppierungen gewertet werden.
Das Unionsrecht präzisiert darüber hinaus den kasuistischen Ansatz des Gerichtshofs und macht ihn zum normativen Bestandteil eines Schutzkonzepts im Bereich des Rechts des internationalen Schutzes nach der Richtlinie 2004/83/EG und hat dieses Konzept kürzlich in der Änderungsrichtlinie 2011/95/EU erneut bekräftigt. Es behandelt z.B. Parteien oder Organisationen, die den Staat beherrschen, wie auch solche, die einen wesentlichen Teil des Staatsgebietes beherrschen, nach Art. 7 Abs. 1 Buchst. b) RL 2004/83/EG wie auch nach Art. 7 Abs. 1 Buchst. b) RL 2011/95/EU als Schutzakteure. Unionsrecht bezieht damit in die Gefahrenprognose ein, ob das Bedürfnis für die Gewährung des internationalen Schutzes deshalb entfällt, weil derartige Akteure den nach Art. 7 Abs. 2 RL 204/83/EG maßgebenden Schutz gewähren. In diesem Zusammenhang behandelt das Bundesverwaltungsgericht bei der Anwendung des Unionsrechts im Rahmen der Gefahrenprognose z.B. die völkerrechtlich nicht anerkannten de facto-Autoritäten in Nagorny-Karabach (Azerbeidjan) als Organisationen, die gegenüber der Zivilbevölkerung einen Schutzauftrag haben und prüft, ob sie diesen im konkreten Einzelfall auch erfüllen (BVerwGE 141, 186 (197 f.)).
(ccc)
Bedürfnis für  transnationale Karitas in Gaza
Wie im fachgerichtlichen Verfahren vorgetragen (Schriftsatz vom 20. November 2010, Rdn. 225 ff., Anlage 6), wird Gaza seit Juni 2007 von der HAMAS beherrscht und hat diese dort eine eigene Regierung gebildet. Diese beruht auf den im Januar 2006 durchgeführten Wahlen, die die Europäische Union als frei und fair bezeichnet hat. Die Spannungen zwischen ihr und der Fatah führten im Juni 2007 dazu, dass die HAMAS diese aus Gaza vertrieb und dort eine eigenständige Regierung bildete. Die von der HAMAS beherrschte Regierung hat deshalb entsprechend ihrer Regierungsfunktion die ausschließliche Verantwortung für die palästinensische Bevölkerung in Gaza und muss daher auch für deren wirtschaftliches und soziales Überleben Sorge tragen. Ohne Hilfe von außen ist ihr dies nicht möglich. Würde auf eine derartige Hilfe allein mit Rücksicht darauf, dass Teile der gelieferten finanziellen Mittel in den bewaffneten Kampf fließen könnten oder diese mittelbar die HAMAS finanziell von sozialen Aufgaben entlasten und damit deren Kampfpotenzial und auch deren gesellschaftliche Akzeptanz stärken könnte, verzichtet, würde dies auf eine nicht zu verantwortende Hinnahme der weiteren Verelendung von über 1,5 Millionen Palästinensern hinauslaufen. 
Als Folge der wirtschaftlichen Abschnürung des Gazastreifens durch die Blockadepolitik der israelischen Regierung ist das dortige Wirtschaftsleben inzwischen weitgehend zum Stillstand gekommen. Eine humanitäre Katastrophe kann praktisch nur noch durch Aktivitäten international tätiger humanitärer nichtstaatlicher und zwischenstaatlicher Organisationen und einzelner ausländischer Staaten verhindert werden. Die ohnehin extrem prekäre wirtschaftliche und soziale Situation für die palästinensische Zivilbevölkerung in Gaza hat sich aufgrund der Kriegsfolgen der „Operation Gegossenes Blei“ 2008/2009 noch einmal dramatisch verschlechtert: Es herrscht Massenarmut. 81 Prozent der Bevölkerung leben unterhalb der Armutsgrenze. Beobachter gehen davon aus, dass rund 80 Prozent der Bevölkerung nicht in der Lage sind, ihren täglichen Nahrungsmittelbedarf ohne Hilfeleistungen aus dem Ausland zu decken (Süddeutsche Zeitung vom 16. Juni 2012). Gaza hat mit 4.000 Einwohnern pro Quadratkilometer eine Bevölkerungsdichte, die zu der höchsten in der Welt gehört und der eines städtischen Verdichtungsgebietes entspricht. Industrie und Landwirtschaft sind fast vollständig zum Erliegen gekommen. Medikamente und Grundnahrungsmittel fehlen. 

Die HAMAS stellt in Gaza die alleinige Regierungsmacht dar, kontrolliert die Sicherheitsbehörden, erhebt Steuern und stellt staatliche Dienstleistungen zur Verfügung. Dabei ist ihr Gewaltmonopol wesentlich stärker ausgeprägt als das der Palästinensischen Autonomieverwaltung in der Westbank. Die HAMAS schaffte institutionalisierte Strukturen nicht ab, sondern verfestigte diese. Weitgehend unbemerkt vom Westen hat sie ihr Gewaltmonopol breitflächig verfestigt und in Formen regulärer Staatlichkeit überführt. Für die Fortbildung von Justizangestellten wandte sich die HAMAS mit der Bitte um Zusammenarbeit sogar an einzelne etablierte Menschenrechtsorganisationen (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 82 ff. Rdn. 232 ff., Anlage Nr. 6).

Auch wenn die staatlichen Verhältnisse in Palästina noch immer ungeklärt und häufig Anlass kriegerischer Konflikte gewesen sind, die von der HAMAS beherrschte Regierung nicht anerkannt ist und offizielle Kontakte zur HAMAS von der internationalen Gemeinschaft und der Europäischen Union vermieden und bestritten werden, übt die HAMAS ungeachtet dessen de facto in Gaza Regierungsgewalt aus. Sie trifft dementsprechend der aus dieser Gewalt abgeleitete und von der europäischen Rechtsprechung und vom Unionsrecht unterstellte Schutzauftrag. Dementsprechend leisten eine Reihe internationaler und auch deutscher Institutionen und Organisationen humanitäre Hilfe in Gaza, wie z.B. die Evangelische Zentralstelle für Entwicklungshilfe, das Evangelische Missionswerk in Südwestdeutschland, das Kindermissionswerk, das päpstliche Missionswerk der Kinder und Misereor. Auch der Bundesregierung zuzuordnende Institutionen führen Entwicklungsprojekte durch. So wird zum Beispiel ein aktuelles Stadtentwicklungsprojekt, das die Stadt Jabaliya unternimmt, von der KfW und der GIZ mitfinanziert. Die KfW - Bankengruppe ist zu 80 Prozent in Bundes- und zu 20 Prozent in Landesbesitz. Die GIZ ist ein Bundesunternehmen, dessen Hauptauftraggeber das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung ist. Die KfW – Entwicklungsbank finanziert die Instandsetzung und Erweiterung einer Kläranlage in Jabaliya  in einer ersten Phase mit etwa 20 Millionen Euro (Schriftsatz vom 27. April 2011, S. 16 ff. Rdn. 38 ff., Anlage Nr. 7). 

Dabei macht die transnationale humanitäre Hilfe in Gaza unabdingbar eine Zusammenarbeit mit Institutionen erforderlich, die durch Funktionäre von HAMAS geleitet werden, wie ja gerade der Fall der Islamic Society Jabaliya, der das fachgerichtliche Verfahren zentral beherrscht hat, erweist. Der Umstand, dass Issam Jouda, der jahrelang diese Partnerorganisation des Beschwerdeführers geleitet hatte und seit der Übernahme der Bürgermeisterfunktion in Jabaliya unmittelbar mit deutschen Stellen zusammenarbeitet, macht deutlich, dass eine Unterscheidung zwischen Institutionen, die von der HAMAS beherrscht werden, und jenen, bei denen dies nicht der Fall ist, nicht möglich ist. 
(ddd)
Ergebnis
Aus der aufgezeigten tatsächlichen Entwicklung in Gaza folgt, dass es bei einer normativen Bewertung im Rahmen der Gefahrenprognose bereits an einem öffentlich geschützten Rechtsgut fehlt, das gefährdet wäre, wenn sich transnationale Hilfe sachlich begrenzt auf die Versorgung der notleidenden Bevölkerung mit dringenden Gütern beschränkt. Dass in den Versorgungsgebieten Institutionen zur Versorgung der Bevölkerung und militärische Kampfverbände Teile einer einheitlichen Organisation sind (UA, Rdn. 14), hebt nicht den von der europäischen Rechtsprechung und vom Unionsrecht entwickelten sozialen Versorgungsauftrag derartiger Organisationen auf und kann deshalb aus normativer Sicht nicht dazu führen, dass die zweckgerichtete bereichsspezifische transnationale Unterstützung einer Organisation, die einen sozialen Versorgungsauftrag durchführt, als Unterstützung des bewaffneten Kampfes nach außen gewertet werden darf.
De facto-Autoritäten werden von der europäischen und der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts für verantwortlich angesehen, die Bevölkerung in den von ihnen beherrschten Gebieten zu schützen. Zum Schutzauftrag gehört dabei auch die Gewährleistung eines wirtschaftlichen und sozialen Mindeststandards. Zwar wurde diese Rechtsprechung bislang noch nicht auf die HAMAS angewandt, wohl aber auf andere terroristische Gruppierungen, wie z.B. die al-Shabaab-Milizen in Somalia sowie dort agierende Clans, die sich häufig ebenfalls terroristischer Mittel gegenüber der Zivilbevölkerung und gegnerischen Clans zur Sicherung ihres Herrschaftsanspruchs bedienen. Wenn ausländische nationale oder internationale Hilfsorganisationen bei der Gewährleistung des Schutzauftrags derartiger de facto-Autoritäten humanitäre Unterstützung leisten, erfüllen sie eine gebotene oder sogar förderungswürdige Aufgabe. Bei der Abwägung im Rahmen der Gefahrenprognose kommt deshalb im Sinne einer wertenden Betrachtung allein dem Umstand der Zusammenarbeit derartiger Hilfsorganisationen mit terroristischen Gruppierungen im Blick auf eine Gefährdung der Völkerverständigung kein Gewicht zu, solange diese auf die Verwirklichung des humanitären Schutzauftrags derartiger Gruppierungen beschränkt bleibt. Es kommt damit auf die Frage, ob und in welchem Umfang die unterstützten Organisationen mit den de facto-Autoritäten verbunden sind, nicht an. Dass die Sozialvereine in Gaza mit HAMAS Teil eines untrennbaren Gesamtgefüges der HAMAS sind (UA, Rdn. 14), ist damit im Sinne einer wertenden Betrachtung unerheblich. 

Ist für die Unterstützung des humanitären Schutzauftrags die Zusammenarbeit mit terroristischen Gruppierungen unvermeidbar, wie in aller Regel bei Gruppierungen, die mit terroristischen Methoden nach innen und außen und damit zumeist totalitär und allumfassend in ihrem Gebiet ihren Machtanspruch durchsetzen, kann allein dieses Verhalten im Sinne einer wertenden Betrachtung kein gefahrenerhöhendes Risiko für ein öffentliches Schutzgut darstellen. Bereits auf der begrifflichen Ebene begegnet es Bedenken, derart gebotene humanitäre Hilfe als Unterstützung einer Organisation zu werten, die Gewalt in das Verhältnis von Völkern trägt. Denn auch wenn diese Organisation nach außen Gewalt gegen ihren Gegner anwendet, also ein öffentliches Schutzgut gefährdet und schädigt, bleibt sie nach innen für den Schutz und die Wohlfahrt der Bevölkerung verantwortlich und trägt die Verwirklichung dieses Auftrags keine Gewalt in das Verhältnis von Völkern. 

In der Klagebegründung war unter Hinweis auf eine Reihe von internationalen Friedensvermittlern, unter ihnen die ehemaligen Außenminister von Israel und Australien, darauf hingewiesen worden, dass diese in einer gemeinsamen Erklärung im Februar 2009 hervorgehoben hatten, es gebe keine Alternative zu direkten Gesprächen mit allen Konfliktbeteiligten. Ob man dies wünsche oder nicht, an der HAMAS führe kein Weg vorbei (Schriftsatz vom 10. September 2010, S. 85 f. Rdn. 241, Anlage Nr. 6). Wie auch immer karitative Hilfe in Gaza geleistet wird, ohne Kontaktaufnahme mit und Erlaubnis durch die HAMAS und damit ohne ein mögliches Risiko ihrer Akzeptanzsteigerung ist dies nicht möglich. Jedenfalls wäre es Aufgabe der Verbotsbehörde und im Rahmen des § 86 Abs. 1 VwGO die Verpflichtung des Bundesverwaltungsgerichts gewesen, diesen Gesichtspunkt aufzuklären und im Einzelnen sorgfältig nachzuweisen, dass die von außen organisierte zweckgebunden erbrachte karitative Hilfslieferung für die notleidende Bevölkerung in Gaza den Gedanken der Völkerverständigung konkret, also mit überwiegender Wahrscheinlichkeit, gefährdet und darüber hinaus, der Erfolg, das heißt die Stärkung der Kampfkraft der HAMAS, vom Beschwerdeführer zweckgerichtet angestrebt wurde. Das Verbleiben des Bundesverwaltungsgerichts unterhalb dieser Prognosegrundsätze beruht auf einer grundsätzlich unrichtigen Anschauung von der Bedeutung des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG, insbesondere seines Schutzbereichs. 
bb)
Kriterien für die Wahrscheinlichkeitsprognose
Das Bundesverwaltungsgericht hat keine hinreichend zuverlässigen Kriterien heraus gearbeitet, anhand derer im Rahmen der Prognoseprüfung festgestellt werden kann, ob aufgrund der karitativen Tätigkeit eine hinreichende Wahrscheinlichkeit der Gefährdung des Gedankens der Völkerverständigung zu erwarten ist. Es bezieht sich im angefochtenen Urteil auf seine im Al Aqsa-Urteil entwickelten Kriterien (UA, Rdn. 14). Danach bezeichnet es als Gefährdungsmomente für die Wahrscheinlichkeitsprüfung einer Schädigung des Schutzgutes der Völkerverständigung drei miteinander zusammenhängende Kausalverläufe: Erstens beruht seiner Ansicht nach die Gefahr für dieses Schutzgut auf seiner Einschätzung, dass die humanitäre Hilfe der HAMAS zuzuordnenden Sozialvereine von der palästinensischen Bevölkerung der HAMAS zugerechnet werde. Auf diese Weise leisteten diese Vereine einen bedeutenden Beitrag zur Akzeptanz der HAMAS (aaa). Dies wiederum erleichtere, zweitens, die Rekrutierung von Aktivisten, die sich an den militärischen Handlungen von HAMAS beteiligen (bbb). Drittens komme hinzu, dass finanzielle Zuwendungen an Sozialvereine HAMAS finanziell entlasteten (ccc) und die so eingesparten Mittel auch dem militärischen Bereich zugute kommen könnten (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1437)). Im angefochtenen Urteil wiederholt das Bundesverwaltungsgericht diese Abgrenzungskriterien zur Begründung seiner Feststellung, dass durch die Zuwendungen des Beschwerdeführers an der HAMAS zuzuordnende Sozialvereine auch bei einer der sozialen bzw. humanitären Zwecksetzung entsprechenden Verwendung der Hilfeleistungen unmittelbar die HAMAS und mittelbar ihre terroristischen Aktivitäten und die von ihr in das Verhältnis zwischen dem israelischem und dem palästinensischen Volk getragene Gewalt unterstützt werde (UA, Rdn. 14).
Für die verfassungsrechtliche Bestimmung der Gefährdungskriterien ist maßgebend, dass die Wahrscheinlichkeitsprognose keine gegenwärtige Gefahr voraussetzt. Jedoch erfordert eine konkrete Gefahr, dass im zu beurteilenden konkreten Einzelfall in überschaubarer Zukunft mit dem Schadenseintritt hinreichend wahrscheinlich gerechnet werden kann (BVerfGE 115, 320 (361); Denninger, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 4. Auflage, 2007, S. 321, 318). Der Begriff der polizeilichen Gefahr enthält eine Prognose, das heißt, eine auf Tatsachen gegründete subjektive Einschätzung über einen zukünftigen Geschehensablauf. Bezugspunkt der Gefahrenprognose ist der erwartete Schadenseintritt für ein geschütztes Rechtsgut. Der Schadenseintritt für ein öffentliches Schutzgut muss also in absehbarer Zeit naheliegen oder bevorstehen, nicht hingegen erst zu irgendeinem noch in der Ferne liegenden späteren Zeitpunkt. Wie konkret dieser zeitliche Zusammenhang sein muss, kann nicht nach naturwissenschaftlich bestimmten Kriterien festgestellt werden. Jedenfalls muss hinreichend nachvollziehbar sein, warum die Behörde gerade zu diesem Zeitpunkt eingeschritten ist (Pils, DÖV 2008, 941 (946)). Hinreichende Wahrscheinlichkeit verlangt einerseits nicht Gewissheit, dass der Schaden eintreten werde. Andererseits genügt die boße Möglichkeit eines Schadenseintritts nicht zur Annahme einer Gefahr. Insbesondere ist die latente oder potenzielle Gefahr noch keine polizeiliche Gefahr (BVerwGE 116, 347 (351), mit Hinweis auf PrOVG, PrVBl. 16, 125 (126); BVerwG 72, 300 (315); Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehrrecht, 9. Aufl., 1986, S. 223 f.; Schenke, Polizei- und Ordnungsrecht, 7. Aufl., 2011, S. 43 Rdn. 79). 
Wie vorstehend ausgeführt, fehlt es im Falle des Beschwerdeführers bereits an einem öffentlich geschützten Rechtsgut, das durch die transnationalen karitativen Hilfslieferungen des Beschwerdeführers gefährdet wurde, da sich diese Hilfe sachlich begrenzt auf humanitäre Zwecke zugunsten konkreter Bedürftiger in Gaza beschränkt hat. Das Bundesverwaltungsgericht hebt ausdrücklich hervor, dass die Hilfslieferungen des Beschwerdeführers zweckgerichtet humanitäre Aufgaben verfolgten. Die von ihm unterstellten „Akzeptanz- und Entlastungsvorteile“ für die HAMAS werden nicht konkret festgestellt, sondern als „allgemeines Erfahrungswissen“ unterstellt (UA, Rdn. 18), weil die Institutionen in Gaza, über die der Beschwerdeführer seine projektgebundene Hilfe für konkrete Hilfsbedürftige durchgeführt hatte, und militärische Kampfverbände Teile der einheitlichen Organisation HAMAS seien (UA, Rdn. 14). Dieser Umstand allein hebt jedoch nicht den von der europäischen Rechtsprechung und vom Unionsrecht unterstellten sozialen Versorgungsauftrag der HAMAS auf und kann deshalb aus normativer Sicht nicht – wie bereits ausgeführt - dazu führen, dass die zweckgerichtete bereichsspezifische Unterstützung einer derartigen Organisation bei der Erfüllung ihres sozialen Versorgungsauftrags durch ausländische karitative Organisationen als Unterstützung des bewaffneten Kampfes nach außen gewertet werden und in die Gefahrenprognose eingestellt werden kann. Darüber hinaus genügen die vom Bundesverwaltungsgericht zugrunde gelegten Gefährdungsfaktoren nicht verfassungsrechtlichen Anforderungen.
Es ist darüber hinaus nicht hinreichend nachvollziehbar, warum die Behörde gerade im Zeitpunkt der Anordnung des Vereinsverbots gegen den Beschwerdeführer eingeschritten ist. Die hierfür maßgeblichen und auf der gefestigten Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts beruhenden Erwägungen begründen allenfalls die boße Möglichkeit eines Schadenseintritts in irgendeinem nicht absehbaren Zeitpunkt in der Zukunft, also eher eine potenzielle Gefahr.

(aaa)
Akzeptanzvorteile für die HAMAS
Der vom Bundesverwaltungsgericht unterstellte Kausalverlauf, dass eine Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung besteht, weil das soziale Engagement der HAMAS zuzuordnenden Sozialvereine von der palästinensischen Bevölkerung HAMAS zugerechnet werde und diese Vereine auf diese Weise einen bedeutenden Beitrag zur Akzeptanz von HAMAS leisteten, begründet keine hinreichende Wahrscheinlichkeit einer Schädigung dieses Schutzgutes, sondern eine denkbare Möglichkeit, dass dieser Erfolg eintreten könnte. Damit werden jedoch noch keine Annahmen und Schlussfolgerungen, die einen konkret umrissenen Ausgangspunkt im Tatsächlichen haben (BVerfGE 115, 320 (361)), bezeichnet. Dieser Umstand durfte deshalb nicht in die Gefahrenprognose eingestellt werden.

Dass die Tätigkeit der Sozialvereine, die Spendengelder vom Beschwerdeführer erhalten haben, von der palästinensischen Bevölkerung in Gaza als Tätigkeit der HAMAS und nicht als selbstständige karitative Arbeit dieser Sozialvereine angesehen wird, hat das Bundesverwaltungsgericht ohne Bezeichnung tatsächlicher Anhaltspunkte für diese Annahme (UA, Rdn. 55) als „allgemeines Erfahrungswissen“ (UA, Rdn. 18) unterstellt. Es hat keine belastbaren Tatsachen dafür bezeichnet, dass die palästinensische Bevölkerung in Jabaliya oder jedenfalls eine signifikante Gruppe in dieser Stadt sowie die Zuwendungsempfänger überhaupt wussten, dass die Islamic Society Jabaliya bzw. Salam der HAMAS zuzuordnen sind. Ferner hat das Bundesverwaltungsgericht keine Tatsachen für die Schlussfolgerung bezeichnet, dass die unmittelbare Auswirkung der Inanspruchnahme der Hilfe über diese Sozialvereine bei den Empfängern und der Bevölkerung, die von diesen Hilfeleistungen Kenntnis hatte, eine Akzeptanzsteigerung der HAMAS zur Folge hatte. Selbst wenn es hierfür konkrete Tatsachen bezeichnet hätte, wäre noch die Bezeichnung tatsächliche Anhaltspunkte dafür erforderlich gewesen, dass mit einer Akzeptanzsteigerung der HAMAS aufgrund ihrer karitativen Leistungen zugleich eine Akzeptanzsteigerung ihres bewaffneten Kampfes verbunden war. 

Angesichts der wahrscheinlichen Kriegsmüdigkeit der zivilen Bevölkerung nach den zahlreichen Opfern unter der Bevölkerung in Gaza, die mit der Operation Gegossenes Blei Ende 2008/2009 verbunden waren, sprechen eher nachvollziehbare Gründe dafür, dass die Bevölkerung in Gaza und insbesondere in Jabaliya, der zweitgrößten Stadt in Gaza, Sehnsucht nach dem seit 1948 erhofften Frieden hat und sich ein Ende der mit hohen Opfern verbundenen bewaffneten Auseinandersetzungen wünscht. Dann aber wäre nicht auszuschließen, dass die Hilfe der Sozialvereine von der palästinensischen Bevölkerung aus blanker Not in Anspruch genommen wird. In diesem Zusammenhang ist für die Gefahrenprognose von besonderer Bedeutung, dass der nahezu ausschließliche Zweck der Zusammenarbeit zwischen dem Beschwerdeführer und den Sozialvereinen auf die konkrete projektgebundene Hilfe des Beschwerdeführers für rund 3000 Waisen gerichtet war. Vieles spricht dafür, dass für diese Waisenkinder vorrangig das Bedürfnis nach sozialer Unterstützung für die Inanspruchnahme der Hilfe ausschlaggebend und das Bewusstsein, damit die Akzeptanz der HAMAS zu erhöhen, eher fernliegend war. Feststellungen bzw. eine Bezeichnung belastbarer Tatsachen, die eine konkrete Schlussfolgerung in die eine oder andere Richtung erlauben, hat das Bundesverwaltungsgericht nicht getroffen und in seine Erwägungen damit auch nicht einbezogen.
Darüber hinaus kann Hilfe von außen auch die Folge haben, dass die Akzeptanz von HAMAS verringert wird, weil der palästinensischen Bevölkerung dadurch sichtbar wird, dass die HAMAS aus eigener Kraft nicht in den Lage ist, ihre Schutzfunktion zugunsten der Bevölkerung zu erfüllen. Dass die HAMAS zur Abwendung ihres Akzeptanzverlustes auf die israelische Blockadepolitik als Grund für die prekäre Versorgungslage hinweisen könnte, müsste nicht zwingend den Hass der Bevölkerung in Gaza auf die israelische Regierung verstärken, sondern könnte auch zur Folge haben, dass die kriegsmüde palästinensische Zivilbevölkerung den bewaffneten Kampf als Ursache der festgefahrenen Situation betrachtet und sich deshalb von der HAMAS als einer Hauptverursacherin dieser Aussichtslosigkeit einer Konfliktlösung abwendet.
Dass die transnationale karitative Hilfe des Beschwerdeführers an Sozialvereinen in Gaza von der Bevölkerung der HAMAS zugerechnet wird und deren Akzeptanz steigern könnte, ist damit nicht nur höchst ungewiss, es ist darüber hinaus auch vorstellbar, dass die Bevölkerung diesem Aspekt überhaupt keine Bedeutung beimisst. Weil für diese im konkreten Alltag der tägliche Überlebenskampf in einer der ärmsten Regionen der Welt im Vordergrund steht, dürften politisch-ideologische Fragen wie die Akzeptanz oder Nichtakzeptanz bestimmter politischer Akteure, die in der Sicht westlicher Institutionen und Gerichte Bedeutung haben, eher bedeutungslos sein. Was für die Rechtsprechung im Fokus steht, muss nicht gleichermaßen die für die Gefahrenprognose in Bezug genommene Bevölkerung bewegen. 

Geht man hingegen gedanklich in die Richtung einer Akzeptanzsteigerung der HAMAS aufgrund ausländischer Hilfe, ist bemerkenswert, dass das Bundesverwaltungsgericht selbst darauf hinweist, dass HAMAS-Mitglieder in Verwaltungsstellen in Gaza mit ausländischen und internationalen Stellen zusammenarbeiten (UA, Rdn. 67). Ganz offensichtlich erachtet es diese Zusammenarbeit für bedenkenfrei, obwohl eine solche „staatliche und internationale Zusammenarbeit“ das Ansehen der HAMAS in der palästinensischen Bevölkerung ungleich stärker erhöht als die Zusammenarbeit nichtstaatlichen Organisationen mit Sozialvereinen in Gaza, in Bezug auf die nicht einmal klar ist, ob die Bevölkerung diese als Teil der HAMAS ansieht. Die Feststellung, dass die Verwaltungsstellen nicht Teil der HAMAS seien, überzeugt nicht. Denn das Bundesverwaltungsgericht weist an anderer Stelle selbst darauf hin, dass Issam Jouda von der HAMAS Ende 2009 zum Bürgermeister der Stadt Jabaliya berufen worden ist (UA, Rdn. 34). Die entsprechenden Ausführungen des Bundesverwaltungsgerichts in Randnummer 67 können deshalb nur so verstanden werden, dass es zwar eine Akzeptanzsteigerung der HAMAS aufgrund einer Zusammenarbeit der Verwaltung in Jabaliya mit ausländischen und internationalen Stellen nicht ausschließen will, aber allein aufgrund dessen noch keine Akzeptanzsteigerung des bewaffneten Kampfes befürchtet. 

Daher erscheint die Schlussfolgerung gerechtfertigt, dass das Bundesverwaltungsgericht allein die karitative oder Entwicklungszusammenarbeit mit Stellen, die von der HAMAS beherrscht werden, nicht dahin versteht, dass dadurch die Akzeptanz des bewaffneten Kampfes in der palästinensischen Bevölkerung erhöht wird. Dann aber geraten seine Feststellungen zur Auswirkungen der karitativen Hilfe mit dieser wahrscheinlichen Schlussfolgerung in Widerspruch. Der Hinweis auf die fehlende öffentliche Kontrolle des Beschwerdeführers ist nicht überzeugungskräftig. Dass allein dieser Umstand zur Folge haben könnte, dass deshalb seine humanitären Zuwendungen zur Akzeptanzsteigerung des bewaffneten Kampfes in der palästinensischen Bevölkerung führt, behauptet das Bundesverwaltungsgericht nicht. Nachvollziehbare Gründe, dass der Mangel öffentlicher Kontrolle eine gefahrenerhöhende Auswirkung hat, werden nicht genannt und sind auch nicht ersichtlich. Damit wird die vom Bundesverwaltungsgericht aufgestellte These der Akzeptanzsteigerung des bewaffneten Kampfes allein aufgrund nichtstaatlicher humanitärer Hilfslieferungen an HAMAS zugeordnete Sozialvereine in Gaza durch seine eigene Beweisführung nachhaltig erschüttert, ganz abgesehen davon, dass nur tatsächliche Anhaltspunkte, nicht jedoch Hypothesen und nicht belegte Annahmen eine hinreichende Wahrscheinlichkeit der Gefährdung eines öffentlichen Schutzgutes begründen können.
(bbb)
Erleichterung der Rekrutierung von Kämpfern für die HAMAS
Auch der vom Bundesverwaltungsgericht unterstellte Kausalverlauf, dass eine Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung besteht, weil durch soziale Zuwendungen an Sozialvereine, die der HAMAS zugeordnet werden, die Rekrutierung von Aktivisten, sich an den militärischen Handlungen von HAMAS zu beteiligen, erhöht wird, begründet keine hinreichende Wahrscheinlichkeit einer Schädigung dieses Schutzgutes, sondern eine denkbare Möglichkeit, dass dieser Erfolg eintreten könnte.

Selbst wenn die karitative Tätigkeit des Beschwerdeführers von der Bevölkerung der HAMAS zugerechnet würde und deren Akzeptanz steigerte, ist ungewiss, ob damit zugleich auch die Bereitschaft unter potenziellen Aktivisten erhöht würde, sich dem militärischen Flügel anzuschließen und einer Gefahr für Leib und Leben auszusetzen. Ob die humanitäre Versorgung durch der HAMAS zuzurechnende Sozialvereine zugleich auch Auslöser für den Entschluss ist, sich den Kampfverbänden anzuschließen, erscheint eher fernliegend. Einer derart allgemein bleibenden These kann die schlüssige Gegenthese entgegengesetzt werden, dass die Kampfverbände nicht vorrangig deshalb Zulauf erfahren, weil ihre sozialen Institutionen die Bevölkerung versorgen, sondern weil junge verführbare Menschen mittels zugespitzter Feindbilder indoktriniert werden. Als weitere schlüssige Gegenthese kann angeführt werden, dass für den Entschluss, sich den kämpfenden Einheiten der HAMAS anzuschließen, eher die extreme Armut in Gaza und die berufliche Aussichtslosigkeit für die Jugend ursächlich sein dürfte, die sich für den Eintritt in die Kampfverbände eine Lösung ihrer materiellen Not und beruflichen Perspektivlosigkeit versprechen, um nicht auf der Seite der Verlierer in der palästinensischen Gesellschaft zu stehen. Die Schlüssigkeit der nicht begründeten These des Bundesverwaltungsgerichts kann damit erschüttert werden, sodass sie nicht einmal zur Begründung einer abstrakten Gefahr geeignet ist. Erst recht kann sie keine konkrete Gefahr begründen, ganz abgesehen davon, dass sie nicht durch belastbare Tatsachen gestützt wird.
(ccc)
Finanzielle Entlastung der HAMAS
Auch der vom Bundesverwaltungsgericht unterstellte Kausalverlauf, dass eine Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung besteht, weil finanzielle Zuwendungen an Sozialvereine, die der HAMAS zugeordnet werden, HAMAS finanziell entlasten und die so eingesparten Mittel auch dem militärischen Bereich zugute kommen, begründet keine hinreichende Wahrscheinlichkeit einer Schädigung dieses Schutzgutes, sondern eine denkbare Möglichkeit, dass dieser Erfolg eintreten könnte.
Das Bundesverwaltungsgericht stützt seine Annahme, dass durch transnationale karitative Hilfe eine konkrete Gefahr für die Völkerverständigung hervorgerufen wird, ausschließlich darauf, dass die Sozialvereine Teil der einheitlichen Organisation HAMAS seien. Nachvollziehbare Kriterien für einen Kausalverlauf, wonach die Überweisung von Spendengeldern an Sozialvereine der HAMAS ihrem militärischen Flügel zugute kommt, bezeichnet das Bundesverwaltungsgericht nicht. Stattdessen unterstellt es als „allgemeines Erfahrungswissen“ (UA, Rdn. 18), dass Überweisungen an soziale Organisationen immer auch in irgendeiner Form direkt oder indirekt dem militärisch-terroristischen Bereich der Organisation zugute kommen. Da die HAMAS seit Juni 2007 de facto-Regierungsgewalt in Gaza ausübt und damit auch für das Wohlergehen der Bevölkerung in Gaza verantwortlich ist, muss sie karitative Aufgaben ohnehin in einem allumfassenden Umfang erfüllen Ob die Spendengelder an Sozialvereine HAMAS ermöglichen, sich aus Aufgabenbereichen finanziell zurückzuziehen, die sie sonst erfüllen müsste oder ob diese insoweit neutrale Auswirkung haben, lässt sich im Lichte der gewandelten Verhältnisse in Gaza seit Juni 2007 überhaupt nicht verlässlich prognostizieren. Für eine neutrale Auswirkungen der Waisenhilfe auf die militärischen Strukturen der HAMAS spricht, dass die Islamic Society Jabaliya wie auch Salam nach Beendigung der Zusammenarbeit mit dem Beschwerdeführer ihre Waisenarbeit eingestellt haben und Yakoub Sulaiman nach seinen Erklärungen gegenüber dem Beschwerdeführer nur noch auf privater Initiative einige wenige Waisenkinder weiter betreut. 
(ddd)
Ergebnis
Nach alledem ist festzuhalten, dass die vom Bundesverwaltungsgericht im angefochtenen Urteil zugrunde gelegten Gefährdungsmomente ungeeignet sind, die Feststellung einer hinreichend wahrscheinlichen Gefährdung des Schutzgutes der Völkerverständigung zuverlässig zu gewährleisten. Da transnationale karitative Hilfeleistungen im Sinne einer wertenden Betrachtung das öffentliche Schutzgut der Völkerverständigung fördern, hätte es der Bezeichnung konkreter Kausalverläufe bedurft, dass im Falle des Beschwerdeführers eine Ausnahme von der Regel der friedensfördernden Wirkung karitativer Hilfe zu machen ist und deshalb dem Kausalverlauf von der Abgabe der finanziellen Zuwendung bis zu deren Erfolg nachgehen müssen, um das Urteil einer dadurch bedingten Unterstützung des militärischen Kampfes der HAMAS nachvollziehbar und mit einer schlüssigen, alternative Schlussfolgerungen ausschließenden Beweisführung zu belegen.

Lässt man normative Gesichtspunkte außer Betracht, kann nach dem Gesetz der Kausalität weder bejaht noch verneint werden, dass transnationale Hilfe an Sozialvereine der HAMAS Gewalt in das Verhältnis zwischen Völkern trägt. Da diese Hilfe nach ihrer Bestimmung eine karitative Funktion erfüllt, also insbesondere die soziale und wirtschaftliche Not hilfsbedürftiger Menschen lindern soll, erscheint die Annahme, dadurch werde Gewalt in das Verhältnis von Völkern getragen, eher fernliegend, sofern keine konkreten Anhaltspunkte dafür geliefert werden, dass die konkreten projektbezogenen Hilfslieferungen nicht bedürftigen Menschen, sondern einer Vereinigung unmittelbar zugute kommt, die Gewalt in das Verhältnis von Völkern trägt. Die Anforderungen an den Wahrscheinlichkeitsgrad dürfen nicht beliebig herabgesenkt werden.

Die vom Bundesverwaltungsgericht angewandten Abgrenzungskriterien können daher nicht die rechtsstaatlich geforderte Leistung erbringen, hinreichend zuverlässig konkrete Gefahren von lediglich denkbaren gefährdungserhöhenden Verhaltensweisen abzugrenzen. Das Gericht stellt lediglich – wie für eine abstrakte Gefahr gefordert - eine typisierende Betrachtung an, die jedoch nicht schlüssig ist. Aus dem bloßen Umstand, dass seiner Ansicht nach die HAMAS und ihre Sozialvereine eine einheitliche Organisation darstellen, folgert es, dass die Tätigkeit der Sozialvereine auch dem militärischen, dem Gedanken der Völkerverständigung zuwiderhandelnden Flügel zugutekommt. Die Schritte, die von der Überweisung der Spendengelder bis zu einer Unterstützung des gewaltbereiten Flügels der HAMAS führen, werden gerade nicht nachvollzogen und mit Tatsachen gestützt. Für den Nachweis einer konkreten Gefahr ist jedoch gerade dies erforderlich, da nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts tatsächliche Anhaltspunkte angeführt werden müssen, die hinreichend gewichtig sind. Rechtfertigen die angeführten Tatsachen wie hier nur den Schluss, dass möglicherweise ein Verdacht begründet ist, reichen sie als Grundlage für eine Grundrechtsbeeinträchtigung nicht aus (BVerfGE 113, 63 (81)). 
Der Schadenseintritt ist in der Begründung des Bundesverwaltungsgerichts jedoch lediglich eine denkbare Option unter vielen anderen möglichen Kausalverläufen. Weder trifft das Gericht eine Prognose, wie wahrscheinlich es ist, dass es gerade zu dem von ihm für möglich gehaltenen Kausalverlauf – Stärkung des Ansehens von HAMAS in der palästinensischen Bevölkerung, Erleichterung der Rekrutierung von Aktivisten, Stärkung der Kampfkraft der HAMAS durch finanzielle Entlassung aufgrund transnationaler karitativer Hilfe an der HAMAS zuzuordnende Sozialvereine (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1437), Anlage Nr. 11) - kommen wird, noch begründet es, warum es diesen Kausalverlauf für naheliegender als andere denkbare Kausalketten hält. Damit genügt es nicht den Anforderungen, die an die Feststellung der Wahrscheinlichkeit eines Schadeneintritts, also für das Vorliegen einer konkreten Gefahr, zu stellen sind. 
Die der abstrakten Betrachtung des Bundesverwaltungsgerichts gegenüberstehenden zahlreichen alternativen Kausalverläufe machen die Abgrenzungskriterien des Gerichts aus rechtsstaatlicher Sicht für die Rechtsanwendung unbrauchbar. Durch transnationale und wie hier konkreten Personen zugewandte nichtstaatliche karitative Hilfe wird zuallererst die Not der Bedürftigen gelindert. Dies ist kein von der Rechtsordnung missbilligter Erfolg, vielmehr durch das Sozialstaats- und Subsidiaritätsprinzip im besonderen Maße gefordert. Dieser wahrscheinliche Kausalverlauf findet in der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts überhaupt keine Berücksichtigung. 
Die Gesamtgefahrenlage in Gaza wird durch einen innerstaatlichen bewaffneten Konflikt geprägt, in dem alle Handlungen der jeweiligen Konfliktbeteiligten zur Erhöhung der Gefahrenlage beitragen können, sodass auch alle Formen der Kontaktaufnahme mit diesen die Gefahrenlage erhöhen können. Allein dies rechtfertigt aus verfassungsrechtlichen Gründen jedoch noch nicht die Annahme einer konkreten Gefahr. Dass karitative Hilfslieferungen von außen im Einflussbereich eines der Konfliktbeteiligten geleistet werden, mag Einfluss auf die Gefahrenlage haben, dürfte wegen ihres karitativen Charakters jedoch eher deeskalierende, jedenfalls neutrale Auswirkungen entfalten. Die lediglich als denkbar vorgestellte Auswirkung karitativer Hilfe auf die terroristischen Aktivitäten der HAMAS begründet damit keine hinreichenden Wahrscheinlichkeit der Bedrohung des geschützten Rechtsguts der Völkerverständigung. Es fehlt bei einer derart allgemein gehaltenen Begründung darüber hinaus an fundierten Tatsachen für die Annahme, dass die karitative Hilfslieferung eine die Organisation, die Gewalt in das Verhältnis von Völkern trägt, fördernde Wirkung erzielen kann und erweist sich damit als Grundrechtseingriff „ins Blaue hinein“ (BVerfGE 120, 378 (428)). Fundierte Tatsachen für die Annahme eines derartigen Erfolgs setzen konkrete Feststellungen voraus, dass die transnationale karitative Hilfe konkret dazu beiträgt, dass Gewalt in das Verhältnis von Völkern getragen wird. Auf die Bezeichnung derartiger Tatsachen kommt es hingegen nach der Rechtsauffassung des Bundesverwaltungsgerichts nicht an (UA, Rdn. 18).
3.
Fehlerhafte Feststellung der Prognosetatsachen
Das Bundesverwaltungsgericht verletzt den Beschwerdeführer darüber hinaus insbesondere auch deshalb in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2, Art. 19 Abs. 4 GG, weil es keine hinreichend zuverlässigen Tatsachen für seine Feststellung getroffen hat, dass der Beschwerdeführer durch seine Tätigkeit den Gedanken der Völkerverständigung gefährdet hat, sondern seiner Prognoseentscheidung lediglich „allgemeines Erfahrungswissen“ (UA, Rdn. 18) zugrundelegt. Damit verkennt das Bundesverwaltungsgericht den Bedeutungsgehalt sowie den Schutzumfang der Vereinigungsfreiheit und verletzt dadurch den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG.

a)
Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Feststellung der Prognosetatsachen
Mit Blick auf ersichtliche Auslegungsfehler, die auf einer grundsätzlich unrichtigen An-schauung von der Bedeutung eines Grundrechts, insbesondere vom Umfang seines Schutzbereichs beruhen und auch in ihrer materiellen Bedeutung für den konkreten Rechtsfall von einigem Gewicht sind, gelten die vom Bundesverfassungsgericht entwickelten Prüfungs-maßstäbe für alle Grundrechte. Jedoch hat es bislang in gefestigter Rechtsprechung eine verfassungsgerichtliche Prüfung der fachgerichtlichen Sachverhaltsfeststellung und Rechts-anwendung nur bei den Grundrechten aus Art. 5 Abs. 1 und 3 GG sowie Art. 16 a Abs. 1 GG durchgeführt, jedoch im Einzelfall bei einem Verbot religiöser Vereinigungen ebenfalls eine derartige Prüfung vorgenommen (BVerfG (Kammer), NJW 2004, 47 Rdn. 20). Sachverhalts-feststellung und Rechtsanwendung können den Zugang zu einem grundrechtlich geschützten Bereich von vornherein verstellen. Daher müssen sie – unter diesen Voraussetzungen – in vollem Umfang überprüfbar sein, wenn der grundrechtliche Schutz nicht unzuträglich verkürzt werden soll (BVerfGE 85, 1 (14)). Gemessen an diesen Grundsätzen ist auch bei der Vereinigungsfreiheit nach Art. 9 Abs. 1 GG die fachgerichtliche Sachverhaltsfeststellung und Rechtsanwendung der Prüfung durch das Bundesverfassungsgericht zugänglich.

Nach Art. 9 Abs. 2 GG sind unter den dort bezeichneten Voraussetzungen Vereine verboten. Dementsprechend wiederholt § 3 Abs. 1 Satz 1 VereinsG lediglich den Inhalt der Grundrechtsnorm, stellt die verbindliche Wirkung eines Vereinsverbotes jedoch unter Verfahrensvorbehalt. Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 VereinsG darf ein Verein erst nach der entsprechenden behördlichen Feststellung als verboten behandelt werden. Mit der behördlichen Feststellung sowie der Prüfung im fachgerichtlichen Verfahren werden also unmittelbar die verfassungsgerichtlichen Voraussetzungen nach Art. 9 Abs. 2 GG überprüft und wird damit unmittelbar über die weitere Grundrechtsträgerschaft entschieden. Verfahren, die mit gleichsam konstitutiver Wirkung die Geltendmachung einer grundrechtlichen Gewährleistung sperren, müssen von Verfassungs wegen sachgerecht, geeignet und zumutbar sein. Zu diesem Zweck gewährleisten die materiellen Grundrechtsverbürgungen elementare, rechtsstaatlich unverzichtbare Verfahrensanordnungen (BVerfGE 60, 253 (295)). Die Sachverhaltsfeststellung und Rechtsanwendung verstellt im Vereinsverbotsrecht den weiteren Zugang zum grundrechtlich geschützten Bereich der Assoziationsfreiheit für dauerhaft. Diese Gründe sprechen dafür, beim Vereinsverbot die fachgerichtliche Sachverhaltsfeststellung und Rechtsanwendung der Nachprüfung durch das Bundesverfassungsgericht zugänglich zu machen. Dafür spricht auch, dass das Bundesverfassungsgericht fordert, dass nur auf der Grundlage zuverlässiger tatsächlicher Erkenntnisse über ein Vereinsverbot entschieden werden kann. Das gelte nicht nur für die Ermittlung der Tatsachen, aus denen auf die genannte Zielsetzung gefolgert werden kann, sondern auch mit Blick auf die Bereitschaft, die Zielsetzung aggressiv-kämpferisch durchzusetzen (BVerfG (Kammer), NJW 2004, 47 = NVwZ 2004, 472 (Ls), Rdn. 20).

Der grundrechtliche Schutz, der die Fachgerichte bei der Tatsachenfeststellung und Würdigung leitet, wird darüber hinaus durch Art. 19 Abs. 4 GG verstärkt. Diese Norm gewährleistet dem Einzelnen im Hinblick auf die Wahrung oder Durchsetzung seiner subjektiv-öffentlichen Rechte eine tatsächlich wirksame gerichtliche Kontrolle. Dies schließt einen möglichst lückenlosen gerichtlichen Schutz gegen Verletzungen der Individualrechtssphäre durch Eingriffe der öffentlichen Gewalt ein (BVerfGE 101, 106 (122 f.), stdg. Rspr.). Die Verfassungsnorm stellt im Zusammenwirken mit anderen verfassungsrechtlichen Gewährleistungen sowie weiteren aus dem Rechtsstaatsprinzip folgenden Anforderungen an das gerichtliche Verfahren die zentrale Verbürgung gerichtlichen Rechtsschutzes auch der Grundrechte im gerichtlichen Verfahren vor den Fachgerichten dar. Zwar bestimmt sich das Maß wirkungsvollen Rechtsschutzes entscheidend nach dem sachlichen Gehalt der Einzelgrundrechte. Jedoch gewährleistet Art. 19 Abs. 4 GG zusätzlich, dass durch die normative Ausgestaltung der gerichtlichen Verfahrensordnung die umfassende Nachprüfung des Verfahrensgegenstandes in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht und eine dem Rechtsschutzbegehren angemessene Entscheidungsart und Entscheidungswirkung sichergestellt wird (BVerfGE 60, 253 (297)). Zur Effektivität des Rechtsschutzes gehört es insbesondere, dass das Fachgericht das Rechtsschutzbegehren in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht prüfen kann und genügend Entscheidungsbefugnis besitzt, um drohende Rechtsverletzungen abzuwenden oder erfolgte Rechtsverletzungen zu beheben (BVerfGE 101, 106 (123)).

Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichtes ist dahin zu verstehen, dass die gerichtliche Durchsetzbarkeit bereits wesensnotwendiger Bestandteil der einzelnen materiellen Grundrechte selbst ist und diese den durch Art. 19 Abs. 4 GG garantierten Individualrechtsschutz ergänzen (BVerfGE 49, 252 (257)) und verstärken (BVerfGE 60, 253 (297)). Die Literatur sieht dieses in seiner konkreten Auswirkung nicht vollständig geklärte Nebeneinander unterschiedlicher verfassungsrechtlicher Grundlagen für die gerichtliche Durchsetzbarkeit materieller Grundrechtsverbürgungen eher kritisch und betont stärker den selbständigen Regelungsgehalt von Art. 19 Abs. 4 GG. Zum Zuge dürfte Art. 19 Abs. 4 GG insbesondere dann kommen, wenn die grundrechtliche Verbürgung als solche keinen Anspruch auf eine verfassungsgerichtliche Prüfung der fachgerichtlichen Sachverhaltsfeststellung und Rechtsanwendung gewährleistet. Einen derartigen Anspruch hat das Bundesverfassungsgericht – wie ausgeführt - bislang für die Grundrechte aus Art. 5 Abs. 1 und 3 GG und Art. 16a Abs. 1 GG, inzwischen aber auch für das Verbot religiöser Vereinigungen anerkannt. Fehler bei der Sachverhaltsfeststellung und Rechtsanwendung können andererseits stets nach Art. 19 Abs. 4 GG gerügt werden. Sollten daher die im Blick auf die Rüge spezifischen Verfassungsrechts im Rahmen der gerügten Verletzung des Art. 9 Abs. 1 und 2 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG geltend gemachten Einwände nicht durchgreifen, sind sie im Rahmen des Art. 19 Abs. 4 GG zu berücksichtigen. 

Zur Gewährleistung effektiven Rechtsschutzes gehört insbesondere, dass dem Richter eine hinreichende Prüfungsbefugnis hinsichtlich der tatsächlichen und rechtlichen Seite eines Streitfalls zukommt (BVerfGE 113, 273 (310); 118, 168 (208)). Das Gericht muss daher die tatsächlichen Grundlagen seiner Entscheidung selbst ermitteln (BVerfGE 101, 106 (123)). Dabei ist für die Anordnung eines Vereinsverbots insbesondere zu fordern, dass Annahmen und Schlussfolgerungen konkret umrissene Anhaltspunkte im Tatsächlichen haben (BVerfGE 115, 320 (361), mit Hinweis auf BVerfGE 113, 348 (386)). Der Prognoseprüfung selbst geht zunächst die Sammlung und Sichtung der tatsächlichen Grundlagen der Sachentscheidung abtrennbar voraus (BVerfG (Kammer), InfAuslR 1993, 14). Diese hat das Bundesverwaltungsgericht nach § 86 Abs. 1 VwGO festzustellen und dabei jede mögliche Aufklärung des Sachverhalts bis zur Grenze der Unzumutbarkeit zu versuchen. Dabei erfordern die Tatsachenfeststellungen einen hinreichenden Grad an Verlässlichkeit. Dies setzt voraus, dass die tatsächlichen Prognoseerwägungen bezeichnet und in nachprüfbarer Weise die Umstände offen gelegt werden, aus denen auf eine Gefährdung des Gedankens der Völkerverständigung für die absehbare Zukunft geschlossen wird. Eine solche Offenlegung ist unverzichtbar, weil nur durch sie den Verfahrensbeteiligten die Möglichkeit eröffnet wird, das Ergebnis der in der Prognose zum Ausdruck kommenden Beweiswürdigung einer Prüfung zu unterziehen. Nur eine in diesem Sinne nachprüfbare und nachvollziehbare Beweiswürdigung wird im Übrigen dem rechtsstaatlichen Gebot willkürfreier, rationaler und plausibler behördlicher und richterlicher Entscheidungsfindung gerecht (BVerwGE 87, 141 (150)). Gemessen an diesen Grundsätzen genügen die tatsächlichen Feststellungen weder zu den objektiven (b) noch zu den subjektiven Verbotsvoraussetzungen (c) den von Art. 9 Abs. 1 GG gestellten Anforderungen.

Das Bundesverwaltungsgericht entzieht sich der ihm obliegenden Pflicht zur Sachverhaltsaufklärung nach § 86 Abs. 1 VwGO, ob der Beschwerdeführer durch seine Waisenhilfe in Gaza durch Zusammenarbeit mit der Islamic Soiety Jabaliya und mit Salam das Schutzgut der Völkerverständigung gefährdet hat, mit dem Hinweis darauf, es entspreche „allgemeinem Erfahrungswissen“, dass die Unterstützung von Sozialvereinen in Gaza „Akzeptanz- und Entlastungsvorteile für die völkerrechtsverständigungswidrige Betätigung der HAMAS“ auslösen kann. Die Aufklärung der konkreten Auswirkungen einzelner Zuwendungen über den sozialen Bereich hinaus will es deshalb nach seinen ausdrücklichen Feststellungen nicht konkret verfolgen und feststellen (UA, Rdn. 18). Durch dieses gewählte Verfahren verletzt das Bundesverwaltungsgericht nicht  nur spezifisches Verfassungsrecht im Sinne von Art. 9 Abs. 1 GG, sondern auch das dem Beschwerdeführer aus Art. 19 Abs. 4 GG zustehende Grundrecht.
Das Bundesverwaltungsgericht durfte hinsichtlich der bezeichneten Tatsachen kein „allgemeines Erfahrungswissen“ zugrunde legen. Das Gericht legt nicht offen, woher es dieses Wissen schöpft. Offensichtlich ist es der Auffassung, seine für das Jahr 2002 festgestellten Tatsachen hinsichtlich der transnationalen karitativen Situation in Gaza bedürfe deshalb keiner weiteren Aufklärung, weil es bereits in seiner Al Aqsa-Entscheidung hierzu die entsprechenden Feststellungen getroffen hat. Die Frage, ob die Zusammenarbeit des Beschwerdeführers mit der Islamic Society Jabaliya und mit Salam das Schutzgut der Völkerverständigung gefährdet hat, ist keine gerichtskundige oder allgemeinkundige Tatsache. Daher durfte hinsichtlich dieser Umstände das angefochtene Urteil nicht auf „allgemeines Erfahrungswissen“ gestützt werden.

Allgemeine Erfahrungstatsachen sind solche, von denen verständige und erfahrene Personen in der Regel ohne weiteres Kenntnis haben oder von denen sie sich doch jederzeit durch Benutzung allgemein zugänglicher zuverlässiger Erkenntnisquellen unschwer überzeugen können sowie Tatsachen, die jedermann bekannt sind und durch keine Ausnahmen durchbrochen werden. Es handelt sich also um empirisch aus der Beobachtung und Verallgemeinerung von Einzelfällen gewonnene Einsichten, die, bezogen auf ihren Anwendungsbereich, schlechthin zwingende Folgerungen enthalten, denen auch der Richter folgen muss (Kopp/Schenke, Verwaltungsgerichtsordnung, 18. Aufl. 2012, § 98, Rn. 22, 25, BGH, NJW 1982, 2455 (2456)). Dazu gehören etwa Naturvorgänge, Ortsentfernungen, geographische Gegebenheiten oder feststehende historische Ereignisse (BVerwG, DÖV 1983, 206; BVerwG, InfAuslR 1983, 60; BVerwG, InfAuslR 1983, 184 (185); Nieders.OVG, NVwZ-Beil. 1996, 67 (68)); Höllein, ZAR 1989, 109 (112)). Die Tatsache einer Machtübernahme, eines Militärputsches oder der Wahlsieg einer bestimmten Partei sowie der Misserfolg einer bestimmten anderen Partei selbst ist allgemeinkundig (BVerwG, DÖV 1983, 206; BVerwG, DÖV 1983, 207; Marx, Kommentar zum AsylVfG, 7. Aufl., 2009, § 78 Rdn. 734 ff.). Die Auswirkungen derartiger politischer Ereignisse sind indes nicht jedermann mit der gleichen Eindeutigkeit bekannt oder erkennbar. 

Das beruht darauf, dass die Allgemeinkundigkeit einer Tatsache orts- und zeitbedingt ist sowie schon aufgrund der räumlichen Entfernung eine für jeden ohne weiteres erkennbare Aussage zu den politischen Verhältnissen in anderen Ländern nur bedingt möglich ist (BVerwG, DÖV 1983, 206; BVerwG, InfAuslR 1983, 60; BVerwG, InfAuslR 1983, 184 (185); BVerwG, NVwZ 1985, 337 (338)). Hinzu kommt, dass es sich um die Darstellung der politischen Verhältnisse in häufig instabilen Ländern handelt, die eine Zusammenfassung von selbst wahrgenommenen oder in Erfahrung gebrachter Tatsachen in einer Gesamtbewertung erfordert. Häufig bedarf es dazu vorsichtiger und relativierender Formulierungen (BVerwG, DÖV 1983, 206; BVerwG, InfAuslR 1983, 60). Es mag zutreffen, dass Veröffentlichungen in den Medien die Richtigkeit der getroffenen Feststellungen bestätigen. Jedoch ist die Veröffentlichung einer Tatsache noch kein Indiz für deren Allgemeinkundigkeit (BVerwG, DÖV 1983, 60, BVerwG, InfAuslR 1983, 60; KG, NJW 1972, 1909). Die Annahme einer allgemeinkundigen Tatsache kommt also nur bei sehr punktuellen, unschwer und eindeutig wahrnehmbaren Gegebenheiten und Ereignissen in Betracht. Beruht die Kenntnis einer Tatsache hingegen auf dem Erfassen, Bewerten und Verarbeiten einer Vielzahl von Informationen unterschiedlicher Herkunft und Qualität, ist das Ergebnis des Erkenntnisvorganges keine allgemeinkundige Tatsache, sondern Ergebnis richterlicher Überzeugungsbildung, deren Grundlage den Beteiligten bekannt zu geben sind (Höllein, ZAR 1989, 109 (112); ähnl. Böhm, NVwZ 1996, 427 (428)). 
Ob die Auswirkungen einzelner Zuwendungen über den sozialen Bereich hinaus Akzeptanz- und Entlastungsvorteile für die HAMAS auslöst, hätte das Bundesverwaltungsgericht deshalb nicht als „allgemeines Erfahrungswissen“ unterstellen dürfen, sondern mit der für die Annahme einer konkreten Gefahr erforderlichen Wahrscheinlichkeit auf der Grundlage von Tatsachen, die dem Regelbeweismaß genügen, feststellen müssen. Wie sich die Tätigkeit eines Vereins im Bundesgebiet, der mit der HAMAS zugeordneten Sozialvereinen projektgebundene karitative Hilfslieferungen durchführt, konkret vor Ort auswirkt ist keine Tatsache, von denen verständige Menschen in der Regel Kenntnis haben oder über die sich jedermann ohne besondere Fachkunde aus allgemein zugänglichen, zuverlässigen Quellen unterrichten kann. 
b) 
Objektive Voraussetzungen des Verbotstatbestands
Das Bundesverwaltungsgericht hat bei der Feststellung des objektiven Verbotstatbestands keine hinreichend zuverlässigen Tatsachen für seine Schlussfolgerung getroffen, dass der Beschwerdeführer durch seine Tätigkeit den Gedanken der Völkerverständigung gefährdet hat. Es verkennt damit den Bedeutungsgehalt sowie den Schutzumfang der Vereinigungsfreiheit und verletzt dadurch den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG. Dabei ist im Blick auf den objektiven Verbotstatbestand zu differenzieren zwischen den Organisationen, an welche der Beschwerdeführer seine Hilfslieferungen geleistet hat (aa) einerseits sowie dem Kausalverlauf zwischen der Übergabe der Hilfslieferung an diese Organisationen und die unmittelbare Auswirkung auf HAMAS sowie die mittelbaren Folgen für den terroristischen Kampf der HAMAS (bb) andererseits.

aa) 
Fehlerhafte Feststellungen zur Zuordnung der Islamic Society Jabaliya zur HAMAS

(aaa) 
Hinweis auf Kriterien des Al Aqsa-Urteils ersetzt nicht die Aufklärungspflicht
Zur ersten Frage verweist das Bundesverwaltungsgericht zunächst auf sein Urteil vom 3. Dezember 2004 (UA, Rdn. 14, Anlage Nr. 11). In diesem habe es festgestellt, dass zahlreiche der in den palästinensischen Gebieten des Gazastreifens und des Westjordanlands tätigen Sozialvereine – unter ihnen die Islamic Society in Gaza und die Islamic Charitable Society Hebron in den Westbanks – der sozialen Handlungsebene der HAMAS angehörten und damit Teil des untrennbaren Gesamtgefüges dieser Organisation seien. Eigene Feststellungen zur Frage, ob die Islamic Society in Gaza als soziale Handlungsebene der HAMAS weiterhin in einer Weise wie 2002 in das Gesamtgefüge dieser Organisation und damit in deren bewaffneten Kampf eingebunden ist, enthält das angefochtene Urteil nicht. Obwohl seit dem maßgeblichen Zeitpunkt für diese Feststellungen, nämlich Juli 2002, inzwischen erhebliche historische Veränderungen in Palästina eingetreten sind, sieht das Bundesverwaltungsgericht keinen Anlass für eine Neubewertung dieser entscheidungserheblichen Situation in Gaza. Insoweit stellt es zwar fest, dass aufgrund dieser Veränderungen HAMAS nicht den für das Jahr 2002 festgestellten Charakter als gegen den Gedanken der Völkerverständigung gerichtete Organisation verloren habe (UA, Rdn. 15). Dieser Umstand als solcher rechtfertigt jedoch noch nicht den Verzicht auf Ermittlungen, ob die Islamic Society Jabaliya unverändert als Teil des Gesamtgefüges HAMAS in der Weise anzusehen ist, dass Zuwendungen an diese zu sozialen und humanitären Zwecken unmittelbar die HAMAS und mittelbar ihre terroristischen Aktivitäten unterstützen (UA, Rdn. 14). 

Anlass für Ermittlungen in diese Richtung bestand insbesondere deshalb, weil das Bundesverwaltungsgericht selbst feststellt, dass staatliche und internationale Stellen mit Verwaltungsstellen in Gaza kooperieren. Diese seien wohl mit Mitgliedern der HAMAS besetzt, jedoch nicht Teil der HAMAS (UA, Rdn. 67). Mit der Einfügung „wohl“ scheint das Bundesverwaltungsgericht sich an dieser Stelle nicht festlegen zu wollen, ob diese Verwaltungsstellen durch HAMAS geführt werden. Demgegenüber hat es mit der nach § 108 Abs. 1 Satz 1 VwGO erforderlichen Überzeugungsgewissheit an anderer Stelle festgestellt, dass die Verwaltungsstellen der Stadt Jabaliya von Issam Jouda als Bürgermeister geleitet werden, der „dem Kreis der führenden Mitglieder der HAMAS“ angehört und durch diese in diese Funktion berufen wurde (UA, Rdn. 34). 
Danach haben bundeseigene Stellen mit Verwaltungsstellen in Gaza kooperiert (Schriftsatz vom 27. November 2010, Rdn. 72, Anlage Nr. 6), die einem führenden Mitglied der HAMAS unterstehen. Bei dieser tatsächlichen Ausgangslage hätte sich dem Bundesverwaltungsgericht aufdrängen müssen, dass Anlass zur Aufklärung bestand, ob und inwieweit durch die seit Juni 2007 geänderten Verhältnisse in Gaza die Sozialvereine der HAMAS weiterhin nach Maßgabe der für das Jahr 2002 festgestellten Verhältnisse beurteilt werden können. Der für die gerichtliche Ermittlungstiefe hinreichende Grad an Verlässlichkeit verlangt, dass hinreichend aktuelle Erkenntnismittel verfügbar sind. Dies hat zur Folge, dass die gerichtlichen Ermittlungen auf der Grundlage hinreichend aktueller Erkenntnisquellen zu führen sind (BVerwG, B. v. 11. 6. 1996 - BVerwG 9 B 141.96; BVerwG, B. v. 18. 4. 2007 – BVerwG 1 B 145.06; s. hierzu Marx, Kommentar zum AsylVfG, 7. Aufl., 2009, § 78 Rdn. 806 ff.). Kann das Gericht nicht auf der Grundlage der verfügbaren Erkenntnismittel substanziiert neuere Entwicklungen – auf die im fachgerichtlichen Verfahren konkret hingewiesen wurde - beurteilen, hat es weiter aufzuklären. Im Hinblick auf die Schwierigkeiten, verlässliche und vollständige Erkenntnisse über die Verhältnisse in Regionen außerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu gewinnen und in Anbetracht der möglichen Veränderung der dortigen politischen Situation kommt ein Verzicht auf die Beweiserhebung nur in Betracht kommt, wenn vorliegende Erkenntnisse bei kritischer Würdigung bereits eine abschließende und zuverlässige Bewertung der entscheidungserheblichen Umstände ermöglichen (Hess.VGH, NVwZ-RR 1996, 128; Hess.VGH, NVwZ-Beil. 1999, 23 (25)). 
(bbb) 
Nichtberücksichtigung des Hinweises auf Veränderungen in Gaza
Zur Aufklärung bestand insbesondere auch deshalb Anlass, weil in der Klagebegründung unter Hinweis auf ein Arbeitspapier der bundeseigenen Stiftung Wissenschaft und Politik erklärt worden war, dass die Nichtkooperation der Europäischen Union mit der HAMAS und der von ihr geführten Regierung dazu beigetragen habe, die innerpalästinensische Spannung weiter zuzuspitzen und dies Auswirkungen auf die Region habe, die den Politikzielen der Europäischen Union diametral entgegenstünden. Ferner war darauf hingewiesen worden, dass der ehemalige israelische Botschafter in Deutschland, Avi Primor, sich in einem Interview dafür ausgesprochen habe, dass Israel mit der HAMAS den Dialog aufnehmen müsse, weil es Alltagsinteressen in Fragen der Sicherheit, der Wirtschaft, der Entwicklung sowie dem Ende der Belagerung gebe, die beide Seiten verbinde (Schriftsatz vom 27. November 2010, Rdn. 234 f., Anlage Nr. 6).

Wenn unter Bezeichnung verlässlicher Erkenntnisgrundlagen darauf hingewiesen wird, dass die fehlende Zusammenarbeit westlicher Institutionen mit Institutionen in Gaza die innerpalästinensische Spannung weiter zuspitzt und den Alltagsinteressen insbesondere in Fragen der Sicherheit der palästinensischen und israelischen Seite gleichermaßen zuwiderläuft, eine fehlende Zusammenarbeit also friedensgefährdende Auswirkung hat, dann kann nicht mehr ohne vorherige Aufklärung das Urteil aufrechterhalten werden, dass die Zusammenarbeit westlicher Stellen mit Sozialvereinen in Gaza Gewalt in das Verhältnis von Völkern trägt und damit friedensgefährdende Auswirkung hat. Das Bundesverwaltungsgericht hat an keiner Stelle seines Urteils offen gelegt, aus welchen Erkenntnisquellen und aufgrund welcher belastbarer Tatsachen und schlüssigen Beweisführung es sein Urteil über die Gewalt fördernde Wirkung zweckentsprechend erbrachter karitativer Hilfe an Sozialvereine in Gaza im Gegensatz zu prominenten Kennern des Palästinakonflikts und zum Sachverstand bundeseigener, die Bundesregierung beratender sachverständiger Stellen unverändert aufrechterhält. Es werden jedoch weder die für die Feststellungen des Gerichts    maßgebenden Erkenntnisquellen bezeichnet noch teilt es mit, woher es angesichts des sich aufdrängenden Aufklärungsbedarfs wegen der veränderten Verhältnisse in Gaza die Gewissheit nimmt, dass auch für das Jahr 2010 unverändert die für das Jahr 2002 festgestellten tatsächlichen Verhältnisse zur Beurteilung dieser Frage zugrunde gelegt werden können. 

In diesem schwerwiegenden und mit Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 19 Abs. 4 GG unvereinbaren Ermittlungsdefizit kommt zugleich auch eine schwerwiegende Verletzung des Grundsatzes eines fairen Verfahrens zum Ausdruck. Das Bundesverwaltungsgericht hat an anderer Stelle festgestellt, dass ausländische – und damit auch deutsche – Stellen mit Verwaltungsstellen in Gaza zusammenarbeiten (UA, Rdn. 67). An der Stelle, wo es nach seinem Ansatz belastend für den Beschwerdeführer wirkt, weist das Bundesverwaltungsgericht darauf hin, dass Issam Jouda von der HAMAS Ende 2009 zum Bürgermeister der Stadt Jabaliya, einer der größten und bedeutendsten Städte in Gaza, berufen worden ist (UA, Rdn. 34). Dort wo es für den Beschwerdeführer entlastend wirken könnte, nämlich im Zusammenhang mit dem subjektiven Verbotstatbestand, unterschlägt das Bundesverwaltungsgericht hingegen diese mit dem erforderlichen Regelbeweismaß festgestellte Tatsache und wählt es die nebulöse Formulierung „wohl“ und die unbestimmte Formulierung „HAMAS-Mitglieder“ (UA, Rdn. 67), obwohl es an anderer Stelle nach Maßgabe des Regelbeweises festgestellt hat, dass Issam Jouda dem „Kreis der führenden Mitglieder der HAMAS“ angehört und von dieser in das Amt des Bürgermeisters von Jabaliya berufen worden ist (UA, Rdn. 34). 

Wenn jedoch in der zweitgrößten Stadt in Gaza, in Jabaliya, ausländische und internationale Stellen mit Verwaltungsstellen, die einer von HAMAS geführten Stadtverwaltung zuzuordnen sind, zusammenarbeiten, lässt sich ohne nähere Aufklärung die Feststellung, „Zuwendungen an die Sozialvereine der HAMAS“ unterstützten auch „bei einer der sozialen bzw. humanitären Zwecksetzung entsprechenden Verwendung der Hilfeleistung unmittelbar die HAMAS und mittelbar ihre terroristischen Aktivitäten“ (UA, Rdn. 14) nicht treffen. Das Bundesverwaltungsgericht teilt nicht mit, aus welchen konkreten Tatsachen es die Schlussfolgerung herleitet, dass die enge Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung in Jabaliya, der von einem führenden Kader der HAMAS geleiteten zweitgrößten Stadt in Gaza, keine Auswirkung auf die „Akzeptanz- und Entlastungsvorteile für die völkerverständigungswidrige Betätigung der HAMAS“ (UA, Rdn. 18) hat, hingegen „Zuwendungen an die Sozialvereine der HAMAS“ auch „bei einer der sozialen bzw. humanitären Zwecksetzung entsprechenden Verwendung der Hilfeleistung diese Wirkung erzielen. Fehlt es an fundierten Tatsachen für die Annahme, dass die karitative Hilfslieferung eine die Vereinigung, welche Gewalt in das Verhältnis von Völkern trägt, fördernde Wirkung erzielt, erweist sich das Vereinsverbot als Grundrechtseingriff „ins Blaue hinein“ (BVerfGE 120, 378 (428)). 
(ccc) 
Ergebnis
Nach alledem genügen die Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichts zu dieser Frage nicht den durch Art. 9 Abs. 1 und 2 in Verb. mit Art. 19 Abs. 4 GG an die Ermittlungen zu stellenden Anforderungen. Wiederholt war es auf die veränderte Situation in Gaza und angesichts der engen Kooperation internationaler zwischenstaatlicher und nichtstaatlicher Institutionen mit von der HAMAS beherrschten Institutionen in Gaza zur Neubewertung der mittelbaren Auswirkungen transnationaler humanitärer und Entwicklungshilfeleistungen Anlass gebenden Veränderungen hingewiesen worden (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 25 ff. Rdn. 72 ff., S. 80 ff. Rdn. 232 ff., Anlage Nr. 6; Schriftsatz vom 27. April 2011, S. 17 Rdn. 39 ff., Anlage Nr. 7). Wenn das Bundesverwaltungsgericht unter diesen Voraussetzung lediglich prüft, ob sich aufgrund dieser Verhältnisse der in Bezug auf HAMAS „festgestellte Charakter als gegen den Gedanken der Völkerverständigung gerichtete Organisation“  verändert hat (UA, Rdn. 15) und diese Frage verneint, nicht jedoch, ob aufgrund der festgestellten Kooperation westlicher Institutionen mit HAMAS-Verwaltungsstellen (UA, Rdn. 67) eine Neubewertung der Auswirkungen transnationale Hilfe im sozialen und humanitären Bereich auf das wirtschaftliche und gesellschaftliche Leben in Gaza erforderlich ist, und lediglich prüft, ob die früher festgestellten personellen Verflechtungen zwischen der HAMAS und den Sozialvereinen in Gaza noch bestehen, ist die gerichtliche Aufklärung nicht mehr an dem hohen Rang des Grundrechts der Assoziationsfreiheit ausgerichtet. 

Dem Bundesverwaltungsgericht musste sich eine entsprechende Aufklärungsbedürftigkeit und mögliche rechtliche Neubewertung der Frage der Zusammenarbeit westlicher Institutionen mit HAMAS-Institutionen insbesondere auch deshalb aufdrängen, weil einerseits in der Klagebegründung darauf hingewiesen wurde, dass die HAMAS ihr Gewaltmonopol wesentlich stärker ausgeprägt habe als die Palästinensische Autonomieverwaltung in der Westbank. Sie habe institutionalisierte Strukturen nicht abgeschafft, sondern diese verfestigt. Weitgehend unbemerkt vom Westen habe sie ihr Gewaltmonopol breitflächig verfestigt und in Formen regulärer Staatlichkeit überführt (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 25 ff. Rdn. 72 ff., S. 81 Rdn. 232, Anlage Nr. 6), sodass Verwaltungsstellen der zweitgrößten Stadt in Gaza unvergleichlich stärker als politischer Arm der HAMAS wirkten als ihr zuzuordnende Sozialvereine, jedenfalls beide Institutionen für HAMAS „Akzeptanz- Entlastungsvorteile“ zur Folge haben könnten. Andererseits hat das Bundesverwaltungsgericht für die Islamic Charitable Society Hebron aufgrund eigener Ermittlungen unter Mitwirkung des Beschwerdeführers eine vollständige Neubewertung vorgenommen (UA, Rdn. 23 ff.), also aufgrund der Veränderung der Verhältnisse in Palästina insoweit Aufklärungsbedarf erkannt. Dass in Gaza wegen der dort bestehenden Herrschaft der HAMAS keine Veränderungen im Blick auf die entscheidungserhebliche Beweisfrage eingetreten sind, dürfte das Bundesverwaltungsgericht ohne Heranziehung entsprechender Sachkunde oder jedenfalls ohne Offenlegung der für seine Feststellungen maßgebenden Erkenntnisquellen und der hierauf beruhenden Beweisführung nicht pauschal unterstellen. Wegen des vom Bundesverwaltungsgericht festgestellten engen Zusammenhangs zwischen der Islamic Society Jabaliya und Salam (UA, Rdn. 38 ff.), wirken sich diese Rechtsanwendungsfehler auch auf diesen Sachkomplex aus.

bb) 
Fehlender Kausalverlauf zwischen Hilfslieferung und Unterstützung der HAMAS
Zur Frage des Kausalverlaufs zwischen der Übergabe der Hilfslieferung an die in Rede stehenden Organisationen und deren unmittelbare Auswirkung auf HAMAS sowie deren mittelbare Folgen für den terroristischen Kampf der HAMAS stellt das Bundesverwaltungsgericht lapidar fest, die durch humanitäre Zuwendungen ausgelösten „Akzeptanz- und Entlastungsvorteile für die völkerrechtswidrige Betätigung der HAMAS“ entspreche „allgemeinem Erfahrungswissen.“ Auch die Auswirkungen einzelner zweckentsprechend erbrachter humanitärer Zuwendungen über den sozialen Bereich hinaus müssten „nicht konkret verfolgt und festgestellt werden. Auf Grund der generellen Eignung solcher Zuwendungen, sich für den militärisch-terroristischen Bereich der HAMAS positiv auszuwirken,“ diene die Unterstützung der HAMAS zugleich dem militärisch-terroristischen Bereich und gefährde dadurch den Gedanken der Völkerverständigung (UA, Rdn. 18). Damit verfehlt das Bundesverwaltungsgericht die von Art. 9 Abs. 1 und 2 in Verb. mit Art. 19 Abs. 4 GG aufgestellten Anforderungen an die Ermittlung von Tatsachen.
Derart allgemein bleibende beweisrechtliche Erleichterungen wie „generelle Eignung“ und „allgemeines Erfahrungswissen“ werden – wie bereits ausgeführt - rechtsstaatlichen Anforderungen nicht gerecht, ganz abgesehen davon, dass die für diese konkret ausschlaggebenden Umstände und Schlussfolgerungen im Urteil nicht offen gelegt werden. Darüber hinaus können - wie bereits vorangehend ausgeführt - derartige allgemein bleibende Schlussfolgerungen aufgrund der seit 2002 veränderten Verhältnisse in Gaza nicht die rechtsstaatlich geforderte Prüfung einer konkreten Gefahr ersetzen. Das Erfordernis, dass sich die Vereinigung gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten muss, setzt vielmehr die Feststellung von Tatsachen voraus. Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit erfordert die Diagnose einer unmittelbaren, aus erkennbaren Umständen herleitbaren Gefährdung des geschützten Rechtsguts (BVerfGE 115, 320 (361)), das heißt, den Nachweis, dass die Tätigkeit der Vereinigung mit dem Ziel der Verwirklichung hierauf gerichteter Absichten hinweisen (BVerwGE 61, 218 (220)). Diese Prognose kann bei ungewissen Ursachenzusammenhängen gerade nicht getroffen werden. Dem von Verfassungs wegen geforderten Aufklärungserfordernis kann sich das Fachgericht nicht mit beweisrechtlichen Erleichterungen, die schwerwiegende Nachteile für den betroffenen Grundrechtsträger mit sich bringen, entziehen. Vielmehr darf die Eingriffsschwelle einer konkreten Gefahr bei einem Vereinsverbot nicht unterschritten werden (BVerfGE 115, 320 (361)). Von der Gesamtschau tatsächlicher Anhaltspunkte, die auf eine konkrete Gefahr hinweisen, zu unterscheiden, ist eine etwaige „Gesamtgefahrenlage“. Eine gesteigerte Gesamtgefahrenlage rechtfertigt es jedoch nicht, die erforderliche Eingriffsschwelle herabzusetzen (BVerwGE 87, 23 (28)). Auf jeden Fall ist zu fordern, dass „Annahmen und Schlussfolgerungen einen konkret umrissenen Ausgangspunkt im Tatsächlichen haben“ (BVerfGE 115, 320 (361), mit Hinweis auf BVerfGE 113, 348 (386)). 

Der Gesetzgeber hat transnationale karitative Hilfe nicht unter dem Gesichtspunkt gefahrengeneigter Tätigkeiten untersagt und darf dies im Hinblick auf Art. 9 Abs. 1 GG sowie auf das Sozialstaatsgebot (Art. 20 Abs. 1 GG) auch nicht. Daher darf die Verbotsbehörde derartige Tätigkeiten nicht zum Anlass für ein Vereinsverbot nehmen, es sei denn, sie kann anhand „konkret umrissener tatsächlicher Annahmen“ (BVerfGE 115, 320 (361)) nachweisen, dass durch diese eine nach Zeit und Ort bestimmbare konkrete Gefahr für das Schutzgut der Völkerverständigung hervorgerufen wird. Hält sich die Hilfeleistung im Rahmen der grundgesetzlich erlaubten vereinsrechtlichen Betätigungsfreiheit, fehlt es an einer konkreten Gefahr. Die Hilfeleistung hält sich im Rahmen des gesetzlich Erlaubten, wenn sie nach ihrer Bestimmung dazu dient, die humanitäre Not bedürftiger Menschen zu lindern, was vom Bundesverwaltungsgericht mit seinem Hinweis auf die „humanitäre Zwecksetzung der Hilfeleistung“ des Beschwerdeführers ausdrücklich für seine Beweisführung unterstellt wird (UA, Rdn. 18). 

cc) 
Ergebnis
Damit ist festzuhalten, dass die Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichts zum objektiven Verbotstatbestand den verfassungsrechtlichen Anforderungen  nicht genügen. Im Blick auf die Zuordnung der Partnerorganisationen des Beschwerdeführers zur HAMAS verletzt das Bundesverwaltungsgericht seine Aufklärungspflicht. Zum Kausalverlauf zwischen der humanitären Hilfslieferung und der Unterstützung der HAMAS entzieht es sich der gebotenen Aufklärungspflicht durch Verwendung methodisch fragwürdiger Beweiserleichterungen. Angesichts der verfassungsrechtlichen Bedeutung religiös motivierter transnationaler Karitas und der besonders schweren Folgen eines Vereinsverbot wird dadurch in besonders schwerwiegender Weise die Reichweite des Schutzbereichs und die Bedeutung des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 GG verkannt.
c) 
Subjektive Voraussetzungen des Verbotstatbestands
Das Bundesverwaltungsgericht hat im angefochtenen Urteil weder Tatsachen festgestellt, dass dem Beschwerdeführer die eine Unterstützung der HAMAS begründenden Tatsachen bekannt waren noch, dass er den Willen gehabt hat, mit seinen karitativen Hilfslieferungen an Sozialvereine in Gaza die HAMAS zu unterstützen. Es verkennt damit den Bedeutungsgehalt sowie den Schutzumfang der Vereinigungsfreiheit und verletzt dadurch den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG. 
aa) 
Verfassungsrechtliche Anforderungen an die Tatsachenfeststellungen 
Die Senate des Bundesverwaltungsgerichts verlangen zum Nachweis der subjektiven Voraussetzungen des Unterstützungsbegriffs im Bereich der hier relevanten Terrorismusbekämpfung für die Feststellung des subjektiven Tatbestands, dass dem von einem Eingriff Betroffenen „die eine Unterstützung der Vereinigung, ihre Bestrebungen oder ihre Tätigkeit bezweckende Zielrichtung des Handelns“ regelmäßig „erkennbar“ sein muss (BVerwGE 123, 114 (125); 128, 140 (143 Rdn. 18). In der Rechtsprechung des sechsten Senates wird dabei zwar zwischen den kognitiven (positive Kenntnis) und den voluntativen Voraussetzungen (Identifikation) differenziert. Allerdings verlangt er nur positive Kenntnis der Umstände, die auf eine irgendwie geartete Verbindung eines Sozialvereins zu einer terroristischen Organisation hinweisen (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1439)). Er verlangt jedoch nicht positive Kenntnis der Umstände, die belegen, dass der Betroffene auch Kenntnis von den Auswirkungen seiner Hilfslieferungen an einen Sozialverein auf die militärische Kampfkraft der terroristischen Vereinigung hatte. Dies unterstellt er vielmehr als automatische Folge der Kenntnis der Umstände, die auf eine Verbindung eines Sozialvereins zu dieser terroristischen Organisation hinweisen. Dementsprechend werden im angefochtenen Urteil ausführlich die Umstände behandelt, die nach Ansicht des Bundesverwaltungsgerichts auf eine Kenntnis einer Verbindung der Islamic Society Jabaliya bzw. Salam zur HAMAS hinweisen (UA, Rdn. 59 bis 67), die seiner Ansicht nach auf eine Identifikation des Beschwerdeführers mit dem Terror der HAMAS hinweisenden Umstände nehmen hingegen einen vergleichweisen geringen Umfang bei den Feststellungen ein (UA, Rdn. 69 und 74).

Nach der Rechtsprechung der Strafgerichte reicht es nicht aus, dass sich aufgrund der Umstände eine Unterstützung einer terroristischen Organisation hätte aufdrängen müssen (BGH, wistra 1990, 20). Es ist also ein dolus directus ersten Grades gefordert, das heißt, es sind tatsächliche Feststellungen erforderlich, dass der Betroffene die Verwirklichung des Ziels der Unterstützung auch gewollt hat. Angesichts der hohen verfassungsrechtlichen Bedeutung insbesondere religiös motivierter vereinsrechtlicher Tätigkeiten ist eine Aufhebung der Grundrechtsträgereigenschaft, also eine Verwirkung des Grundrechts der Vereinigungsfreiheit für den betroffenen Verein an besonders hohe Voraussetzungen gebunden. Dies kann auch der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entnommen werden. Danach sind Feststellungen dazu gefordert, dass Äußerungen und Handlungen der für den Verein handelnden Personen eine vereinsfördernde Zielrichtung eindeutig erkennbar werden lassen (BVerfG (Kammer), NVwZ 2002, 709 (710)). Daher sind tatsächliche Feststellungen gefordert, dass die Vereinigung die Verwirklichung des Ziels der Unterstützung terroristischer Gewalt will. Das voluntative Element im subjektiven Verbotstatbestand setzt daher dem Regelbeweismaß genügende tatsächliche Feststellungen voraus, die den Schluss auf eine gezielte Unterstützung terroristischer Gewalt rechtfertigen. Das gilt auch für Hinweistatsachen. Sind die Hinweise mehrdeutig, können sie nicht für die Tatsachenfeststellung herangezogen werden (BGHSt 43, 41 (44); BGH, VereinsG § 20 Abs. 1 Nr. 4). Auf eine Identifikation mit den verfassungswidrigen Zielsetzungen einer Vereinigung kann daher nur geschlossen werden, wenn hinreichend zuverlässige Tatsachen festgestellt werden, die ein derartiges Urteil tragen. Dies betrifft einerseits die Bandbreite der erforderlichen Feststellungen. Eine zu schmale Tatsachenbasis wird den Anforderungen des Art. 9 Abs. 1 und 2 GG nicht gerecht. Ferner betrifft dies den Aussagegehalt der maßgeblichen Feststellungen. Diese müssen hinreichend zuverlässig und derart eindeutig sein, dass sie den Schluss auf eine verfassungsrechtlich unzulässige Identifikation tragen.
Demgegenüber verzichtet das Bundesverwaltungsgericht auf die Ermittlungen derartiger Tatsachen und greift statt dessen auf Hilfstatsachen und Indizien zurück, die keine eindeutigen Schlüsse zulassen, vielmehr hinsichtlich der mit den Vereinstätigkeiten verfolgten Zielvorstellungen eine weite Interpretationsbreite eröffnen. So fehlt es dementsprechend im angefochtenen Urteil auch an den gebotenen Feststellungen, dass der Beschwerdeführer mit seiner projektgebundenen transnationalen karitativen Tätigkeit das Ziel verfolgt hat, den Gedanken der Völkerverständigung zu untergraben. Religiös motivierte transnationale Karitas steht unter dem besonderen Schutz der Verfassung und kann daher nur verboten werden, wenn in Wahrheit gemeinwohlschädliche Ziele verfolgt werden. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat in seinem Beschluss vom 25. Mai 2011 (Anlage Nr. 3) zu Recht hervorgehoben, dass es in seiner Rechtsprechung zwischen dem voluntativen Element des Vereinsverbots und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit einen engen Zusammenhang hergestellt hat. Dies ist aus verfassungsrechtlichen Gründen geboten. Grundrechtlich bestimmte Gefahrenabwehr kann ohne Berücksichtigung der Zielvorstellungen der Vereinstätigkeiten gar nicht vorgenommen werden. Andernfalls könnte gar nicht festgestellt werden, ob die Intensität des Eingriffs in das Recht auf vereinsrechtliche Selbstbestimmung durch das Gewicht des zu schützenden Gemeinwohlinteresses gerechtfertigt ist (BVerfGE 30, 227 (243 ff.); 84, 372 (379)). Im freiheitlichen demokratischen Rechtsstaat liegt der Gefahrenabwehr stets eine wertende Gewichtung der betroffenen Interessen und deren jeweils aufeinander bezogene Abwägung zugrunde. Dementsprechend hätte das Bundesverwaltungsgericht sich nicht darauf beschränken dürfen, lediglich zu prüfen, ob dem Beschwerdeführer bekannt war, dass seine Partnerorganisationen in Gaza in einer bestimmten Nähe zur HAMAS standen. Eine derartige Kenntnis an sich rechtfertigt angesichts der hohen Bedeutung religiös motivierter Karitas noch nicht den Schluss auf eine gezielte Unterstützung der materiellen Struktur der HAMAS (UA, Rdn. 40). Vielmehr hätte es Tatsachen feststellen müssen, dass der Beschwerdeführer hinausgehend über die bloße Kenntnis der Verwendung seines Spendenaufkommens für Waisen durch Sozialvereine, die der HAMAS zugerechnet werden, zielgerichtet den Terror der HAMAS unterstützen wollte. Entsprechende Tatsachen hat das Bundesverwaltungsgericht nicht festgestellt. Dementsprechend kranken seine Schlussfolgerungen auf eine Identifikation des Beschwerdeführers mit der HAMAS an einem verfassungsrechtlich nicht hinnehmbaren Ermittlungsdefizit.

Während im Allgemeinen im Gefahrenabwehrrecht allein das Vorliegen einer objektiven Gefahr für einen Eingriff ausreicht und die Feststellung subjektiver Voraussetzungen nicht erforderlich sind, verlangt § 3 Abs. 1 Satz 1 VereinsG, dass der Verein die von ihm ausgehende Gefährdung zumindest intendiert. Dies folgt aus dem mit Art. 9 Abs. 2 GG identischen Wortlaut der Norm. Dem Begriff des „Sich-Richtens“ immanent ist die Anforderung, dass dem Verein die von ihm ausgehende Gefährdung des Gedankens der Völkerverständigung bewusst ist und von ihm in irgendeiner Form auch gewollt wird. Für die Feststellung, ob sich eine Vereinigung mit ihrem Zweck und ihrer Tätigkeit mit Zuwiderhandlungen gegen den Gedanken der Völkerverständigungswidrigkeit identifiziert, wurde in der früheren Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts gefordert dass diese eine „aggressiv-kämpferische Grundhaltung“ gegen den Gedanken der Völkerverständigung einnehmen muss (BVerwGE 37, 344 (358); 61, 218 (220)). An diesem Erfordernis hält das Bundesverfassungsgericht unverändert fest (BVerfG (Kammer), NJW 2004, 47 = NVwZ 2004, 472 (Ls), Rdn. 20). 
Der Form der aggressiv-kämpferischen Zielverfolgung kommt damit für die Feststellung der Identifikation mit der terroristischen Organisation entscheidungserhebliche Abgrenzungsfunktion zu. Wird dieses aufgegeben, ohne dass vergleichbare Kriterien zur Feststellung des voluntativen Elements entwickelt werden besteht die Gefahr, dass dem Grundrechtsträger von ihm nicht indentierte Folgen seiner Vereinstätigkeit untergeschoben werden. Das Bundesverwaltungsgericht hat etwa nach Aufgabe des Erfordernisses der aggressiv-kämpferischen Zielverfolgung aus der offenen Parteinahme für eine terroristische Organisation, der „Verherrlichung des Guerillakampfes“ sowie dem „Personenkult“ für den Führer einer terroristischen Organisation durch eine Vereinigung auf eine bewusste und gewollte Identifikation geschlossen (BVerwG, NVwZ 2010, 1372 (1377 f.) Rdn. 46 ff. – Roj TV). Demgegenüber hat es jedoch für die Bewertung transnationaler karitativer Hilfe allein aus Hinweistatsachen, die sich auf die Kenntnis islamischer Mileus bezogen, auf eine gezielte Absicht der Identifikation mit terroristischer Gewalt geschlossen (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1439) – Al Aqsa) und diesen Ansatz im angefochtenen Urteil erneut bekräftigt.
Im fachgerichtlichen Verfahren hatte das Bundesverwaltungsgericht zunächst auf Anregung der Prozessbevollmächtigten der Verbotsbehörde in der mündlichen Verhandlung vom 25. Mai 2011 erwogen, am Erfordernis des subjektiven Verbotstatbestands nicht mehr festzuhalten. In seinem Beschluss vom selben Tag (Anlage Nr. 3) hatte es angekündigt, es wolle sich vergewissern, ob gewichtige Gründe dafür sprechen, das Erfordernis der Erfüllung subjektiver Voraussetzungen des Verbotsgrundes aufzugeben. Diesen Voraussetzungen komme vor allem die Funktion zu, das tatbestandliche Merkmal des „Sich-Richtens“ gegen den Gedanken der Völkerverständigung auszufüllen und gegebenenfalls aus Gründen der Verhältnismäßigkeit als Korrektiv für den objektiven Verbotstatbestand zu wirken. Diese Ausfüllung durch die eigene Identifikation mit der Gewaltanwendung der HAMAS habe es bislang insbesondere deshalb für erforderlich erachtet, weil das eigene Verhalten des unterstützenden Vereins sich zwar äußerlich als humanitäre Hilfeleistung darstelle, aber dennoch gegen den Gedanken der Völkerverständigung „gerichtet“ sein könne (BA, Rdn. 13). Indes seien die Generalermächtigungen des Gefahrenabwehrrechts im Allgemeinen grundsätzlich an objektiven Kriterien auszurichten (BA, Rdn. 13 f.).

Im angefochtenen Urteil hat das Bundesverwaltungsgericht diese Ankündigung nicht aufgegriffen und auch nicht mitgeteilt, welche Gründe den Vergewisserungsprozess und seine Entscheidung, an den subjektiven Verbotsvoraussetzungen festzuhalten, leitend gewesen sind. Die vom Bundesverwaltungsgericht für die Feststellung des subjektiven Vereinsverbotstatbestands bereits im Al Aqsa-Urteil (Anlage Nr. 11) entwickelten und im angefochtenen Urteil erneut angewandten Kriterien sowie die entsprechenden beweisrechtlichen Maßstäbe bleiben jedoch weit unterhalb der nach Art. 9 Abs. 1 und 2 GG geforderten Voraussetzungen und sind deshalb nicht geeignet, die Grenze zwischen erlaubten und unerlaubten Äußerungsformen der verfassungsrechtlich verbürgten Assoziationsfreiheit mit der erforderlichen Präzision zu ziehen. Es stellt fest, der Beschwerdeführer habe den subjektiven Verbotstatbestand erfüllt, weil ihm die Umstände bekannt gewesen seien, die wegen seiner finanziellen Zuwendung an die Islamic Society Jabaliya und Salam den Vorwurf einer Unterstützung der HAMAS begründeten und habe sich deshalb mit der HAMAS einschließlich der von ihr ausgehenden Gewalttaten identifiziert (UA, Rdn. 58). Dies leitet es aus der fehlerhaften Feststellung ab, dass die leitenden Mitglieder des Beschwerdeführers gewusst hätten, dass die Islamic Society in Jabaliya eine Zweigstelle der Islamic Society sei, weil hierauf im Urteil vom 3. Dezember 2004 hingewiesen worden sei (UA, Rdn. 62 ff.). Allein weil sie dieses Urteil gekannt haben sollen, wird ihnen die Absicht der gezielten Unterstützung der HAMAS und der von ihr ausgehenden Gewalt angelastet (bb). Ebenso verfehlt ist der Schluss vom unterstellten Täuschungsverhalten des Beschwerdeführers auf eine gezielte Unterstützung der HAMAS (cc). Schlechthin willkürlich und nicht mehr nachvollziehbar ist die aus einer unterstellten Absicht der Prioritätensetzung der Waisenhilfe für Gaza seit 2006 (dd) auf eine „Identifikation“ des Beschwerdeführers mit „der HAMAS“ und dem von ihr ausgeübten Terror“ (UA, Rdn. 71). Eine derartige Tatsachenfeststellung ist nicht mehr am hohen Rang des Grundrechts auf Vereinigungsfreiheit ausgerichtet. 
(bb) 
Fehlerhafte Feststellungen zur Kenntnis des Al Aqsa-Urteils
Das Bundesverwaltungsgericht schließt zunächst auf eine Identifikation des Beschwerdeführers mit der HAMAS und deren terroristische Taten aus dem von ihm festgestellten Umstand, dass diesem die Entscheidung zu Al Aqsa (Anlage Nr. 11) bekannt gewesen sei und er die Islamic Society Jabaliya gleichwohl über einen längeren Zeitraum mit beträchtlichen finanziellen Mitteln gefördert habe. Aus dieser von ihm festgestellten Kenntnis schließt das Bundesverwaltungsgericht, dass sich der Beschwerdeführer mit der HAMAS und deren terroristische Aktivitäten identifiziert habe (UA, Rdn. 69). 
(aaa) Dieser das angefochtene Urteil tragende Tatsachenkomplex war im fachgerichtlichen Verfahren umstritten und wird vom Bundesverwaltungsgericht im angefochtenen Urteil auch nicht mit der erforderlichen Eindeutigkeit aufgeklärt, sodass dieser bereits deshalb nicht der Entscheidung zugrunde gelegt werden durfte. Die tatsächlichen Feststellungen dazu, dass der Beschwerdeführer gewusst hat, dass die Islamic Society im Al Aqsa-Urteil bezeichnet wurde (UA, Rdn. 65 f.), sind fehlerhaft und werden dem Bedeutungsgehalt des Grundrechts aus Art. 9 Abs. 1 GG und seiner in Art. 9 Abs. 2 GG gesetzten Schranken nicht gerecht, weil diese aus folgenden Gründen keinen klar umrissenen Anhaltspunkt im Tatsächlichen haben: Wiederholt wurde im fachgerichtlichen Verfahren darauf hingewiesen, dass die Islamic Society in den Presseveröffentlichungen über das Al Aqsa-Urteil nicht bezeichnet, sondern die vollständige Entscheidungsbegründung nur in der dem Beschwerdeführer nicht zugänglichen juristischen Fachpresse veröffentlicht wurde (Schriftsatz vom 27. April 2011, S. 21 ff. Rdn. 52 ff., Anlage Nr. 7; Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 45 ff. Rdn. 115 ff., Anlage Nr. 9; Schriftsatz vom 29. März 2012, S. 19 ff. Rdn. 43 ff., Anlage Nr. 10). Diesen Vortrag erschütternde Umstände wurden weder  festgestellt noch behauptet das Bundesverwaltungsgericht, dass die Islamic Society in den Presseveröffentlichungen bezeichnet worden wäre, noch dass die für den Beschwerdeführer handelnden Personen Zugang zur juristischen Fachpresse gehabt hätten. Dennoch legt es für den schwerwiegenden und in der Öffentlichkeit Stigmatisierung hervorrufenden Vorwurf der Unterstützung des Terrors der HAMAS die vollständige Kenntnis der juristischen Entscheidungsbegründung des Al Aqsa-Urteils durch den Beschwerdeführer seinem Urteil zugrunde.
Das Bundesverwaltungsgericht stützt die entsprechenden Feststellungen lediglich auf eine nicht tragfähige Schlussfolgerung, nicht jedoch auf klar umrissene Anhaltspunkte im Tatsächlichen. Es erachtet es deshalb für ausgeschlossen, dass dem Beschwerdeführer nicht die vollständige Fassung des Al Aqsa-Urteils bekannt gewesen sei, weil dieser sich über Jahre mit der Sache Al Aqsa befasst und einen nicht unbeträchtlichen Teil seines Spendenaufkommens in Gaza eingesetzt habe. Es sei ausgeschlossen, dass er sich nicht erkundigt hätte, um welche Hilfseinrichtungen es sich im Al Aqsa-Urteil konkret gehandelt habe (UA, Rdn. 65). Diese Wertung beruht nicht auf einer festgestellten positiven Kenntnis der vollständigen Entscheidungsbegründung des Al Aqsa-Urteils, sondern auf nicht tragfähigen Schlussfolgerungen, die zudem entgegenstehendes Vorbringen des Beschwerdeführers außer Acht lassen. Dieser hatte im fachgerichtlichen Verfahren darauf hingewiesen, dass beim Beschwerdeführer kein über das allgemeine auf die Vorgänge in Palästina hinausgehendes besonderes Interesse an dieser Region bestanden habe. Vielmehr habe diese Region bis zu der Operation „Gegossenes Blei“ Ende 2008 keinen besonderen Schwerpunkt in seiner weltweiten karitativen Tätigkeit gehabt. Daher spreche Überwiegendes dagegen, dass der Beschwerdeführer an dem vier Jahre zuvor veröffentlichten Senatsurteil zum Verbot der Al AQSA ein derart gesteigertes Interesse gehabt hätte, dass er sich die Entscheidungsbegründung aus juristischen Fachbibliotheken besorgt hätte haben müssen (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 48 f. Rdn. 122 f., Anlage Nr. 9). 

Darüber hinaus hat der Beschwerdeführer wiederholt vorgetragen, dass er sich vor Beginn der Zusammenarbeit mit der Islamic Society Jabaliya über deren Zuverlässigkeit, Professionalität und parteipolitische Unabhängigkeit informiert habe und keine Anlass zu Bedenken gebende Informationen erhalten hätte, angesichts des erschwerten Zugangs zum Gazastreifen diese Ermittlungen naturgemäß schwierig gewesen seien und dieser Sozialverein stets zuverlässig die Waisenhilfe weitergeleitet und die für die Rechenschaftslegung erforderlichen Anforderungen erfüllt habe (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 10 ff. Rdn. 27 ff., S. 14 ff. Rdn. 42 ff., Anlage Nr. 6; Schriftsatz vom 27. April 2011, S. 35 ff. Rdn. 82 ff., Anlage Nr. 7). Nichtwissen aufgrund fehlender Hinweise auf eine Nähe der Islamic Society Jabaliya zur HAMAS steht positiver Kenntnis nicht gleich; abgesehen davon, dass selbst die Kenntnis der vollständigen Entscheidungsbegründung nicht ohne Weiteres den Schluss auf eine gewollte Unterstützung des Terrors der HAMAS tragen würde. 
Die Schlussfolgerung aus der fehlerhaften Annahme der Kenntnis der im Al Aqsa-Urteil bezeichneten Sozialvereine auf eine verfassungswidrige Identifikation ist nach alledem nicht tragfähig und  erschöpft sich in einer bloßen Behauptung. Sie enthält keine nachvollziehbare Begründung dafür, warum allein aus der Kenntnis dieses Urteils eine Identifikation mit HAMAS und deren gewaltförmige Aktionen folgen soll, wenn mit einem Sozialverein humanitär zweckgebundene Hilfsprojekte zugunsten von Waisenkindern in Gaza insbesondere nach der Operation „Gegossenes Blei“ 2008/2009, die zu einer hohen Zahl von Todesopfern und entsprechend hohen Zahl von Waisenkinder geführt hatte, geleistet werden. Selbst aus der unterstellten Kenntnis des vollständigen Inhalts des Al Aqsa-Urteils kann damit nicht der erforderliche eindeutige Schluss gezogen werden, dass die Identifikation mit HAMAS und deren gewaltförmige Aktivitäten die transnationale karitative Hilfe der Beschwerdeführers für rund 3000 Waisenkinder in Gaza geleitet hätte. 

Dagegen spricht bereits, dass die Natur zweckgebunden erbrachter karitativer Hilfe für eine dieser zugrunde liegende karitative Motivation spricht, die nur beim Nachweis besonderer Umstände in Frage gestellt werden kann. Derartig besondere Umstände hat weder die beweisbelastete Verbotsbehörde noch das gemäß § 86 Abs. 1 VwGO zur Sachaufklärung verpflichtete Bundesverwaltungsgericht bezeichnet. Darüber hinaus ist die religiöse Motivation der transnationalen Karitas des Beschwerdeführers ein weiteres gewichtiges Motiv für seine Gazahilfe. Das Bundesverwaltungsgericht hat in seiner Beweiswürdigung in diesem Zusammenhang nicht die Erklärung des Beschwerdeführers im Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 60 Rdn. 146 (Anlage Nr. 9), zu dem auf Beweismittel B 146 abgebildeten Werbefoto für die Gazahilfe zur Kenntnis genommen und gewürdigt, sodass seine Beweiswürdigung auch deshalb verfahrensfehlerhaft ist. Der Beschwerdeführer hat hierzu die in diesem Zusammenhang besonders bedeutsame Erklärung abgegeben, dass die einzige eindeutige Aussage, die diesem Werbefoto entnommen werden könne, darin bestehe, dass mit dem islamischen Glaubensbekenntnis in Verbindung mit einem bedürftigen Kind potenzielle islamische Spender unter Hinweis auf den muslimische Grundsatz der Barmherzigkeit hätten angesprochen werden sollen. 
Das Bundesverwaltungsgericht untersucht ferner nicht, ob seine für das Jahr 2002 entwickelte empirische Bewertung der transnationalen karitativen Hilfe in Gaza auch für den Zeitraum von 2007 bis 2010, der hier allein maßgebend ist (Verbotsverfügung, S. 8, Anlage Nr. 1), unverändert Gültigkeit besitzt. Folglich zieht es auch nicht den alternativen Kausalverlauf in Betracht, dass wegen der seit Juni 2007 veränderten Verhältnisse in Gaza Vereinigungen, die transnationale karitative Hilfe in Gaza projektgebunden durchführen, die tatsächlichen Verhältnisse in Gaza für den Zeitraum nach 2007 anders beurteilen als das Bundesverwaltungsgericht die tatsächlichen Verhältnisse für das Jahr 2002. Selbst für den Fall, dass eine solche Neubewertung der humanitären Situation in Gaza seit 2007 nicht erforderlich wäre, kann aus der Kenntnis der Bewertung der Islamic Society hinsichtlich ihrer Zuordnung zur HAMAS für das Jahr 2002 durch das Bundesverwaltungsgericht nicht ohne Weiteres darauf geschlossen werden, dass deshalb in karitativen Hilfslieferungen an diesen Sozialverein nach 2006 eine gezielte Unterstützungsabsicht des Terrors durch die HAMAS zum Ausdruck kommt. 

Für eine derartige Feststellung hätte es der Bezeichnung eindeutiger Anhaltspunkte bedurft, die den eindeutigen Schluss zulassen, dass eine derartige Identifikation bewusst und gewollt verfolgt wurde. Derartige Umstände bezeichnet das Bundesverwaltungsgericht jedoch nicht. Im Blick auf die Islamic Society hatte das Bundesverwaltungsgericht im Al Aqsa-Urteil lediglich festgestellt, deren Nähe zur HAMAS folge daraus, dass der damalige Vorsitzende der Islamic Society, Ahmed Bahr, zugleich ein führende Mitglied von HAMAS sei und jedenfalls bis Februar 2003 in beiden Vereinigungen eine hohe Funktion innegehabt hätte (BVerwG, NVwZ 2005, 1435 (1437), Anlage Nr. 11). Weitere Ausführungen zur Islamic Society werden im Al Aqsa-Urteil hinsichtlich deren Zuordnung zur HAMAS nicht gemacht. Es ist schlechthin nicht nachvollziehbar, dass aus der unterstellten Kenntnis der Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichts zur Islamic Society im Jahre auf eine bewusste und gewollte Unterstützung des Terrors der HAMAS geschlossen werden kann, wenn nach 2006, insbesondere aber nach dem Krieg 2008 über die Islamic Society Jabaliya zweckgebundene Hilfslieferungen für etwa 3000 Waisenkinder abgewickelt werden. Nach alledem ist insbesondere auch unter Berücksichtigung der hohen verfassungsrechtlichen Bedeutung des Grundrechts der Assoziationsfreiheit in Verbindung mit der Religionsfreiheit der Schluss, aus der unterstellten Kenntnis des vollständigen Aussagegehalts der Al Aqsa-Entscheidung auf eine Identifikation des Beschwerdeführers mit der HAMAS und deren terroristischen Aktivitäten, nicht tragfähig, ganz abgesehen davon, dass die unterstellte Kenntnis fehlerhaft ist. 

(bbb) Die in Rdn. 69 gegebene Begründung des Bundesverwaltungsgerichts ist auch deshalb fehlerhaft, weil es einen normativen Geltungsanspruch für seine empirischen Feststellungen in Anspruch nimmt (UA, Rdn. 69). Da es in diesem Zusammenhang nicht zwischen den vom ihm entwickelten Maßstäben zu den „Auswirkungen karitativer Hilfe an Sozialvereine der HAMAS“ und den tatsachlichen Feststellungen im Al Aqsa-Urteil zu der Nähe von Sozialvereinen zur HAMAS unterscheidet, sondern beide Umstände in den Begriff „Maßstäbe“ einbezieht, können seine Ausführungen nur so verstanden werden, dass es mit dem Begriff „Maßstäbe“ für seine für das Jahr 2002 festgestellte Tatsachenlage zur Beurteilung der Islamic Society Jabaliya normative Geltungswirkung beansprucht., sodass die Vereinigungen, die nach 2002 eine andere empirische Bewertung dieser Vereinigung und darüber hinaus der tatsächlichen humanitären Lage in Gaza vornehmen, der Bannstrahl des Verbots trifft, weil sie sich „über das für alle geltende Recht erhoben“ haben (UA, Rdn. 69).

Eine Neubewertung der tatsächlichen Verhältnisse in Gaza im Blick auf die Frage der humanitären Versorgungslage in Gaza lehnt das Bundesverwaltungsgericht andererseits ab und reduziert an anderer Stelle seine aus § 86 Abs. 1 VwGO folgende Verpflichtung allein auf die Frage, ob die HAMAS unverändert als eine Gewalt in das Verhältnis von Völkern tragende Organisation anzusehen ist (UA, Rdn. 15 f.). Es untersucht damit auch nicht die Frage, ob aus der tatsächlichen Entwicklung der HAMAS zu einer de facto- Regierung in Gaza seit Juni 2007 und dem damit verbundenen Schutzauftrag für die Bevölkerung andere rechtliche Bewertungsmaßstäbe folgen als sie für das Jahr 2002 maßgebend waren. In dem erhobenen Vorwurf, der Beschwerdeführer habe sich - weil er sich aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichts nicht die von ihm für das Jahr 2002 festgestellte Bewertung der tatsächlichen Verhältnisse in Gaza für den Zeitraum ab 2007 zu eigen gemacht habe - „über das für alle geltende Recht erhoben“ (UA, Rdn. 69), manifestiert sich ein dem Tatrichter nicht zustehender Anspruch, seinen tatsächlichen Feststellungen normativen Geltungsanspruch zu verleihen. Der Tatrichter hat zu prüfen, ob die tatsächlichen Verhältnisse dem normativ gesetzten Willen des Gesetzgebers entsprechen, nicht jedoch die tatsächlichen Verhältnisse auf eine normative Bewertung, die für einen bestimmten Zeitraum zugetroffen haben mag, auf unbestimmte Zeit einzufrieren. Jedenfalls rechtfertigt allein der Umstand, dass eine Vereinigung die tatsächlichen Verhältnisse in einem späteren Zeitpunkt anders beurteilt als ein Tatsachengericht zu einem früheren Zeitpunkt nicht das in die Öffentlichkeit strahlende und bereits durch die Wortwahl die Vereinigung herabsetzende Unwerturteil, sie erhebe sich „über das für alle geltende Recht“ hinweg. Vielmehr ist diese Bewertung schlechthin nicht mehr nachvollziehbar und damit willkürhaft.

cc) 
Fehlerhafte Feststellung zum Täuschungsverhalten des Beschwerdeführers
Ferner stützt das Bundesverwaltungsgericht seine Feststellung zur Identifikation des Beschwerdeführers mit HAMAS darauf, dass dieser versucht habe, seine Unterstützung des sozialen Bereichs der HAMAS durch die Installation des Vereins Salam zu verschleiern (UA, Rdn. 70). Auch diese Schlussfolgerung auf eine Identifikation des Beschwerdeführers mit dem Terror der HAMAS wird den Erfordernissen des Art. 9 Abs. 1 und 2 in Verb. mit Art. 19 Abs. 4 GG nicht gerecht.
(aaa) Die Schlussfolgerung des Bundesverwaltungsgerichts rechtfertigt die Annahme, dass die für das Gazaprojekt des Beschwerdeführers eingestellten Mitarbeiter Murat Sevinc und Adem Bark nach der Festsetzung von Murat Sevinc durch israelische Behörden im Februar 2010 deshalb über mögliche Verbindungen der Islamic Society Jabaliya zur HAMAS Kenntnis erlangten, weil der bisherige Vorsitzende dieser Vereinigung, Issam Jouda, von der HAMAS zum Bürgermeister der Stadt Jabaliya berufen worden war. Die vom Bundesverwaltungsgericht aus dieser Kenntnisnahme gezogene Schlussfolgerung, der Verschleierungsversuch der anschließend eingeleiteten Installation der Vereinigung Salam könne „nicht anders als eine Identifikation mit sämtlichen Handlungsebenen der HAMAS verstanden werden“ (UA, Rdn. 70), ist jedoch nicht tragfähig, weil sie erstens andere sich aufdrängende Schlussfolgerungen nicht berücksichtigt und in die Würdigung einbezieht, zweitens unzulässigerweise vom bloßen Wissen auf eine verwerfliche Absicht schließt, ohne die für diesen Schluss maßgeblichen Umstände offenzulegen, und drittens, weil dieser Schlussfolgerung wiederum die zum normativen Geltungsanspruch erhobenen empirischen Feststellungen hinsichtlich der humanitären Situation in Gaza für das Jahr 2002 auch für den Zeitraum nach 2006 zugrunde gelegt werden, aus der unterschiedlichen Bewertung tatsächlicher Verhältnisse jedoch nicht ohne Weiteres auf eine bestimmte Zielrichtung des Willens des die Situation anders Bewertenden geschlossen werden kann.
Die vom Bundesverwaltungsgericht zu diesem Sachkomplex zusammengetragenen Indizien (UA, Rdn. 42 bis 57) belegen nicht, dass der Beschwerdeführer Kenntnis davon hatte, dass seine religiös motivierte karitative, zweckentsprechend für rund 3000 Waisenkinder in Gaza geleistete Hilfe der HAMAS zugute gekommen wäre. Bereits aus objektiver Sicht beruht die entsprechende Wertung des Bundesverwaltungsgerichts – wie weiter oben ausgeführt – auf nicht gesicherten Erkenntnissen. Die Schlussfolgerung des Gerichts mögen allenfalls belegen, dass die für die Gazahilfe operativ tätigen beiden Mitarbeiter des Beschwerdeführers im Februar 2010 Kenntnis erlangt hatten, dass die Islamic Society Jabaliya eine irgendwie geartete Beziehung zur HAMAS aufwies, nicht aber, dass sie bereits zu Beginn der Aufnahme der Partnerschaft mit dieser Vereinigung davon Kenntnis gehabt hätte noch dass sie und insbesondere die für den Beschwerdeführer handelnden Mitglieder des Vorstandes gewusst hätten, dass es aufgrund konkret umrissener Anhaltspunkte im Tatsächlichen festgestanden hätte, dass die karitative Hilfe des Beschwerdeführers für die Islamic Society Jabaliya an die kämpfenden Einheiten der HAMAS weitergeleitet und zur Finanzierung des bewaffneten Kampfes verwandt worden wäre.

Selbst wenn eine derartige zweckwidrige Verwendung der Gelder objektiv nachgewiesen worden wäre, hätte es der Bezeichnung konkreter Anhaltspunkte bedurft, dass dem Beschwerdeführer die für die zweckwidrige Verwendung maßgebenden Umstände und Indizien bekannt gewesen wären, bevor hieraus der eindeutige Schluss auf eine Identifizierung mit der HAMAS gezogen werden darf. Derartige Umstände bezeichnet das Bundesverwaltungsgericht jedoch nicht. Es ist daher unerheblich, ob Yakoub Sulaiman den Beschwerdeführer und anschließend im kollusiven Zusammenwirken mit diesem die Beteiligten im fachgerichtlichen Verfahren über die Umstände für den Organisationswechsel getäuscht haben. Allerdings ist dies nicht der Fall.  

Das vom Bundesverwaltungsgericht unterstellte Täuschungsverhalten des Yakoub Sulaiman (UA, Rdn. 42 bis 47) bezieht sich ausschließlich auf rechtswidrig erlangte und damit einem Beweisverwertungsverbot unterliegende Beweistatsachen. Dies wird im Einzelnen nachfolgend (Abschnitt C) gerügt. 

Auch wenn die rechtswidrig erlangten Informationen bei der Beweiswürdigung berücksichtigt werden, belegen sie lediglich die Tatsache, dass Yakoub Sulaiman den Wechsel organisiert hatte, um die für ihn so wichtige Waisenarbeit in Gaza fortsetzen zu können. Die hieraus gezogene Schlussfolgerung des Bundesverwaltungsgerichts, dass er dies in der Absicht verfolgt hätte, „um einen in seinen Bestand bedrohten bedeutsamen Teil der für die HAMAS wichtigen sozialen Hilfeleistungen erhalten zu können“ (UA, Rdn. 42), berücksichtigt nicht das entgegenstehende Vorbringen des Beschwerdeführers. Nach dessen Sachvortrag hatte Sulaiman Yakoub befürchtet, dass wegen der Beendigung der Zusammenarbeit des Beschwerdeführers mit der Islamic Society Jabaliya die Waisenarbeit nicht weitergeführt werden würde, weil diese von der Islamic Society Jabaliya bislang nur aufgrund der Hilfeleistungen des Beschwerdeführers habe aufrechterhalten werden können. Für Sulaiman sei die Weiterführung der Waisenarbeit ein zentrales Anliegen gewesen. Deshalb hätte er bislang in der Islamic Society Jabaliya ehrenamtlich diese Aufgabe wahrgenommen. Diese Aussagen des Yakoub Ismail Sulaiman sei durch die G-10-Protokolle bestätigt worden. 

Das Motiv Sulaimans für seine Vorgehensweise habe also darin bestanden, nach Möglichkeiten für die Weiterführung der Waisenkampagne zu suchen. Zum einen hätten ihn eigene humanitäre Motive geleitet, da Sulaiman Yakoub seit Jahren vor Ort für die Waisenkampagne verantwortlich gewesen sei und in der Islamic Society Jabaliya den engsten Bezug zu dieser Kampagne gehabt hätte. Er habe das für ihn wichtige Projekt, in das er sehr viel ehrenamtliche Arbeit investiert hätte, nicht ohne Weiteres aufgeben wollen. Damit sei ein moralisch sehr starkes und nachvollziehbares Motiv für die Vorgehensweise des Sulaiman Yakoub ersichtlich gewesen (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 21 Rdn. 53, Anlage 9; Schriftsatz vom 29. März 2012, S.  8 f. Rdn. 16 und 17, Anlage 10). Dieser Sachvortrag wird im angefochtenen Urteil nicht berücksichtigt. Die Schlussfolgerung des Bundesverwaltungsgerichts ist bereits deshalb nicht tragfähig.

Soweit das Bundesverwaltungsgericht Sulaiman Yakoub Verschleierungsabsichten unterstellt, beruht dies ausschließlich auf nicht durch Tatsachen gestützte Annahmen (UA, Rdn. 47 f.). Zur Begründung hebt das Bundesverwaltungsgericht den Bezug des Sulaiman Yakoub zur HAMAS (UA, Rdn. 42) sowie die von ihm für das Jahr 2002 festgestellte auch den sozialen Bereich umfassende einheitliche Organisation der HAMAS (UA, Rdn. 43) hervor. Dies allein lässt aber nicht den eindeutigen Schluss darauf zu, dass es Sulaiman Yakoub bei der Einleitung des Organisationswechsels nicht in erster Linie um die rund 3000 Waisenkinder, sondern vorrangig um die Stärkung der militärischen Strukturen der HAMAS gegangen wäre und er diese Absicht habe verschleiern wollen. Für eine derart weitreichende Schlussfolgerung bezeichnet das Bundesverwaltungsgericht keine belastbaren Tatsachen. Bei den entsprechenden „Deutungen“ (UA, Rdn. 47) bleibt wiederum entgegenstehendes Vorbringen des Beschwerdeführers unberücksichtigt. So war im fachgerichtlichen Verfahren darauf hingewiesen worden, dass es keiner Änderungen bei der Umsetzung der Projekte, sondern lediglich einer Weiterführung bestehender, nicht aber eines vollständigen Wiederaufbaus der Projekte bedurft hätte, wenn Salam lediglich eine Tarnorganisation der Islamic Society Jabaliya gewesen wäre. Sogar die Liste der Empfänger der Waisenhilfe hätte neu zusammengesetzt werden müssen. Weder seien die Projekte der Islamic Society Jabaliya übernommen worden noch die zugrunde liegenden Verträge. Vielmehr sei die Zusammenarbeit Schritt für Schritt zwischen dem Beschwerdeführer und dem neuen Partner Salam vollständig neu aufgebaut worden. Wäre Salam nur eine Tarnorganisation der Islamic Society Jabaliya, wären nicht nur die Waisenkinder, sondern die gesamte hierfür erforderliche Infrastruktur übernommen worden. Der Neuaufbau einer derartigen Struktur wäre nicht erforderlich gewesen, wenn es dem Beschwerdeführer nur darum gegangen wäre, lediglich vermeintliche Personenidentitäten nicht offenkundig werden zu lassen (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 26 f. Rdn. 71, Anlage 9). 

Das Bundesverwaltungsgericht setzt sich mit diesen Einwänden nicht auseinander. Hätten die von ihm unterstellten „Förderungszusammenhänge“ nur verschleiert werden sollen, hätte es ausgereicht, lediglich den Organisationsrahmen zu ändern. Es hätten jedoch nicht die gesamten Verwaltungs- und Verteilungsstrukturen neu eingerichtet werden müssen, um den Organisationsnamenswechsel durchzuführen. Das Bundesverwaltungsgericht bezeichnet auch keine belastbaren Tatsachen dafür, aus welchen Gründen es zu der von ihm angenommenen wirksamen Verschleierung des Organisationswechsels nicht nur der Änderung des Organisationsnamens, sondern darüber hinaus auch des mühevollen und zeitintensiven Neuaufbaus der vollständigen Verwaltungs- und Verteilungsstrukturen bedurft hätte. Gegen einen durch die HAMAS über die Islamic Society Jabaliya gesteuerten Wechsel spricht ferner auch der im fachgerichtlichen Verfahren vorgebrachte Hinweis auf das Schreiben des „Committee of Institutions Northern Gaza“ vom 30. Juni 2010. Bei dieser Institution handelt es sich um eine Einrichtung der HAMAS, die von einer führenden Persönlichkeit der HAMAS der ersten Stunde, Dr. Fouad en-Nahal, geleitet wird. In diesem Schreiben beschwerte sich das Komitee gegenüber der Islamic Society Jabaliya darüber, dass Salam eine Zusammenarbeit mit dem Komitee kategorisch ablehnt (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 29 Rdn. 81, Anlage Nr. 9), was immerhin indiziell gegen eine Nähe zur Islamic Society Jabaliya und damit zur HAMAS spricht. 

Schließlich spricht gegen einen von der Islamic Society Jabaliya im Auftrag der HAMAS gesteuerten Wechsel zu einer anderen Organisation, dass nach den Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichts der neue Vorsitzende der Islamic Society Jabaliya den Mitarbeiter des Beschwerdeführers, Adem Bark, am 22. März 2010, also zwei Tage nachdem Sulaiman Yakoub bereits eine „fertige Organisation“ für die weitere Zusammenarbeit angeboten hatte, angerufen und um Fortsetzung der Zusammenarbeit gebeten und dabei ein „Gesundheitszentrum, eine Schule für Waisenkinder oder eine Aqafarm angesprochen hatte, für die um Unterstützung durch den Beschwerdeführer gebeten wurde (UA, Rdn. 51). Das Bundesverwaltungsgericht löst den die Schlüssigkeit seiner Schlussfolgerung erschütternden Widerspruch nicht auf, dass nach seinen Feststellungen einerseits im kollusiven Zusammenwirken und in täuschender Absicht zwischen der Islamic Society Jabaliya und dem Beschwerdeführer ein Organisationswechsel zur Fortführung der Waisenarbeit betrieben worden sein soll und andererseits die Leitung eben dieses Vereins im selben zeitlichen Zusammenhang um Fortführung dieser Arbeit in den alten Organisationsstrukturen unter Bezeichnung konkreter Projekte gebeten hat. Damit wird offenkundig, dass die vom Bundesverwaltungsgericht zum Organisationswechsel und zur unterstellten Täuschungsabsicht herangezogenen Hinweistatsachen nicht nur mehrdeutig sind und bereits deshalb nicht für die Tatsachenfeststellungen herangezogen werden können (BGHSt 43, 41 (44); BGH, VereinsG § 20 Abs. 1 Nr. 4), sondern jeweils für sich miteinander nicht zu vereinbarenden Aussagegehalt aufweisen. 

(bbb) Für die nachfolgende Feststellung, dass der Beschwerdeführer und Yakoub Sulaiman den Wechsel von der Islamic Society zu Salam als Empfangsstelle für die Förderungen durch den Beschwerdeführer gemeinsam betrieben hätten, um die materielle Struktur der Unterstützungen aufrechtzuerhalten (UA, Rdn. 40, 48), bezeichnet das Bundesverwaltungsgericht keine tatsächlichen Anhaltspunkt, die einen derartigen Schluss eindeutig rechtfertigen. Das Gericht bezieht sich darüber hinaus in diesem Zusammenhang ausschließlich auf rechtswidrig erlangte und damit einem Beweisverwertungsverbot unterliegende Beweistatsachen. Die wird im Einzelnen nachfolgend (Abschnitt C) gerügt. 

Zunächst sprechen insbesondere die das fachgerichtliche Verfahren begleitenden Umstände für die Gutgläubigkeit des Beschwerdeführers. Dieser hat nach der mündlichen Verhandlung am 25. Mai 2011 nachträglich versucht, die näheren Umstände dieses Organisationswechsels aufzuklären. Bereits dies spricht gegen das vom Bundesverwaltungsgericht unterstellte kollusive Zusammenwirken zwischen dem Beschwerdeführer und Sulaiman Yakoub. Der Beschwerdeführer beauftragt eigens zur nachträglichen Aufklärung der näheren Umstände des Organisationswechsels das Mitglied des Kuratoriums, Engin Karahan, mit Yakoub Sulaiman Kontakt aufzunehmen. Dieser ist daraufhin nach Ägypten gereist und hat dort Yakoub Sulaiman getroffen und sich in mehrtätigen ausführlichen Gesprächen mit diesem bemüht, die näheren Umstände des Organisationswechsels aufzuklären. Bereits dieser Umstand belegt, dass die für den Beschwerdeführer handelnden Personen bereits deshalb nicht beim Organisationswechsel mit Sulaiman Yakoub kollusiv zusammen gewirkt haben können, weil den für den Beschwerdeführer handelnden Personen die hierfür maßgeblichen Umstände gar nicht bekannt waren.

In der mündlichen Verhandlung wurde Beweis durch Vernehmung des Zeugen Engin Karahan erhoben (Verhandlungsniederschrift vom 18. April 2012, S. 2, Anlage Nr. 12). Nach der Beweiswürdigung des Bundesverwaltungsgerichts (UA, Rdn. 44) wird weder festgestellt, der Zeuge habe das vom Bundesverwaltungsgericht unterstellte Täuschungsverhalten des Yakoub Sulaiman durchschaut, noch ausgeführt, dass aus dem unterstellten Verhalten des Yakoub Sulaiman eindeutig der Schluss gezogen werden kann, die für den Beschwerdeführer handelnden Personen des Vorstands hätten von Beginn der Zusammenarbeit mit der Islamic Society Jabaliya an gewusst, dass diese in irgendeiner Weise mit der HAMAS Bezüge aufgewiesen hatte noch, dass der Beschwerdeführer im kollusiven Zusammenwirken mit Suliaman Yakoub die Beteiligten über die Umstände des Organisationswechsels getäuscht hätte. Damit ist die Beweiswürdigung des Bundesverwaltungsgerichts schwerwiegend erschüttert.

Weder bezieht es die offenkundige Gutgläubigkeit der für den Beschwerdeführer handelnden Personen in seine Wertung ein noch belegen die von ihm in diesem Zusammenhang festgestellten Umstände ein kollusives Verhalten der beteiligten Personen. Auch wenn die rechtswidrig erlangten Informationen bei der Beweiswürdigung berücksichtigt werden, belegen sie lediglich, dass der Mitarbeiter des Beschwerdeführers, Murat Sevinc, aufgrund des für ihn offenbar gewordenen Umstands eines irgendwie gearteten Zusammenhangs zwischen der Islamic Society Jabaliya und der HAMAS Probleme für die Fortsetzung der Waisenarbeit für etwa 3000 Kinder in Gaza befürchtete (UA, Rdn. 49 bis 53), weil ihm die internationale Ächtung der HAMAS bekannt war. Dass er allein wegen der erstmals erlangten Kenntnis der Bezüge zu HAMAS nach einer neuen Organisation gesucht hätte, um diese damit materiell zu unterstützen, wird nicht nur nicht schlüssig belegt, sondern ist eine „Behauptung ins Blaue hinein“, die den Grundrechtseingriff nicht trägt (BVerfGE 120, 378 (428)). Die vom Bundesverwaltungsgericht angeführten Hilfstatsachen belegen insbesondere nicht, dass der bezeichnete Mitarbeiter im Auftrag des Beschwerdeführers kollusiv den Organisationswechsel in der Absicht betrieben hätte, die vom Bundesverwaltungsgericht unterstellte „materielle Unterstützung“ der HAMAS aufrechtzuerhalten (UA, Rdn. 40). 

Selbst wenn der Mitarbeiter des Beschwerdeführers, Adem Bark, Kenntnis davon gehabt haben sollte, dass die für die Islamic Society Jabaliya handelnden Personen und Sulaiman Yakoub gemeinsam den Organisationswechsel betrieben haben sollten, belegt dieser Umstand als solcher aber noch nicht, dass aus dieser Kenntnis ohne Weiteres auf den eindeutigen Willen dieses Mitarbeiters geschlossen werden könnte, die materiellen Unterstützungsstrukturen für die HAMAS aufrechtzuerhalten noch, dass die für den Beschwerdeführer handelnden Personen eine derartige Absicht verfolgt hätten. Für eine derart weitgehende Schlussfolgerung fehlt es in den vorgelegten G 10-Protokollen an jeglichen Anhaltspunkten. Ferner fehlt es auch an konkreten Belegen dafür, dass die für den Beschwerdeführer handelnden Personen, nämlich die Mitglieder des Vorstands, in die konkreten Planungen des Organisationswechsels eingebunden gewesen wären.

Gegen eine derartige Schlussfolgerung spricht insbesondere – wie im fachgerichtlichen Verfahren vorgetragen – dass es sich bei der Waisenkampagne für Gaza von Anfang an um eine Kampagne des Beschwerdeführers und nicht der Islamic Society Jabaliya gehandelt hatte, zu deren Durchführung dieser sich mangels eigener personeller und logistischer Strukturen lediglich der personellen und sachlichen Möglichkeiten der Islamic Society Jabaliya bedient hatte. Das an der Weiterführung der Waisenarbeit ausgerichtete Interesse des Beschwerdeführers wird ferner auch daraus ersichtlich, dass er parallel zum Organisationswechsel Schritte eingeleitet hatte, um unabhängig von der neuen Partnerorganisation einen eigenen Vertreter in Gaza einzustellen. Zu diesem Zweck hatte er bereits in Deutschland praktizierende Ärzte angesprochen. Auch hierbei wurde gefordert, dass die in Aussicht zu nehmende Person nicht parteipolitisch gebunden sein dürfe. Mit diesem eigenen Vertreter in Gaza wollte der Beschwerdeführer eine unabhängige Person vor Ort einsetzen, die keine Beziehungen zur Partnerorganisation gehabt hätte und aus einer externen Perspektive heraus die Arbeit der Partnerorganisation hätte überprüfen können. Diese Suche wurde jedoch durch die angefochtene Verbotsverfügung unterbrochen (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 28 f. Rdn. 78, Anlage Nr. 10).

Schließlich spricht gegen die unterstellte kollusive Zusammenarbeit zum Zwecke der materiellen Unterstützung der HAMAS (UA, Rdn. 40) das aus den abgehörten Gesprächen offenkundig gewordene Interesse aller beteiligten Personen ausschließlich an der konkreten Waisenarbeit. Das Bundesverwaltungsgericht stellt hierzu fest, dass Murat Sevinc dem Vorsitzenden der Salam, Sulaiman Yakoub, einen Betrag zwischen 500.000 und 100.000 € für den Bau eines „Waisenhauses“ oder einer „Schule“ in Aussicht gestellt habe. Bezüglich der Waisen werde die Arbeit so bleiben wie bislang (UA, Rdn. 53). Der neue Vorsitzende der Islamic Society Jabaliya, Abd Ar-Rahim Muhammad Schahab, habe den Mitarbeiter des Beschwerdeführers, Adem Bark, angerufen und um Fortsetzung der Zusammenarbeit gebeten und dabei ein „Gesundheitszentrum, eine Schule für Waisenkinder oder eine Aqafarm angesprochen, für die aus seiner Sicht Unterstützungen des Beschwerdeführers in Betracht kämen (UA, Rdn. 51). Damit hat das Bundesverwaltungsgericht selbst konkrete Tatsachen festgestellt, die dagegen sprechen, dass die karitative Förderung des Beschwerdeführers der materiellen Unterstützung der HAMAS dienen sollte, sondern konkret bezeichneten Projekten im Rahmen der Waisenbetreuung. 

Es wurden im Übrigen keine Belege vorgelegt, dass in Waisenhäusern in Gaza Kinder im Sinne der HAMAS indoktriniert worden wären. Das von der Verbotsbehörde hierzu vorgelegte Beweismaterial bezog sich auf Waisenhäuser in den Westbanks, mit deren Träger der Beschwerdeführer nicht zusammengearbeitet hatte. Im fachgerichtlichen Verfahren war im Rechtsgespräch darauf hingewiesen worden, dass es in Gaza keine Waisenhäuser gebe, deshalb aber gerade dort für die Waisenbetreuung ein besonders dringliches Bedürfnis bestanden habe und bestehe. In der Klagebegründung wurde hierzu erklärt, dass es sich bei der Waisenhilfe in Gaza  ausschließlich um eine Ausbildungsförderung gehandelt habe, welche den Schulbesuch des jeweiligen Waisenkindes habe gewährleisten sollen (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 14 Rdn. 42, Anlage Nr. 6). Die in den abgehörten Gesprächen angesprochenen Projekte sollten den Zweck dieser Waisenhilfe des Beschwerdeführers zusätzlich unterstützen, nämlich die Sicherstellung der Ausbildung von Waisen. Wenn im Lichte dieser offenkundigen Umstände der Waisenhilfe des Beschwerdeführers in Gaza das Bundesverwaltungsgericht allein aus der Unterstützung des Beschwerdeführers für konkrete Projekte zur Betreuung von Waisenkindern aus religiöser Motivation auf dessen Willen schließt, damit die HAMAS und deren bewaffneten Kampf materiell zu unterstützen, verfehlt es damit in besonders schwerwiegender Weise den besonderen verfassungsrechtlichen Rang der aus religiöser Absicht in Anspruch genommenen Assoziationsfreiheit und verletzt dadurch den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG.
dd) 
Fehlerhafte Bewertung der Prioritätensetzung für die Gazahilfe
Schließlich stützt das Bundesverwaltungsgericht seine Feststellung zur Identifikation des Beschwerdeführers mit der HAMAS aus der Entwicklung der Gazahilfe seit 2006 (UA, Rdn. 71 ff.). Diese Schlussfolgerung wird weder durch die tatsächlichen Feststellungen getragen noch kann aus einem derartigen Umstand mit der gebotenen Eindeutigkeit auf einen Unterstützungswillen des Beschwerdeführers zugunsten der „HAMAS und dem von ihr ausgeübten Terror“ geschlossen werden. Eine derartige Beweiswürdigung verkennt nicht nur den besonderen Rang der aus religiöser Absicht in Anspruch genommenen Assoziationsfreiheit und verletzt dadurch den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG. Vielmehr ist diese Begründung schlechthin nicht mehr nachvollziehbar und verletzt insbesondere auch wegen der herabsetzenden Wortwahl in Verbindung mit der dafür gegebenen nicht nachvollziehbaren Begründung das Willkürverbot.
Die Wertungen unter Randnummer 72 sollen belegen, dass der Beschwerdeführer seine Gazahilfe nach der Installierung der de facto-Regierung der HAMAS in Gaza erhöht und zugleich die Hilfe für die Westbanks zurückgefahren habe, nachdem dort die HAMAS ihren Machteinfluss verloren hatte (UA, Rdn. 71). Als Beleg führt das Bundesverwaltungsgericht zunächst an, im Jahre 2007 hätte die Charitable Society Hebron noch 7,07 %, die Islamic Society Jabaliya hingegen nur 5,61 % der Palästinahilfe erhalten. Im Jahre 2008 sei der Einfluss der HAMAS über die Charitable Society Hebron gebrochen worden und habe diese keine finanziellen Mittel erhalten, hingegen wäre in Gaza 5,2 % des Gesamtspendenbetrags eingesetzt worden. Gegen die damit offenkundig verbundene Schlussfolgerung des alleinigen Spendeneinsatzes für HAMAS spricht jedoch bereits, dass nach den eigenen Feststellungen des Bundesverwaltungsgerichtes im Jahre 2009 die Charitable Society Hebron 2,3 % des Gesamtvolumens erhielt, also ebenfalls weiter gefördert wurde, wenn auch im geringerem Umfang als früher. Für die Prioritätensetzung zugunsten Gaza war die hohe Zahl von Waisenkindern ursächlich, die in Folge der Operation „Gegossenes Blei“ im Jahre 2009 hilfsbedürftig geworden waren. Es trifft damit nicht zu, dass der Beschwerdeführer seine Hilfeleistung für Palästina ab 2008 bewusst mit dem Ziel der Unterstützung von „HAMAS und dem von ihr ausgeübten Terror“ von den Westbanks nach Gaza umgeschichtet hat.
Im Goldstone-Bericht wird darauf hingewiesen, dass die Zahlen über die Todesopfer differierten. Palästinensische regierungsunabhängige Quellen gingen von etwa 1.400 Todesopfern aus, darunter 313 Kinder und 116 Frauen. Die von Goldstone geleitete Kommission nennt selbst keine Zahlen, sondern weist lediglich darauf hin, dass sie den Tod von mehr als 220 Personen untersucht habe, von denen mindestens 47 Kinder und 19 erwachsene Frauen gewesen seien (Human Rights Council, Bericht der Untersuchungskommission der Vereinten Nationen über den Gazakonflikt, 2010, S. 174 ff.). Diese die karitative Tätigkeit des Beschwerdeführers maßgeblich beeinflussende historische Entwicklung in Gaza bleibt bei der Beweiswürdigung ebenso unberücksichtigt wie dessen Vorbringen (Schriftsatz vom 10. September 2011, S. 76 Rdn. 174, Anlage Nr. 9), dass die humanitäre Hilfe für Gaza auch für das Jahre 2009 nur einen untergeordneten Rang in seinem humanitären Gesamtprogramm gehabt habe. In den Jahren davor sei der Anteil der Hilfeleistungen für Gaza am Gesamtprogramm sogar noch bedeutend geringer gewesen. Anhand der Einzelaufstellungen der Verbotsbehörde hätten sich folgende Zahlen ergeben: 2006 1,17% (20.000 € von 1.710.962,58 € Gesamtausgaben), 2007 3,09% (42.620,50 € von 1.377.976,72 € Gesamtausgaben) und 2008 3,91% (237.632,07 € von 6.073.596,17 € Gesamtausgaben).
Unverständlich bleibt in diesem Zusammenhang der Hinweis des Bundesverwaltungsgerichts auf die „eigene Verantwortung“ des Beschwerdeführers für den Spendeneinsatz“ (UA, Rdn. 74). Die „eigene Verantwortung“ entsprang dem religiösen Beweggrund, für die Bildung elternlos gewordener Kindern einen finanziellen Beitrag leisten. Dieses Motiv wurde durch die Entwicklung seit Beginn des Jahres 2009 wegen der Opfer des Gazakriegs noch dringlicher. Das Bundesverwaltungsgericht trifft seine Schlussfolgerung damit ohne Berücksichtigung des Vorbringens des Beschwerdeführers und stützt diese darüber hinaus nicht auf Tatsachen, sondern lediglich auf eine von ihm erkannte “ablesbare Tendenz“ (UA, Rdn. 74). Eine Tendenz enthält jedoch keine eindeutige Aussage und darf bereits deshalb nicht für die Tatsachenfeststellungen herangezogen werden (BVerfG (Kammer), NJW 2004, 472 Rdn. 20; BGHSt 43, 41 (44); BGH, VereinsG § 20 Abs. 1 Nr. 4). Erst recht rechtfertigt sie nicht die Schlussfolgerung, der Beschwerdeführer habe den Terror der HAMAS unterstützt, ganz abgesehen davon, dass angesichts der fehlenden Waisenhäuser und der hohen Opfer des Kriegs in Gaza die Wertungen des Bundesverwaltungsgerichtes schlechthin nicht mehr nachvollziehbar sind und damit willkürhaft erscheinen. 
ee) 
Ergebnis
Abschließend ist damit zum subjektiven Verbotstatbestand festzuhalten, dass das Bundesverwaltungsgericht keine Feststellungen dazu getroffen hat, dass aus den Äußerungen und Handlungen der für den Beschwerdeführer handelnden Personen eine Zielrichtung für „HAMAS und dem von ihr ausgeübten Terror“ eindeutig erkennbar geworden ist (vgl. BVerfG (Kammer), NVwZ 2002, 709 (710)). Die hierfür angeführten drei Begründungskomplexe beruhen vielmehr weder auf Tatsachen noch erlauben sie einen derartig eindeutigen Schluss.
4. 
Ergebnis
Nach alledem verletzen der Behördenbescheid und das angefochtene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG. Weder wird die Auslegung dieses Grundrechts durch das Bundesverwaltungsgericht seinem verfassungsrechtlichen Rang noch seiner besonderen Schutzwirkung gerecht. Verschärfend kommt hinzu, dass das Bundesverwaltungsgericht bei der Anwendung des Verbotsgrundes der Zuwiderhandlung gegen den Gedanken der Völkerverständigung nach Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG im Rahmen der Rechtsanwendung und Beweiswürdigung die verfassungsrechtlich gebotenen Anforderungen an den gefahrenabwehrenden Schutz der Verfassung in besonders schwerwiegender Weise verletzt hat.

IV. 
Ergebnis
Der Behördenbescheid und das angefochtene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts verletzen den Beschwerdeführer in mehrfacher Hinsicht in seinem Grundrecht aus Art. 9 Abs. 1 GG. Diese Verletzung folgt bereits aus der Weigerung, eine gesonderte Verhältnismäßigkeitsprüfung durchzuführen, obwohl die ganz überwiegende transnationale Karitas des Beschwerdeführers auch nach Auffassung der Verbotsbehörde wie auch des Bundesverwaltungsgerichts bedenkenfrei waren, ferner aus der Nichtberücksichtigung der besonderen verfassungsrechtlichen Schutzwirkung, unter den religiös ausgerichtete transnationale Vereinstätigkeiten stehen, sowie schließlich aus der Verkennung des besonderen verfassungsrechtlichen Rangs der Vereinigungsfreiheit bei der Grenzziehung ihres Schutzbereichs in Verbindung mit gravierenden Fehlern bei der Rechtsanwendung und Beweiswürdigung, die verfassungsrechtlichen Erfordernissen bei der Gefahrenabwehr zuwider laufen.

C.
Verletzung des Grundrechts aus Art. 3 Abs. 1 GG wegen Verfahrens- und Anwendungsfehler

Das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts verletzt den Beschwerdeführer darüber hinaus in seinem Grundrecht aus Art. 3 Abs. 1 GG, weil die Rechtsanwendung und das gewählte Verfahren unter keinem denkbaren Aspekt mehr rechtlich vertretbar ist und sich daher der Schluss aufdrängt, dass er auf sachfremden Erwägungen beruht
I.
Schutzwirkung nach Art. 3 Abs. 1 GG gegen willkürhafte Tatsachenfeststellungen und Würdigungen
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts ist ein Richterspruch erst dann willkürlich, wenn er unter keinem denkbaren Aspekt mehr rechtlich vertretbar ist und sich daher der Schluss aufdrängt, dass er auf sachfremden Erwägungen beruht. Das ist anhand objektiver Kriterien festzustellen. Willkür liegt erst vor, wenn die Rechtslage krass verkannt wird. Hingegen kann von willkürlicher Missdeutung nicht gesprochen werden, wenn das Gericht sich mit der Rechtslage eingehend auseinandersetzt und seine Auffassung nicht jeglichen sachlichen Grundes entbehrt (BVerfGE 112, 216 (215 f.), mit Hinweisen). Nicht subjektive Willkür führt zu einem Verfassungsverstoß, sondern die tatsächliche und eindeutige Unangemessenheit einer Maßnahme in Verbindung zu der tatsächlichen Situation, deren sie Herr werden soll (BVerfGE 62, 189 (192); 80, 48 (51)). Ein Verstoß gegen das Willkürverbot liegt zwar noch nicht vor, wenn die Rechtsanwendung oder das eingeschlagene Verfahren Fehler enthalten. Hinzukommen muss vielmehr, dass diese bei verständiger Würdigung der das Grundgesetz beherrschenden Gedanken nicht mehr verständlich sind und sich daher der Schluss aufdrängt, dass sie auf sachfremden Erwägungen beruhen (BVerfGE 4, 1 (7); 62, 189 (192)). Dies ist etwa der Fall, wenn der Inhalt einer Norm in krasser Weise missdeutet wird (BVerfGE 87, 273 (279)).
II. 
Feststellungen und Würdigungen des Bundesverwaltungsgerichts
Gemessen an diesen Grundsätzen verletzt das angefochtene Urteil den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 3 Abs. 1 GG. Insoweit wird zunächst auf die Ausführungen in Abschnitt B III hingewiesen und diese entsprechend auch zum Gegenstand dieser Rüge gemacht. 

Insbesondere die Interpretation des verfassungsrechtlichen Begriffs der Völkerverständigung im Sinne von Art. 9 Abs. 2 Alt. 3 GG, wonach eine Beeinträchtigung dieses Schutzguts ohne Nachweis einer konkreten Gefährdung angenommen wird und dementsprechend ein Vereinsverbot nicht die Feststellung einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts für dieses Schutzgut voraussetzt, beruht auf einer krassen Missdeutung des verfassungsrechtlichen Rangs der Assoziationsfreiheit und ihrer besonderen Schutzwirkung sowie auf einer nicht hinnehmbaren Vorverlegung des präventiven Schutzes der Verfassung in den freien gesellschaftlichen Bereich. Wenn bereits lediglich denkbare, aber nicht konkret festgestellte Auswirkungen transnational erbrachter karitativer Hilfe auf die strukturelle Stärkung der Kräfteverhältnisse und gesellschaftliche Akzeptanz der Konfliktbeteiligten in einem Konfliktgebiet das Vereinsverbot rechtfertigen, führt dies im Ergebnis zu einer schwerwiegenden Schwächung international ausgerichteter nichtstaatlicher humanitärer Hilfe, weil die nichtprofitorientierten aus humanitären Engagement zugunsten der von Kriegen und Katastrophen betroffenen Bevölkerung handelnden Akteure zu Komplizen von Terroristen abgestempelt werden.

Darüber hinaus begründet die gerichtliche Bestätigung des Vereinsverbots gegen den Beschwerdeführer, obwohl nur zwischen ein bis vier Prozent seines weltweiten karitativen Programms nach Ansicht der Bundesverwaltungsgerichts Anlass zu Beanstandungen gibt, die anderen Projekte jedoch in sachlicher Hinsicht präzise von diesem Bereich abgetrennt werden können, eine tatsächliche und eindeutige Unangemessenheit dieses Verbots. Es  ist damit in Beziehung zu der tatsächlichen Situation, deren es Herr werden soll, schlechthin nicht zu rechtfertigen. Dies folgt insbesondere aus der Begründung des Bundesverwaltungsgerichts, dass es einer Einladung gleichkäme, ein Vereinsverbot durch eine „Diversifizierung der Vereinstätigkeiten“ zu umgehen (UA, Rdn. 76). Hier wird nicht ein legitimes Gemeinwohlinteresse, sondern ein verfassungsrechtlich unzulässiges Sanktionsmotiv in Stellung gebracht und ist die Gefahrenabwehr nicht mehr allein darauf beschränkt, verfassungsrechtlich unzulässige Äußerungs- und Betätigungsformen wirksam zu bekämpfen.

Ein derartiges sachfremdes Sanktionsmotiv manifestiert sich auch in dem erhobenen Vorwurf, der Beschwerdeführer habe sich - weil er sich aus Sicht des Bundesverwaltungsgerichts nicht die von ihm für das Jahr 2002 festgestellte Bewertung der tatsächlichen Verhältnisse in Gaza für den Zeitraum ab 2007 zu eigen gemacht habe - „über das für alle geltende Recht erhoben“ (UA, Rdn. 69). Es ist schlechthin nicht mehr nachvollziehbar, dass sich der Tatrichter nicht auf die Prüfung beschränkt, ob die tatsächlichen Verhältnisse dem normativ gesetzten Willen des Gesetzgebers entsprechen, sondern die tatsächlichen Verhältnisse auf eine normative Bewertung, die für einen bestimmten Zeitraum zugetroffen haben mag, auf unbestimmte Zeit einfriert und abweichende Bewertungen der tatsächlichen Verhältnisse mit dem schwerwiegenden Unwerturteil belegt, der Bewertende setze sich „über das für alle geltende Recht“ hinweg. 

Ferner sind bei verständiger Würdigung der das Grundgesetz beherrschenden Gedanken die Tatsachenfeststellungen und Würdigungen des Bundesverwaltungsgerichts nicht mehr verständlich und drängt sich daher der Schluss auf, dass sie auf sachfremden Erwägungen beruhen. Wenn wie im fachgerichtlichen Verfahren unter Bezeichnung verlässlicher Erkenntnisgrundlagen darauf hingewiesen wird, dass die fehlende Zusammenarbeit westlicher Institutionen mit Institutionen in Gaza die innerpalästinensische Spannung weiter zuspitzt und den Alltagsinteressen insbesondere in Fragen der Sicherheit der palästinensischen und israelischen Seite gleichermaßen zuwiderläuft, die Verweigerung der Zusammenarbeit mit der von der HAMAS beherrschten de facto-Regierung in Gaza also friedensgefährdende Auswirkungen hat, dann erscheint das Urteil, dass die Zusammenarbeit nichtstaatlicher Institutionen mit Sozialvereinen in Gaza friedensgefährdende Auswirkungen in Gaza hat, ohne dass dem eine Auseinandersetzung mit den vorgebrachten Einwänden zugrunde liegt, nicht mehr nachvollziehbar und drängt zu dem Schluss, dass eine derartige Würdigung auf sachfremden Erwägungen beruht.
Ebenso willkürlich ist die Würdigung in Kenntnis der durch den Krieg in Gaza 2009 hervor gerufenen humanitären Krisensituation, dass aufgrund der Verstärkung der Waisenhilfe in diesem Jahr auf den Willen des Beschwerdeführers geschlossen wird, dadurch die HAMAS und deren bewaffneten Kampf materiell unterstützen zu wollen. Dadurch wird in besonders schwerwiegender Weise der besondere Rang der aus religiöser Absicht in Anspruch genommenen Assoziationsfreiheit missdeutet und die Bedeutung des Inhalts des Grundrechts des Art. 9 Abs. 1 in Verb. mit Art. 4 Abs. 1 und 2 GG verkannt.

Sachlich nicht zu rechtfertigen und damit willkürlich sind schließlich auch die Bewertungen staatlicher und internationaler humanitärer Hilfe einerseits und nichtstaatlicher humanitärer Hilfe andererseits und belegen die hierzu getroffenen Feststellungen, dass das Bundesverwaltungsgericht insoweit für den Beschwerdeführer günstige Umstände schlichtweg unterschlägt. So hat das Bundesverwaltungsgericht festgestellt, dass HAMAS-Mitglieder in Verwaltungsstellen in Gaza mit ausländischen und internationalen Stellen zusammenarbeiten (UA, Rdn. 67). Ganz offensichtlich erachtet es diese Zusammenarbeit für bedenkenfrei, obwohl eine solche „staatliche und internationale Zusammenarbeit“ das Ansehen der HAMAS in der palästinensischen Bevölkerung ungleich stärker erhöht als die Zusammenarbeit nichtstaatlicher Organisationen mit Sozialvereinen in Gaza. Mit der Feststellung, dass die Verwaltungsstellen nicht Teil der HAMAS seien, unterschlägt das Bundesverwaltungsgericht die bedeutsame und an anderer Stelle gegen den Beschwerdeführer gerichtete Feststellung, dass Issam Jouda von der HAMAS Ende 2009 zum Bürgermeister der Stadt Jabaliya berufen worden ist (UA, Rdn. 34). An der Stelle, wo es nach seinem Ansatz belastend für den Beschwerdeführer wirkt, weist das Bundesverwaltungsgericht darauf hin, dass Issam Jouda von der HAMAS Ende 2009 zum Bürgermeister der Stadt Jabaliya, einer der größten und bedeutendsten Städte in Gaza, berufen worden ist (UA, Rdn. 34). Dort wo es für den Beschwerdeführer entlastend wirken könnte, nämlich im Zusammenhang mit dem subjektiven Verbotstatbestand, unterschlägt es Tatsache und wählt die nebulöse Formulierung „wohl“ und die unbestimmte Formulierung „HAMAS-Mitglieder“ (UA, Rdn. 67). 
III. 
Ergebnis
Nach alledem beruht das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts auf sachfremden Erwägungen und verletzt den Beschwerdeführer dadurch in seinem Grundrecht aus Art. 3 Abs. 1 GG.

D.
Verletzung des Grundrechts aus Art. 10 Abs. 1 GG wegen unzulässiger Telefonüberwachung
Das angefochtene Urteil des Bundesverwaltungsgerichts verletzt den Beschwerdeführer in seinem Grundrecht aus Art. 10 Abs. 1 GG, weil es auf rechtswidrig durch unzulässige Überwachung von Telefongesprächen von Mitarbeitern des Beschwerdeführers mit Mitarbeitern der Islamic Society Jabaliya und der Salam (UA, Rdn. 37) erlangten Informationen beruht.
I.
Eingriff in das Grundrecht des Beschwerdeführers aus Art. 10 Abs. 1 GG  

Das Bundesverwaltungsgericht stellt fest, dass der Inhalt der Telefongespräche zwischen Mitarbeitern des Beschwerdeführers mit Mitarbeitern der Islamic Society Jabaliya und der Salam durch das Bundesamt für Verfassungsschutz im Rahmen von angeordneten Beschränkungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Buchst. a) G 10 aufgezeichnet worden ist (UA, Rdn. 37). In den folgenden Ausführungen stützt es sowohl seine Feststellungen zum objektiven wie auch zum subjektiven Vereinsverbotstatbestand insbesondere auch die durch Telefonüberwachung erlangten Informationen, die die Verbotsbehörde in das Verfahren eingeführt hat.

Der Beschwerdeführer wird durch die bezeichneten Anordnungen sowie die gerichtliche Verwertung der aufgrund dieser Anordnungen erlangten Informationen in seinem Grundrecht aus Art. 10 Abs. 1 GG verletzt. Durch die Anordnungen wurde in dieses Grundrecht eingegriffen (BVerfGE 85, 386 (398)). Die öffentliche Gewalt soll grundsätzlich nicht die Möglichkeit haben, sich Kenntnis vom Inhalt des über Fernmeldeanlagen abgewickelten mündlichen oder schriftlichen Informations- und Gedankenaustauschs zu verschaffen. In der Abschirmung des Kommunikationsinhalts gegen staatliche Kenntnisnahme erschöpft sich der Grundrechtsschutz jedoch nicht. Er umfasst ebenso die Kommunikationsumstände. Darüber hinaus erstreckt sich die Schutzwirkung des Art. 10 Abs. 1 GG auch auf den Informations- und Datenverarbeitungsprozess, der sich an die Kenntnis von geschützten Kommunikationsvorgängen anschließt (BVerfGE 100, 313 (358 f.)). 

Durch die im angefochtenen Urteil bezeichneten Anordnungen wie auch durch die Weitergabe der durch die Telefonüberwachung erlangten Informationen durch das Bundesamt für Verfassungsschutz an die Verbotsbehörde sowie durch die anschließende Verwendung dieser Informationen im Rahmen der Tatsachenfeststellung und Beweiswürdigung zu entscheidungserheblichen Umständen im fachgerichtlichen Verfahren wird damit das Grundrecht des Beschwerdeführers aus Art. 10 Abs. 1 GG verletzt.
II.
Rechtswidrigkeit der Telefonüberwachung des Beschwerdeführers
Für den Eingriff in das Grundrecht des Beschwerdeführers aus Art. 10 Abs. 1 GG fehlt es an einer Rechtfertigung. Das Bundesverwaltungsgericht verweist darauf, dass die Anordnung der Telefonüberwachung des Beschwerdeführers auf § 1 Abs. 1 Nr. 1, § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Buchst. a) G 10 beruht (UA, Rdn. 37). Die Voraussetzungen dieser Vorschriften liegen jedoch nicht vor.

Beschränkungen des Fernmeldegeheimnisses sind zwar gemäß Art. 10 Abs. 2 GG zulässig. Sie bedürfen aber nicht nur, wie jede Grundrechtsbeschränkung, einer gesetzlichen Regelung, die einen legitimen Gemeinwohlzweck verfolgt und im Übrigen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit wahrt. Vielmehr ergeben sich aus Art. 10 GG auch besondere Anforderungen an den Gesetzgeber, die gerade die Verarbeitung personenbezogener Daten betreffen, welche mittels Eingriffen in das Fernmeldegeheimnis erlangt worden sind. Danach müssen sich Voraussetzungen und Umfang der Beschränkungen klar und für den Einzelnen erkennbar aus dem Gesetz ergeben. Insbesondere muss der Zweck, zu dem Eingriffe in das Fernmeldegeheimnis vorgenommen werden dürfen, bereichsspezifisch und präzis bestimmt werden, und das Datenmaterial muss für diesen Zweck geeignet und erforderlich sein (BVerfGE 100, 313 (359 f.)). 

Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Im fachgerichtlichen Verfahren war bereits in der Klagebegründung gerügt worden, dass die Verbotsbehörde offensichtlich unzulässige Beweismittel in das Verfahren eingeführt hat (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 24 Rdn. 68, Anlage Nr. 6). Das Bundesverwaltungsgericht hat im angefochtenen Urteil keine näheren Ausführungen zur Zulässigkeit dieser Beweiserhebung gemacht, sondern lediglich festgestellt, dass der Beschwerdeführer sich in seinem Vorbringen auf die Gesprächsinhalte bezogen hat (UA, Rdn. 37). Damit kann die rechtswidrige Telefonüberwachung jedoch nicht gerechtfertigt werden. 

Voraussetzung der Überwachung nach G 10 ist, dass tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen, dass jemand eine Katalogstraftat plant, begeht oder begangen hat. Das Bundesverwaltungsgericht bezeichnet als Rechtsgrundlage für die Telefonüberwachung des Beschwerdeführers § 3 Abs. 1 Nr. 6 Buchst. a) G 10. Die Voraussetzungen der §§ 129a bis 130 StGB lagen jedoch weder im Zeitpunkt der Anordnung noch in der Folgezeit vor. Der für die Anwendung der Vorschrift erforderliche Verdacht muss zwar nicht einen Wahrscheinlichkeitsgrad erreichen, die für die Einleitung eines Strafverfahrens ausreicht. Er muss aber durch „tatsächliche Anhaltspunkte“, also klar umrissene tatsächliche Umstände und Tatsachen gestützt sein. Dabei kann als Tatsachengrundlage auch eine Gesamtschau aller vorhandenen tatsächlichen Anhaltspunkte unter Berücksichtigung der nachrichtendienstlichen Erfahrung dienen. Aber auch bei der Telefonüberwachung muss ein Sachverhalt durch tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, der eine Strafrechtsnorm ausfüllt. Der Umstand, dass zugunsten der Nachrichtenbehörden bereits die Planung einer Straftat ausreicht, ändert an der strengen Fixierung auf eine Strafnorm nichts. Bei der zumeist vagen Erkenntnislage zu Beginn der Telefonüberwachung reicht zwar die Tatbestandsmäßigkeit eines hypthetischen Sachverhalts aus. Dieses muss aber für eine von mehreren Denkhypothesen einer Katalogstraftat sprechen (Borges/Ebert, Das Recht der Geheimdienste, 1986, S. 166 ff. § 2 G 10, Rn. 5, 8).

Gemessen an diesen strafrechtlichen Grundsätzen lagen zu keinem Zeitpunkt vor und während der Überwachung des Beschwerdeführers tatsächliche Anhaltspunkte vor, die die Annahme hätten rechtfertigen können, dass er eine terroristische Vereinigung unterstützt hätte (§ 129 b in Verb. mit § 129 a Abs. 5 StGB). Als eine derartige Vereinigung wurde hier für die Telefonüberwachung des Beschwerdeführers von einer möglichen Unterstützung der HAMAS durch den Beschwerdeführer ausgegangen. Für eine derartige Unterstützung bestanden jedoch von vornherein keine tatsächlichen Anhaltspunkte. Vielmehr war Inhalt der überwachten Gespräche zwischen Mitarbeitern des Beschwerdeführers und Mitarbeitern der Islamic Society Jabaliya und Salam von Anfang an bis zur Einstellung der Überwachung stets die Frage der Durchführung zweckgebundener karitativer Projekte zugunsten konkreter Hilfsbedürftiger und die Regelung anstehender organisatorischer Fragen zur Durchführung dieser Projekte. Das Bundesverwaltungsgericht weist selbst darauf hin, dass in diesen Gesprächen z.B. ein Gesundheitszentrum, eine Schule für Waisenkinder, eine Aqafarm, ein Waisenhaus und eine Schule angesprochen wurden, für die eine Unterstützung des Beschwerdeführers erbeten wurde (UA, Rdn. 51, 53). Hier kann nicht einmal im theoretischen Ansatz von einer von mehreren Denkhypothesen ausgegangen werden, die im Rahmen von § 129b in Verb. mit § 129 a Abs. 5 StGB hätte relevant sein können. 

Maßgebend für die Katalogtaten des § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 Buchst. a) G 10 ist nicht die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, wie sie insbesondere in den Kriterien des Al Aqsa-Urteils (Anlage Nr. 11) ihren Niederschlag gefunden hat, sondern die strafrechtliche Rechtsprechung. Irgendwelche Anhaltspunkte, die darauf hingedeutet hätten, dass in den abgehörten Gesprächen eine Unterstützung der HAMAS durch den Beschwerdeführer besprochen worden wäre, wurden nicht festgestellt. Eine terroristische Vereinigung unterstützt, wer ihren Fortbestand oder die Verwirklichung ihrer Ziele fördert, ohne selbst Mitglied der Organisation zu sein (BGHSt 29, 99, 101, stdg. Rspr.).  Die Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs zum Unterstützungsbegriff betrifft vor allem die Fragen, ob z.B. Verteidigerhandlungen, ein Hungerstreik oder das Verbreiten von Druckerzeugnissen, Solidaritätsbekundungen oder das Anprangern der Haftbedingungen  als Unterstützung gewertet werden können. Auf transnationale karitative Hilfe kann diese Rechtsprechung jedoch grundsätzlich nicht angewandt werden. Zwar ist nach der strafrechtlichen Rechtsprechung eine Unterstützung bei jedem Handeln anzunehmen, das sich irgendwie für die terroristische Organisation und ihre Aktionsmöglichkeiten vorteilhaft auswirkt (BGHSt 29, 99, 101). Dieser Begriff des Unterstützens ist aber derart weitgefasst, dass eine restriktive Auslegung geboten ist (BGHSt 33, 16, 18). Das Unterstützen einer terroristischen Vereinigung erfasst sowohl Hilfe an die Vereinigung direkt wie auch Hilfe über eines ihrer Mitglieder (BGHSt 20, 89, 90). Diese Hilfe muss sich allerdings auf die terroristische Vereinigung als solche direkt auswirken (BGHSt 20, 89, 90; BayOLG, StV 1987, 392, 393). Die ausschließliche und gezielte Förderung einzelner Mitglieder ohne eine derartige Wirkung ist allein nicht tatbestandserheblich. Mittelbare Unterstützung ist danach nur dann tatbestandsmäßig, sofern sie unmittelbare Wirkung zugunsten einer terroristischen Vereinigung entfaltet.

Gemessen an diesen strafrechtlichen Kriterien kann die zweckgebundene karitative Zusammenarbeit des Beschwerdeführers mit einem Sozialverein, der einer terroristischen Vereinigung zugeordnet wird, auch im Rahmen einer tatbestandlichen Denkhypothese nicht als strafrechtliche Unterstützung verstanden werden. Auch wenn die Grenzen des Unterstützungsbegriffs sehr weit gezogen werden und die von der Rechtsprechung geforderte restriktive Auslegung die nachträgliche Überprüfung im Strafverfahren betrifft, bei der Überprüfung der Erkenntnislage vor der Anordnung der Überwachung hingegen eine restriktive Auslegung naturgemäß schwierig ist, müssen jedenfalls klar umrissene Anhaltspunkte im Tatsächlichen auf irgendeine denkbare strafrechtlich relevante Denkhypothese hinweisen. Dies was vorliegend von Anfang an nicht der Fall. Der anordnenden Behörde war bewusst, dass der Beschwerdeführer mit Sozialvereinen, die sie der HAMAS zuordnete, zweckgebundene humanitäre Projekte durchführte. Sie hatte weder im Zeitpunkt der Anordnung noch in der Folgezeit irgendwelche tatsächlichen Anhaltspunkte für die Annahme, dass der Beschwerdeführer darüber hinaus mit seinen Projekten in Zusammenarbeit mit diesen Sozialvereinen die HAMAS unterstützen wollte. Für derartige Absichten hatte die Verbotsbehörde zu keinem Zeitpunkt Umstände festgestellt noch im fachgerichtlichen Verfahren behauptet.

Transnationale karitative Hilfe könnte potenziell allenfalls dann als strafrechtliche Unterstützungshandlung gewertet werden, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestanden hätten, dass sie sich unmittelbar auf die Hamas hätte auswirken und deren Tätigkeit in irgendeiner Weise hätte fördern können. Allein der Umstand, dass der Hamas durch die Erbringung transnationaler karitativer Hilfe an ihr zugeordnete Sozialvereine „Akzeptanz- und Entlastungsvorteile“ (UA, Rdn. 18) zugute kommen konnten, kann selbst im Rahmen einer bloßen Denkhypothese nicht als strafrechtlich relevantes Verhalten gewertet werden. Die „Akzeptanzvorteile“ als solche mögen den Rückhalt der HAMAS in der Bevölkerung stärken. Dies reicht jedoch für deren strafrechtlich relevante Unterstützung nicht aus. Selbst die Bekundung von Sympathie, die sich allein auf die politischen oder sonstigen Endziele der Vereinigung bezieht, nicht aber auch die Begehung von Straftaten zur Erreichung der Ziele befürwortet und propagiert, stellt keine Unterstützungshandlung dar (BayOLG, StV 1987, 392, 393; BGH, NJW 1988, 1677, 1678). 

Das Bundesverwaltungsgericht hat nicht festgestellt, dass der Beschwerdeführer zu irgendeinem Zeitpunkt Sympathiewerbung für die HAMAS betrieben hätte. Vielmehr hat es überhaupt keine Tatsachen festgestellt, die auf eine Sympathie des Beschwerdeführers mit HAMAS hinwiesen (UA, Rdn. 69 ff.). Selbst dann, wenn der Beschwerdeführer in den abgehörten Gesprächen eine Sympathie für HAMAS bekundet hätte, hätte dies für die Telefonüberwachung nicht ausgereicht. Der Begriff der Sympathiewerbung bedarf einer einschränkenden Auslegung (BGHSt 33, 16, 18), die auch im Rahmen der Prüfung der Telefonüberwachung maßgebend ist. Hier wurden jedoch weder zu Beginn noch später irgendwelche Indizien auf eine Sympathie des Beschwerdeführers mit der HAMAS festgestellt, sondern seine Sorge um die Fortführung konkreter karitativer Projekte für die hilfsbedürftige Bevölkerung in Gaza (UA, Rdn. 51, 53). Selbst sozialübliche Handlungen, welche die Sicherung menschlicher Grundbedürfnisse der Mitglieder einer terroristischen Gruppierung betreffen, wie z.B. Lebensmittel- und Wohnungsbeschaffung, werden nicht vom Unterstützungsbegriff umfasst (Münchner Kommentar, StGB, § 129, Rn. 121 f.). Der Beschwerdeführer hat für die anordnende Behörde von vornherein erkennbar nicht Mitglieder der HAMAS oder der ihr zugeordneten Sozialvereine unterstützt, sondern konkrete hilfsbedürftige Waisen, für deren Versorgung er sich mangels verfügbarer eigener sachlicher und personeller Ressourcen in Gaza der Betreuungsstrukturen der dort tätigen Sozialvereine bedienen musste.

Nach alledem ist damit festzuhalten, dass keinerlei Anhaltspunkte für einen Zusammenhang zwischen der transnationalen karitativen Hilfe des Beschwerdeführers an der HAMAS zugeordnete Sozialvereine und Straftaten der HAMAS weder im Zeitpunkt der Anordnung vorlagen noch im Verlaufe der Durchführung der Überwachungsmaßnahmen erkennbar wurden. Der Beschwerdeführer hat Dritte dazu aufgerufen, für einen humanitären Zweck zu spenden. Er hat dabei keinen Zusammenhang zu etwaigen als terroristisch gewerteten Zielen der Hamas hergestellt. Die Spenden kamen darüber hinaus nicht der Hamas und ihren Mitgliedern, sondern rund 3000 Waisen in Gaza zugute. Der Spendentransfer vom Beschwerdeführer zu den Sozialvereinen, die der HAMAS zugeordnet werden, kann nur dann als tatbestandsmäßig angesehen werden, wenn er sich entweder direkt an die HAMAS richtet oder wenn für die Adressaten eindeutig erkennbar ist, dass dadurch mittelbar die HAMAS unterstützt werden soll. Die eine Unterstützung der Organisation, ihrer Bestrebungen oder ihrer Tätigkeit bezweckende Zielrichtung muss also eindeutig erkennbar sein (BGHSt 33, 16, 18). 

III.
Verletzung des Beweisverwertungsverbotes aus Art. 10 Abs. 1 GG
Da das Bundesverwaltungsgericht im angefochtenen Urteil die rechtswidrig erlangten Informationen ungeachtet der hiergegen zu Beginn des Verfahrens erhobenen Rüge zu Lasten des Beschwerdeführers verwertet hat, hat es das zu seinen Gunsten wirkende Beweisverwertungsverbot des Art. 10 Abs. 1 GG verletzt.

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht bislang aus Art. 10 Abs. 1 GG nicht unmittelbar ein Beweisverwertungsverbot für das gerichtliche Verfahren abgeleitet. Dieses ergibt sich jedoch aus dem Sinngehalt der von ihm aufgestellten Grundsätze zum Schutzbereich des Art. 10 Abs. 1 GG und ist auch wegen des Gebots der wirksamen Durchsetzung dieses Grundrechts anzunehmen. So hat das Bundesverfassungsgericht festgestellt, dass sich der Eingriff in das Grundrecht aus Art. 10 Abs. 1 GG durch die Verwertung der dem Fernmeldegeheimnis unterliegenden Daten zu Beweiszwecken im gerichtlichen Verfahren fortsetzt (BVerfGE 85, 386 (399). Dieser Grundsatz wurde zwar nicht näher konkretisiert. Es entspricht aber seiner Ratio, dass hieraus ein Beweisverwertungsverbot folgt. Für den Fall, dass Informationen unter Verletzung des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung rechtswidrig erlangt werden, hat das Bundesverfassungsgericht ausdrücklich ein Beweisverwertungsverbot angenommen (BVerfGE 80, 367 (374 ff.)). Dementsprechend nimmt auch die fachgerichtliche Rechtsprechung und die verfassungsrechtliche Literatur ein Verwertungsverbot hinsichtlich unzulässiger aus einer Telefonüberwachung erlangter Informationen an (Durner, in: Maunz-Dürig, Grundgesetz. Kommentar, Stand: 63. Lieferung,  Oktober 2011, Art. 10 Rdn. 177, mit Hinweisen). 

Zwar hat das Bundesverfassungsgericht keine Bedenken dagegen, Informationen im gerichtlichen Verfahren zu verwerten, wenn zunächst der Verdacht einer Katalogtat bestanden hatte, dieser Verdacht aber nachträglich weggefallen war (BVerfG, NJW 1988, 1075 ff.). Daraus kann aber gefolgert werden, dass in dem Fall, in dem – wie hier – von vornherein kein Verdacht auf eine Katalogstraftat bestanden hat, von einem Beweisverwertungsverbot auszugehen ist. Ungeschriebene Verwertungsverbote folgen ferner aus dem Folgenbeseitigungsanspruch, wenn das Erhebungsverbot - wie hier Art. 10 Abs. 1 GG - zugleich ein subjektives öffentliches Recht gewährt, das Erhebungsverbot also gerade dem Schutz der Rechte des Betroffenen dient. Würden Ausnahmen vom Verwertungsverbot im Wege der Güterabwägung zugelassen, würde dies auf eine Umgehung von § 3 Abs. 1 G 10 (Verdacht einer Katalogtat) hinauslaufen. Schon gesetzessystematisch kommt hier also nichts anderes als ein Verwertungsverbot in Betracht.

Für die Abwägung hätte das Bundesverwaltungsgericht in Betracht ziehen müssen, dass wegen der grundsätzlich friedensfördernden Wirkung transnationaler karitativer Hilfe zugunsten der notleidenden Bevölkerung in Kriegs- und Krisengebieten eine Gefährdung der Völkerverständigung nicht in Betracht kommt und bereits deshalb das Grundrecht des Beschwerdeführers aus Art. 10 Abs. 1 GG etwaige entgegenstehende öffentliche Interessen überwiegt. 

IV.
Ergebnis
Der Beschwerdeführer ist durch die gegen ihn angeordnete Telefonüberwachung in seinem Grundrecht aus Art. 10 Abs. 1 GG verletzt worden. Von Anfang an bestanden keine tatsachlichen Anhaltspunkte dafür, dass er durch seine projektgebundene karitative Tätigkeit in Gaza zugunsten von Waisenkindern eine Unterstützung der HAMAS im strafrechtlichen Sinne hätte planen oder begehen wollen. Dadurch dass die Verbotsbehörde die rechtswidrig erlangten Informationen zur Begründung der angefochtenen Verbotsverfügung verwandt und im fachgerichtlichen Verfahren weitere aus der unzulässigen Telefonüberwachung erlangte Informationen eingeführt und das Bundesverwaltungsgericht im angefochtenen Urteil zu Lasten des Beschwerdeführers entscheidungserhebliche Feststellungen auf diese Informationen gestützt hat, wird dieser durch beide Entscheidungen in seinem Grundrecht aus Art. 10 Abs. 1 GG verletzt. 

Entgegen der Annahme des Bundesverwaltungsgerichts hat der Beschwerdeführer nicht der Verwertung dieser Informationen im fachgerichtlichen Verfahren zugestimmt. Vielmehr hat er diese ausdrücklich als unzulässige Beweismittel gerügt (Schriftsatz vom 27. November 2010, S. 24 Rdn. 68, Anlage Nr. 6). Es ist daher unerheblich, dass er sich im weiteren Verfahren auf die Gesprächsinhalte bezogen hat.

Dr. Marx 
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